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 Freiwilligendienste 
in Europa 

»2011 ist das Europäische Jahr 
der Freiwilligentätigkeit. In der 
Einsicht, dass Freiwilligendienste 
zivilgesellschaftliches Engage-
ment nachhaltig stärken und 
einzigartige Bildungsverfahren 
ermöglichen, haben sie in den 
letzten Jahren einen enormen 
Anerkennungsschub durch Poli-
tik und Gesellschaft erfahren. 
Unter großem Einsatz der Ver-
antwortlichen und Freiwilligen 
und trotz zahlreicher Widerstän-
de entstand in den letzten Jahr-
zehnten ein differenziertes Ange-
bot von Freiwilligendiensten im 
In- und Ausland mit spezifischen 
Profilen und verlässlichen Struk-
turen. An diesem Erfolg wollen 
zunehmend staatliche Akteure 
teilhaben. 

So hat die EU ein Freiwilligen-
programm mit Hilfe von Nichtre-
gierungsorganisationen entwi-
ckelt, das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung und das Aus-
wärtige Amt haben die Pro-
gramme ‚weltwärts’ und ‚kul-
turwelt’ aufgelegt. Zugleich 
übernehmen diese nationalen 
und europäischen Strukturen 
mehr und mehr die Steuerung, 
geben pädagogische Inhalte vor 
oder verpflichten die Freiwilligen 
zur Teilnahme an trägerunab-
hängigen Seminaren. 

Natürlich bestimmt der Geldge-
ber mit über die Rahmenbedin-
gungen eines Programms. Aber 
wie weit darf angesichts der Sub-
sidaritätsprinzips und der unver-
zichtbaren Vielfalt der inhaltli-
chen Trägerprofile eine solche 

Steuerung gehen? Wie kann man 
einerseits die Stärkung der Zivil-
gesellschaft wünschen und ande-
rerseits ihre Entfaltungsmöglich-
keiten einschränken? Welchen 
Einfluss wird die Aussetzung der 
Wehrpflicht auf die Freiwilligen-
landschaft in Zukunft haben? 
Und schließlich, wie kann lang-
fristig dieser Prozess zu einer 
Stärkung der sozialen und inter-
kulturellen Kompetenz in der 
Gesellschaft und einer wachsen-
den Freude am Engagement füh-
ren? 

Gemeinsam mit europäischen 
Partnern laden wir zivilgesell-
schaftliche Akteure, Verbände, 
Politiker/innen, Praktiker/innen 
und Interessierte zum Austausch 
ein.« 
(aus dem Programm der Tagung 
in der Ev. Akademie zu Berlin) 

Quellen: 
Freiwilligendienste in Europa – Zwischen Staat und Zivilgesellschaft 
 
Überarbeitete und ergänzte Beiträge einer Tagung in der Evangelischen Akademie zu Berlin, 30.11.-1.12.2010. Ta-
gung in Kooperation mit: Aktion Sühnezeichen Friedensdienste, Evangelische Freiwilligendienste für junge Men-
schen, Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden, Servicestelle für internationale Freiwilligendienste, Evangelische 
Trägergruppe für gesellschaftspolitische Jugendbildung und die Konferenz evangelischer Freiwilligendienste. 
 
Die Veranstaltung wurde gefördert mit Mitteln des Bundesministeriums für Familien, Senioren, Frauen und 
Jugend aus den Mitteln des Kinder- und Jugendplans (KJP) des Bundes und der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) 
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»Freiwilligendienste in Europa …» / Begrüßung  
Von Ulrike Kind, Evangelische Akademie zu Berlin  

»Freiwilligendienste in Europa – Zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft«, Evangelische  
Akademie zu Berlin, 30.11.-1.12.2010 

Ich heiße Sie herzlich willkommen zu der Tagung 
»Freiwilligendienste in Europa. Zwischen Staat 
und Zivilgesellschaft«. Ich bin Studienleiterin für 
Europäische Dialoge und Jugendbildung an der 
Evangelischen Akademie zu Berlin und begrüße 
Sie heute hier, auch im Namen aller Kooperati-
onspartner, in der Französischen Friedrichstadt-
kirche.  

Als wir vor gut einem Jahr die Planungen zu 
dieser Tagung begannen, wussten wir nicht, dass 
in der Zwischenzeit die Wehrpflicht ausgesetzt 
und ein Bundesfreiwilligendienst eingeführt wer-
den würde. Dass wir mit dem Thema unserer 
heutigen Tagung genau ins aktuelle politische 
Geschehen kommen, freut uns natürlich.  

Als Akademie haben wir immer wieder in den 
letzten Jahren Freiwilligendienste und Zivilgesell-
schaft zum Thema gemacht. Der Aufhänger für 
diese Tagung war ursprünglich, dass die Europäi-
sche Union das »Europäische Jahr der Freiwilli-
gentätigkeit« für 2011 ausgerufen hat. Dies möch-
ten wir zum Anlass nehmen über die ganz be-
sondere Rolle von zivilgesellschaftlichen Trägern 
im Feld der Freiwilligendienste nachzudenken. 
Geht man in die Geschichte der Freiwilligendiens-
te so waren es zuerst kleine Initiativen und ein-
zelne Personen, die den Gedanken des freiwilli-
gen Engagements vorangebracht haben. Im Feld 
der internationalen Freiwilligendienste – seien es 
Kurz- oder Langzeitdienste – haben sie Kontakte 
zu Personen hergestellt, Schritte gegen die 
Sprachlosigkeit hin zur Versöhnung gemacht und 
Türen in Länder geöffnet, zu denen es oft noch 
keine offiziellen politischen Kontakte gab.  

Die ersten nationalen Freiwilligendienste, das 
sogenannte Diakonische Jahr verstand sich zu-
nächst als Zeit des »Dienens und Opferns« und als 
Reaktion auf den Mitarbeitermangel im sozialen 
Feld. Zunehmend wurden aber auch hier die 
Aspekte der beruflichen Orientierung und Weiter-
qualifizierung und der persönlichen Selbstfindung 
immer wichtiger. Beide Formen, die nationalen 
und internationalen Freiwilligendienste haben die 
deutsche Gesellschaft mit ihrem Innovationspo-
tential, ihrem Versöhnungsgedanken, ihrem Auf-

greifen gesellschaftlicher Randthemen, oft auch 
mit ihrer Kontroversität und zugleich ihren neuen 
Ansätzen zu Ehrenamt und Partizipation geprägt.  

Einen entscheidenden Beitrag leisteten und leis-
ten hier die nichtstaatlichen Träger und Freiwilli-
genorganisationen. Sie verstanden und verstehen 
ihre Aufgabe schon immer zum einem im Ermög-
lichen des Freiwilligendienstes an sich, dieser 
ganz spezifischen Erfahrung des individuellen 
Handelns in Feldern, die einem persönlich am 
Herzen liegen, wo man zugleich gesellschaftlich 
etwas gestalten, sich selbst in einem ganz neuen 
Kontext erleben und sehr viel für sich mitnehmen 
kann. Als Repräsentanten einer lebendigen Zivil-
gesellschaft eröffnen die Organisationen dem 
Freiwilligen während seines Dienstes aber auch 
im Anschluss Räume für persönliche Verantwor-
tung und Kreativität und stehen als Beispiel einer 
aktiven zivilgesellschaftlichen Institution, bei der 
sich der Freiwillige langfristig und nachhaltig 
engagieren kann. Zugleich fördern sie als Teil der 
Zivilgesellschaft die soziale und interkulturelle 
Kompetenz der Gesellschaft und ermöglichen 
demokratische Teilhabe.  

Gerade durch die Vielfalt der Träger werden ganz 
unterschiedliche Zielgruppen für den Freiwilli-
gendienst erreicht und gewonnen. Hier liegt auch 
die spezifische Chance für Freiwilligendienste in 
evangelischer Trägerschaft, die sich bewusst als 
lebendiges und gestaltendes Element der Kirche 
verstehen und Freiwilligen einen Dienst in ihren 
Engagementfeldern ermöglichen. Im Evangeli-
schen Freiwilligendienst gewinnt das Gebot der 
Nächstenliebe Gestalt, wenn Menschen füreinan-
der eintreten und das Miteinander der Gesell-
schaft solidarisch gestalten.  

Diese Tagung möchte eine Lanze für starke zivil-
gesellschaftliche Akteure im Freiwilligenbereich 
brechen. Die zunehmende Entdeckung und An-
eignung der Freiwilligendienste durch staatliche 
und europäische Institutionen, was natürlich 
auch ein Ergebnis ihres Erfolges ist, birgt die Ge-
fahr der Schwächung wichtiger zivilgesellschaftli-
cher Strukturen. Uns geht es im Kern um eine 
Erinnerung an das Subsidiaritätsprinzip, das auch 
eine lange protestantische Tradition hat – schon 
auf der Synode in Emden von 1571 heißt es, man 
solle den »Provinzial- und Generalsynoden keine 
Fragen vorlegen, die schon früher behandelt und 
gemeinsam entschieden worden sind«. – auf so 
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etwas beruft man sich natürlich sehr gerne hier in 
der Evangelischen Akademie! Nimmt man dieses 
Prinzip ernst, dann kann man nicht einerseits die 
Stärkung der Zivilgesellschaft wünschen und 
andererseits ihren Akteuren die Handlungsspiel-
räume beschränken. Gemeinsam mit Partnern aus 
Europa und Deutschland wollen wir auf dieser 
Tagung das Verhältnis zwischen Staat und Zivil-
gesellschaft im Feld Freiwilligendienste gründlich 
ausleuchten.  

Wir und die Kooperationspartner – das sind in 
diesem Fall Vertreterinnen und Vertreter von 
sieben Organisationen, die in verschiedenen For-
men Freiwilligendienste anbieten oder sich mit 
Jugendbildung und Ehrenamt im weiteren Sinne 
beschäftigen. Gerne möchte ich die Organisatio-
nen hier namentlich nennen: neben der Evangeli-
schen Akademie zu Berlin sind dies Aktion Süh-
nezeichen Friedensdienste, Evangelische Freiwilli-
gendienste für junge Menschen, Aktionsgemein-
schaft Dienst für den Frieden, die Servicestelle für 
internationale Freiwilligendienste, Evangelische 
Trägergruppe für gesellschaftspolitische Jugendbil-
dung und die Konferenz evangelischer Freiwilli-
gendienste, zu der eine Reihe der genannten Or-
ganisationen zusammengeschlossen ist. Für die 

Konferenz wird Ute Giesecke-Tapp gleich netter-
weise noch einige Worte zur Begrüßung sagen, 
da Martin Schulze leider kurzfristig erkrankt ist.  

Neben dem Dank an die Kooperationspartner 
möchte ich auch ausdrücklich erwähnen, dass 
diese Tagung durch die Evangelische Kirche in 
Deutschland und das Bundesministerium für 
Familien, Senioren, Frauen und Jugend aus den 
Mitteln des Kinder- und Jugendplans (KJP) des 
Bundes gefördert wird. Und wenn wir schon beim 
Danken sind, möchte ich einen besonderen Dank 
an Rosalita Huschke aussprechen, die die Tagung 
organisatorisch vorbereitet und geplant haben. 
Außerdem werden uns Joachim Hodeige und 
Verena Düntsch als Tagungsbegleitung heute und 
morgen unterstützen.  

Wir freuen uns sehr über die schöne Resonanz 
auf unsere Tagung. Vor allem ist es uns sehr 
wichtig, dass Vertreter aus ganz unterschiedli-
chen Feldern hier den Weg in die FFK gefunden 
haben – aus Ministerien, nichtstaatlichen Organi-
sationen, Verbänden, Stiftungen, Universitäten 
und dem kirchlichen Bereich. Nun wünsche ich 
uns intensive Gespräche in den nächsten zwei 
Tagen und übergebe an Ute Giesecke-Trapp.   

 

Begrüßung 
Von Ute Giesecke-Trapp, Konferenz evangelischer Freiwilligendienste 

Auch ich möchte Sie im Namen der Konferenz 
evangelischer Freiwilligendienste recht herzlich 
zu unserer Tagung Freiwilligendienste in Europa 
– Zwischen Staat und Zivilgesellschaft begrüßen. 

Ich stehe hier als Vertretung für Martin Schulze, 
Geschäftsführer der Evangelischen Freiwilligen-
dienste, der leider erkrankt ist und von dem ich 
herzlich grüßen soll. 

Die Konferenz evangelischer Freiwilligendienste 
ist der Zusammenschluss zentraler Akteure, die 
im Bereich der evangelischen Kirche Freiwilligen-
dienste im In- und Ausland durchführen bzw. mit 
diesen zu tun haben.  

Im Rahmen der Konferenz evangelischer Freiwil-
ligendienste haben wir uns immer wieder mit den 
Fragestellungen befasst, die uns hier während der 
Tagung beschäftigen sollen im Plenum und in 
den Workshops. 

Für uns sind Freiwilligendienste immer Bildungs- 
und Orientierungszeiten für die Freiwilligen, dies 
gilt insbesondere für Freiwilligendienste für junge 
Menschen. Aber auch die Angebote für ältere 
Freiwillige sollten sich im Sinne des lebenslangen 
Lernens an dieser Grundausrichtung orientieren. 

Wir haben uns auch die Frage gestellt, was ist das 
spezifische eines kirchlichen oder gar eines evan-
gelischen Angebots. Was ist unser Profil mit Blick 
auf das Gesamtangebot der Trägerlandschaft.  
Auch hieran wollen wir im Rahmen eines 
Workshops weiter diskutieren. 

Ausgehend vom Gedanken der Subsidiarität ist es 
uns wichtig, in allen Formaten der Freiwilligen-
dienste das Trägerprinzip zu erhalten und zu 
stärken. Nicht als Selbstzweck, sondern  

   weil sich dadurch ein vielfältiges Angebot an 
Programmprofilen ergibt, dass den unter-
schiedlichen Interessen der Jugendlichen ge-
recht wird. 
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   weil somit eher einem Verwertungsinteresse 
der Einsatzstellen an den Freiwilligen entge-
gen gewirkt werden kann 

   weil es für den Freiwilligen ein klares gesamt-
verantwortliches Gegenüber ergibt 

   und weil sich aus meiner Sicht durch die kon-
tinuierliche Begleitung durch den Träger in 
Vorbereitung, Durchführung und Nachberei-
tung des Dienstes am ehesten ein für alle Sei-
ten erfolgreicher Dienst gestalten lässt.  

Ein Dienst, den die Freiwilligen insgesamt als 
positiv und bereichernd erleben, trägt mit dazu 
bei, dass Freiwillige Lust haben, sich auch in 
ihrem späteren Leben weiter gesellschaftlich zu 
engagieren.   

In den letzten Jahren hat es wiederholt Tenden-
zen gegeben, durch die das Trägerprinzip ausge-
hebelt oder geschwächt wurde. 

   Der europäische Freiwilligendienst sieht seit 
2007 die Möglichkeit trägereigene Begleitse-
minare durchzuführen nicht mehr vor. Alle 
Freiwilligen müssen aber die zentralen EVS-
Seminare besuchen. Die Möglichkeit ein eige-
nes Trägerprofil in den Dienst zu bringen wird 
somit erheblich geschwächt. 

   Das Programm Weltwärts wird als Freiwilli-
gendienst des Ministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung dargestellt. 
Die Entsendeorganisationen werden nur noch 
zur Entsendung der Freiwilligen benötigt. Mit 
dem DED wurde aber zugleich eine staatliche 
Entsendeorganisation aufgebaut. 

   Kulturweit, der Freiwilligendienst des Auswär-
tigen Amtes, kommt – wenn man genau hin-
schaut- ganz ohne freie Träger aus. 

Es ist natürlich positiv zu sehen, dass in den letz-
ten Jahren immer mehr - auch staatliche und 

europäische Akteure - das Feld Freiwilligendiens-
te als Möglichkeit der gesellschaftlichen Aktivie-
rung und Partizipation, als Bildungserfahrung 
und Qualifizierung entdecken und für die eigenen 
Arbeitsfelder nutzen wollen. 

Dies ist ja auch eine bedeutende Anerkennung für 
die Leistungen, die die zivilgesellschaftlichen 
Organisationen bei der Etablierung der Freiwilli-
gendienste erbracht haben. Zugleich darf Aner-
kennung aber nicht bedeuten, dass diese nationa-
len und europäischen Strukturen mehr und mehr 
die Steuerung übernehmen, pädagogische Inhalte 
vorgeben und Freiwillige zur Teilnahme an trä-
gerunabhängigen Seminaren verpflichten. Genau 
dann kann die Wertschätzung des Freiwilligen-
dienstes an sich eine Schwächung wichtiger zivil-
gesellschaftlicher Akteure bedeuten.  

Mit dem Bundesfreiwilligendienst ergibt sich ein 
neuer staatlicher Dienst, bei dem das Trägerprin-
zip in der in allen Freiwilligendiensten bewährten 
Form bisher nicht explizit vorgesehen ist. Aus 
unserem Sicht bedarf es hier noch grundlegender 
Veränderungen bzw. Klarstellungen im Gesetzge-
bungsverfahren, damit der Bundesfreiwilligen-
dienst passfähig zu den Jugendfreiwilligendiens-
ten wird. 

In dem Spannungsfeld zwischen staatlicher Rah-
mengebung und subsidiärer Ausgestaltung der 
Dienste durch die Träger bewegen wir uns stän-
dig in unser Arbeit in den Freiwilligendiensten. 
Deshalb wollen wir dieses Spannungsfeld auch 
bei dieser Tagung diskutieren, Probleme benen-
nen aber auch beschreiben, wie ein gutes Mitein-
ander zwischen Staat und Zivilgesellschaft gelin-
gen kann.  

Ich wünsche uns allen eine gute Tagung. 
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Anfänge der Freiwilligendienste in Europa –  
eine schlesisch-deutsch-polnische Spur  
Von Annemarie Franke, Vorstand der Stiftung Kreisau 

»Freiwilligendienste in Europa – Zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft«, Evangelische  
Akademie zu Berlin, 30.11.-1.12.2010 

Vorbemerkung 

Die Veranstalter der Tagung »Freiwilligendienste in 
Europa. Zwischen Staat und Zivilgesellschaft« 
haben mir die schwierige Aufgabe anvertraut, eine 
historische Annäherung zum Thema »Freiwilligen-
dienste in Europa« zu Beginn der Tagung vorzu-
stellen. Ich will eingangs kurz erklären, vor wel-
chem Hintergrund ich das tue und warum ich die 
Einladung der Veranstalter angenommen habe.  

Die Internationale Begegnungs- und Gedenkstätte 
Kreisau-Krzyowa, 50 km süd-westlich von Breslau 
und 350 km von Berlin gelegen, ist selbst Träger 
von Freiwilligenprogrammen. Seit Beginn der 
90er Jahren unterstützen Freiwillige aus Deutsch-
land die Arbeit der Begegnungsstätte. Inzwischen 
gibt es mehrere Programme, die Freiwillige aus 
anderen europäischen Ländern einbeziehen:  

–  traditionell das Freiwillige Soziale Jahr im 
Ausland und den Ersatzdienst bzw. Friedens-
dienst in Zusammenarbeit mit Pax Christi im 
Bistum Aachen 

–  EVS – europäischer Freiwilligendienst als Ent-
sende- und Aufnahmeorganisation: polnische 
Freiwillige in der Ukraine und in Deutschland, 
Aufnahme von Freiwilligen bisher aus Spa-
nien, Niederlanden, Ukraine und Deutschland 

–  Kooperation mit den ijgd Brandenburg bei 
dem Programm »Freiwillige in der Garten-
denkmalpflege«  

–  3 Jahre lang Koordinierung des Programms 
»memoria – Freiwillige für Europas Kulturer-
be« der Stiftung Erinnerung, Verantwortung, 
Zukunft in Niederschlesien mit 15 Freiwilligen 
aus Polen, Deutschland, der Tschechischen 
Republik bzw. der Ukraine an verschiedenen 
Einsatzstellen in Niederschlesien  

Abgesehen von der praktischen Erfahrung mit 
Freiwilligendiensten sind wichtige Persönlichkei-
ten und Vorreiter der Idee freiwilliger Dienste für 
junge Menschen eng mit der Kreisauer Geschichte 
verbunden. Bestimmte historische Wurzeln der 
Freiwilligendienste gehören also nach Kreisau 
bzw. Schlesien und insofern ist es verständlich, 
dass diese Form der internationalen Jugendbil-
dungsarbeit zu den Säulen der inhaltlichen Arbeit 
unserer Begegnungsstätte gehört.  

Schließlich habe ich selbst ein Freiwilliges Sozia-
les Jahr – L’année diaconale in einem Altersheim 
bei Paris absolviert und weiß aus persönlicher 
Erfahrung die Bedeutung der Freiwilligendienste 
zu schätzen.  

Ich möchte also im folgenden Vortrag einige As-
pekte der historischen Entwicklung von Freiwilli-
gendiensten in Erinnerung rufen, und bitte um 
Verständnis, das ich mich dabei überwiegend auf 
meine Kreisauer Perspektive stützen werde.  

Diese historische Annäherung kann uns verge-
genwärtigen, wie sich gesellschaftliche und politi-
sche Veränderungsprozesse in den Debatten um 
Sinn und Form von Freiwilligendiensten spiegeln, 
welche Themen und Zielsetzen sich unter ver-
schiedenen Vorzeichen wiederholen, welche Inte-
ressen jeweils leitend sind und je nach histori-
schem Kontext unterschiedliche Ausprägungen 
erfahren haben:  

–  Dienst für den Frieden – Anti-Wehrpflicht und 
Anti-Kriegsbewegung 

–  Gemeinschaftsdienste als Antwort auf soziale, 
gesellschaftliche oder internationale Heraus-
forderungen 

–  Dienst am Nächsten und für die Gemeinschaft 
- sozialer und christlicher Bildungsauftrag als 
Fokus  

–  Freiwilligendienst als Orientierung für junge 
Menschen und ihre Persönlichkeitsentwick-
lung – jugend- und europapolitischer Auftrag  
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Die Zeit vor dem Ersten Weltkrieg und in der Weimarer Republik 

Die Stimmungen in der Bevölkerung des wilhel-
minischen Deutschlands zu Beginn des Ersten 
Weltkrieges sind uns heute völlig fremd: euphori-
sche Menschenmassen, die den ausfahrenden 
Soldaten zujubeln, junge Menschen, die lieber die 
Schule abbrechen, um Soldat zu werden, Losun-
gen auf den Waggons der Züge wie »Jeder Schuß 
ein Russ, jeder Stoss ein Franzos...« 

Vom Ersten Weltkrieg sprechen wir als der Urka-
tastrophe des 20. Jahrhunderts (George F. Ken-
nan). Die Millionen Opfer sind für uns symbo-
lisch festgehalten in den endlosen Feldern mit 
Soldatengräbern im Norden Frankreichs, Zeich-
nungen von George Grosz mit Kriegsinvaliden 
und Bettlern in der Großstadt Berlin, Büchern 
bzw. Verfilmungen wie »Im Westen nichts Neu-
es« von Erich Maria Remarque.  

Die Erfahrung dieser Kriegsgeneration ist aus-
schlaggebend für die Anfänge von Gemeinschafts- 
und Freiwilligendiensten in der Weimarer Repub-
lik, die in dieser Zeit vor allem pazifistisch und 
humanitär begründet sind. Vordenker in Blick auf 
eine Alternative zum Militärdienst oder Wehr-
pflicht hat es allerdings schon vor dem Ersten 
Weltkrieg gegeben: ein Beispiel ist der amerikani-
sche Philosoph und Psychologe William James, 
der sich als Pazifist verstand. Er war der Mei-
nung, dass bestimmte Verhaltensweisen (»Uner-
schrockenheit, Verachtung von Weichheit, Auf-
gabe privater Interessen, Gehorsam gegen den 
Befehl«), die über das Militär erfolgreich vermit-
telt wurden, durch ein »Moralisches Äquivalent 
des Krieges« aufrecht erhalten werden.  

Er stellte sich einen Arbeits- und Friedensdienst 
vor, der den Kampf zwischen den Völkern durch 
den Kampf gegen die Natur und ihre Unbilden 
ersetzen würde und zwar in Einsätzen bei Kulti-
vierungsarbeiten oder Katastropheneinsätzen.1 
Aus diesem Vorschlag von 1910 folgte in den USA 
keine Gründung von Organisationen, aber später 
sollte das Denken von William James für den 
»New Deal« der 30er Jahre wieder Bedeutung 
gewinnen. Bereits vor dem Ersten Weltkrieg hat 
ebenfalls einer der späteren Protagonisten der 
»Arbeitslager-Bewegung«, Eugen Rosenstock-
Huessy, sich für einen Zivildienst eingesetzt, da-
mals gedacht als Arbeitsdienst für Wehrpflichtige, 
die aus gesundheitlichen Gründen nicht eingezo-
gen wurden. Er verfolgte damit aber weitaus tie-
fer gehende Ziele als nur die Heranziehung der 
»Untauglichen« zum Dienst: Der Einsatz sollte 

junge Menschen aus allen Schichten bei der Ar-
beit zusammenbringen und durch die gemeinsa-
me Arbeit verbinden. Später schreibt er zu seinen 
Zielen von damals: »Die Arbeitsdienste, die seit 
1910 empfohlen, begonnen, versucht worden 
sind, gingen auf die Vorbereitung des menschli-
chen Gesprächs, denn man hat sich nur etwas zu 
sagen, wenn man zueinander gehört oder mitein-
ander geschuftet hat.«2 Eugen Rosenstock-Huessy 
selbst hat am Ersten Weltkrieg als Reserveoffizier 
teilgenommen, aus dieser Zeit stammt sein 21 
Korrespondenzen umfassender »Schützengraben-
briefwechsel« mit Franz Rosenzweig über Juden-
tum und Christentum aus dem Jahr 1916. Genau 
dieser Eugen Rosenstock-Huessy, auf den ich 
noch weiter eingehen werde, ist eng mit Kreisau 
und dem späteren Widerstand Helmuth James 
von Moltkes gegen den Nationalsozialismus ver-
bunden.3  

Das erste friedenspolitische »Arbeitslager« oder 
modern gesprochen Workcamp im Geiste von 
Jugendgemeinschaftsdiensten findet im Jahr 1920 
im zerstörten Dorf Esne bei Verdun statt. Die 
Initiative ging zurück auf den Schweizer Offi-
zierssohn Pierre Ceresole (1879-1945), der unter 
dem Einfluss der Gedanken von William James 
und der Erfahrung des Ersten Weltkrieges handel-
te. »Die gemeinsame Hilfe für Menschen in Not 
sollte die internationale Verständigung fördern 
und gegenseitige nationale Vorurteile unter den 
Mitgliedern des Arbeitslagers abbauen.« - so die 
Vorstellung von Ceresole.4 Er gründete gleichzei-
tig die Organisation Service Civil International 
(SCI), die im Jahr 2010 ihren 90. Geburtstag ge-
feiert hat. Zu diesem Jahrestag fand ein Treffen in 
Verdun statt. Ein Teilnehmer, selbst Zivildienst-
leistender des SCI, nahm diesen Aufenthalt zum 
Anlass, um auf Spurensuche zu gehen. Hier lade 
ich zu einem kurzen Exkurs aus der Geschichte 
der Anfänge in die Gegenwart ein, da diese Er-
zählung mich sehr berührt hat. Thedy von Fel-
lenberg erinnert sich, wie er in das Dorf Esnes 
kommt und sich auf die Suche nach Menschen 
begibt, die sich an den Einsatz oder seine Folgen 
vor 90 Jahren erinnern würden. Er stößt zunächst 
auf Ablehnung und Schweigen, aber dann lädt 
ihn eine ergraute Frau in ihr Haus ein. »Ja, ihre 
Eltern pflegten von den »suisses« zu sprechen, 
eröffnet sie mir beim Kaffee und zeigt mir alte 
Archivbilder von Esnes aus dem Ersten Welt-
krieg. Sie führt mich auch zu einer der letzten 
Baracken, die nach der Total-Zerstörung des Dor-
fes als Wohnunterkunft gebaut worden waren. 
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Ob da noch Pierre Ceresole und seine Arbeitska-
meraden daran gehämmert hatten? Die einfache 
Holzbaracke gehört einer privaten Besitzerin, die 
viele Jahre mit einer Unmenge Katzen hier gelebt 
habe. Ich komme mir vor wie ein Forscher auf 
der Suche nach Mayaruinen im Dschungel. Denn 
außer der Alten lebt wohl niemand mehr, der das 
Freiwilligenteam gekannt hatte.«5  

Seine Gastgeberin, Frau Boucher, meint, die Ver-
söhnungsaktion sei wohl etwas zu früh gewesen, 
der Hass auf die Deutschen noch zu groß. Sie 
erzählt ihm von einer viele Jahre danach im Dorf 
lebenden Deutschen, die diese Ablehnung zeitle-
bens gespürt habe, akzeptiert worden sei sie erst, 
als sie die Freilassung französischer Gefangener 
von den deutschen Besatzungsoffizieren im Zwei-
ten Weltkrieg erwirken konnte.  

Diese Geschichte zeigt, dass Freiwilligendienste 
häufig ihrer Zeit voraus sind, Signale setzen, die 
noch keiner hören will. Vielleicht haben sie aber 
dennoch ihre Wirkung erreicht und den Boden 
geebnet für die Annäherung der nächsten Genera-
tion von Franzosen und Deutschen? Ganz abge-
sehen von der Erfahrung für die Teilneh-
mer/innen jenes ersten Workcamps des Service 
Civil International in Esnes im Jahr 1920.  

In Deutschland gründeten sich auf dieser Welle 
keine vergleichbaren Organisationen. Da die 
Wehrpflicht generell abgelehnt wurde in pazifisti-
schen Kreisen, wurden auch Ersatzdienste oder 
Zivildienste skeptisch gesehen. In den 30er Jah-
ren kommt es zu einer Annäherung zwischen 
dem Bund der Kriegsdienstgegner und den Aktio-
nen von Ceresole. Die Gründung eines deutschen 
Zweiges des SCI im November 1932 kommt zu 
spät – bevor Aktivitäten entwickelt werden kön-
nen, stoppt die Machtübernahme Hitlers jede 
pazifistische Initiative.  

Im Geist des Pazifismus entsteht nach dem Ersten 
Weltkrieg 1919 der Internationale Versöhnungs-
bund mit einer deutschen Sektion unter dem Vor-
sitz von Friedrich Siegmund-Schultze, eines Ber-
liner Pfarrers. Der Bund betrieb christliche Sied-
lungsgemeinschaften und setzte sich für die in-
ternationale Verständigung ein. Gegenüber einem 
zivilen Alternativdienst war diese Bewegung aber 
auch zurückhaltend eingestellt, da ein ziviler 
Alternativdienst den Kriegsdienst nicht grundsätz-
lich in Zweifel stellt.  

Zu bedenken ist, dass es im Deutschland der 
Zwischenkriegszeit aufgrund des Friedensvertra-
ges von Versailles ein Verbot der Wehrpflicht 

gab, insofern war der Militärdienst in seiner Be-
deutung und Präsenz zurück gedrängt. 

Gerade deshalb beschäftigte die Öffentlichkeit in 
der Zeit der Weimarer Republik die Frage eines 
freiwilligen Arbeitsdienstes – hier taucht ein Mo-
tiv auf, das die Diskussionen um »Freiwilligen-
dienst«, »Wehrpflicht« oder »Ersatzdienst« bis 
heute begleitet. Verschiedene pädagogische Kon-
zepte und sozialpolitische Ziele werden aufge-
bracht, wobei ganz unterschiedliche Akteure das 
Modell »freiwilliger Arbeitsdienst« für sich poli-
tisch beanspruchen.  

Das Beispiel der »Löwenberger 
Arbeitsgemeinschaft« in Schlesien  

Die »Bündische Jugend« gehörte zu den demokra-
tischen Akteuren, die Mitte der 20er Jahre im 
Geiste der Reformbewegung Arbeitsdienste for-
derten. Hier spielte die Schlesische Bündische 
Jugend eine Vorreiterrolle, organisiert als »Schle-
sische Jungmannschaft«. Diese Organisation mit 
ihrem Sitz im »Boberhaus« in Löwen-
berg/Schlesien am Bober (seit 1945 Lwowek 
Slaski) erinnert in ihrem Aufgaben- und Tätig-
keitsprofil an eine Mischung aus kommunaler 
Jugend- und Erwachsenenbildungseinrichtung 
und Träger von internationalen Workcamps. Fak-
tisch wurde das Boberhaus seit 1926 als »freie 
Heimvolkshochschule« von dem Pädagogen Hans 
Dehmel geführt. Die Organisation wirkte sowohl 
in die Region hinein, betroffen von der Armut der 
Bergbauarbeiter und kleiner Landwirte, als auch 
international, vor allem in Südosteuropa. Zur 
näheren Ergründung von Formen des Arbeits-
dienstes unternahm eine Gruppe von Studieren-
den 1928 eine Fahrt nach Bulgarien. Die Teil-
nehmer/innen arbeiteten bei Einsätzen mit und 
sammelten Material für Berichte, die sie nach 
ihrer Rückkehr veröffentlichten, um der Bürokra-
tisierung und Militarisierung des Arbeitsdienst-
Gedanken in Deutschland entgegen zu wirken.6 

Ihr Anliegen war eine alle sozialen Schichten 
übergreifende Gemeinschaft; um diese zu entwi-
ckeln, organisierten sie die Arbeitslager als eine 
Mischung aus körperlicher Arbeit mit Nutzen für 
die Region und Fortbildungskursen für junge 
Männer im Alter von 18-25 Jahren. Dabei arbeite-
ten sie in den 20er Jahren mit besagtem Eugen 
Rosenstock-Huessy zusammen, der zu dieser Zeit 
Professor an der Breslauer Universität und im 
Auftrag des preußischen Unterrichtsministeriums 
zuständig für Volkshochschulen war. Einer seiner 
Studenten war Helmuth James von Moltke, der 
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ihn auch bei der Vorbereitung und Durchführung 
des ersten Arbeitslagers für Studenten, Arbeiter 
und Bauern 1927 unterstützte. Die Konferenz, die 
zur Gründung der »Löwenberger Arbeitsgemein-
schaft« führte, fand auf Gut Creisau statt.7 Ein 
Vetter Moltkes, Carl Dietrich von Trotha, gehörte 
zur Akademischen Freischar. An der Vorberei-
tungskonferenz nahmen bereits Vertreter ver-
schiedener Berufe und Erfahrungen teil. Damals 
war der Ausgangspunkt die wirtschaftliche und 
soziale Lage im Bergbaugebiet Landshut - Wal-
denburg – Neuroda (Kamienna Góra-Wabrzych-
Nowa Ruda). Was veranlasste den jungen Molt-
ke, Gutsbesitzer-Sohn und angehender Jurist mit 
Interesse für Völkerrecht, Minderheitenschutz 
und dem Traumberuf Richter, sich für diese Be-
wegung zu engagieren? Er war gerade 20 Jahre 
jung. Er erlebte und beobachtete als Erstgebore-
ner auf dem landwirtschaftlichen Betrieb seiner 
Eltern die Krise der Landwirtschaft in Folge der 
wirtschaftlichen Krise des Deutschen Reiches 
nach dem Ersten Weltkrieg. Ihm waren die Le-
bensbedingungen in den Arbeitervierteln der 
Kohlebergbaustädten Schlesiens, z.B. Waldenburg 
(Walbrzych) durch eigene Anschauung vertraut 
und er erlebte durch seine Zusammenarbeit mit 
internationalen Journalisten die Minderheiten-
problematik in Oberschlesien, ausgelöst durch die 
Grenzverschiebungen in Folge des Versailler Ver-
trags. Er war ein rundum politischer Mensch.  

Er verfolgte keine pädagogischen Ziele, sondern 
gesellschaftspolitische. Er wollte ganz konkret 
einen sozialpolitischen Notstand lösen durch die 
Mobilisierung von interessierten Freiwilligen un-
terschiedlicher Provenienz, die bereit sind, von-
einander zu lernen und auf der Grundlage ihrer 
unterschiedlichen Erfahrungen die Chance haben, 
Lösungsansätze zu finden. Dabei ging es um 
Menschen, die in Brot und Lohn standen und 
dafür gewonnen wurden, drei Wochen an einem 
Arbeitslager für Arbeiter, Bauern und Studenten 
mitzuwirken.8 Die Überwindung parteipolitischer, 
konfessioneller und schichtenspezifischer Unter-
schiede galt als Schlüssel zur gemeinsamen Prob-
lemlösung. 

Moltkes Mutter – Dorothy von Moltke – besuchte 
ihren Sohn während des Arbeitslagers in Löwen-
berg und vermittelte in einem Brief an ihren Vater 
die Stimmung:  

»... Unser Löwenberger Ausflug war ein großer 
Erfolg. Meinungen aller Schattierungen waren 
vertreten, vom Großgrundbesitzer bis zum Kom-
munisten. Und alle mussten ihre Meinung frei 

äußern, was sie auch taten; so kam sozusagen 
eine freundliche Opposition zustande. Helmuth 
[der Vater Helmuth James] saß beim Essen neben 
einem Arbeiter, einem enthusiastischen sozialisti-
schen Gewerkschaftler von den Zeisswerken in 
Jena, und sie vertrugen sich so gut, dass der Ar-
beiter ihm schließlich ein Buch über den Gründer 
der Zeisswerke mit einer netten kleinen Widmung 
schenkte. Alle waren dort gleich (keine Titel wie 
Herr Professor oder Herr Bischof usw., die die 
Deutschen doch so lieben). Alle Meinungen soll-
ten zum Ausdruck kommen, alle gleich stark. Ihr 
hättet Euren Enkel sehen sollen, wie er für das 
Abendessen Mohrrüben schabte. Einhundertacht-
zig Menschen waren da, alte, junge und von mitt-
lerem Alter. Wir bezahlten drei Mark pro Tag und 
bekamen fünf Mahlzeiten, natürlich einfache, 
aber gesund und lecker. Ihr hättet es beide höchst 
interessant gefunden.«9 

Leider konnten nur drei der Arbeitslager in der 
von Eugen Rosenstock-Huessy gemeinsam mit 
der Akademischen Freischar und Helmuth James 
von Moltke entwickelten Gestalt durch geführt 
werden. Interessant ist, dass zum dritten Arbeits-
lager 1930 auch Frauen zugelassen waren und 28 
davon Gebrauch machten. Leider blieb es das 
letzte Treffen dieser Art. 

Für Rosenstock-Huessy realisierten sich in diesen 
Arbeitslagern gleich mehrere Ziele: 

»Der Sinn des Lagers ist seine Selbstverwaltung. 
Jedes Kommando durch einen bürokratischen 
Stab vernichtete daher eine Anzahl Keime zu 
eigener Initiative der Teilnehmer. Der Arbeits-
dienst muss das Entgegengesetzte leisten als das 
Vorkriegsheer. Im Arbeitslager gibt es keinen 
Feldwebel und keinen Hauptmann, d.h. keinen 
Vater und keine Mutter der Kompanie. Die Lager-
teilnehmer können nicht mit »Kinder« angeredet 
werden, selbst wenn sie es sind. Das Lager ist 
autonom, erwachsen. Denn diese Lagerteilnehmer 
kommen in das Lager, um aus Arbeitskräften, aus 
Akademikern oder Bauern Menschen, Mitarbeiter, 
Volksglieder zu werden. Sie brauchen also Ver-
antwortung, Selbstverantwortung.«10 

Hier war also weder der Arbeitsdienst als Pflicht-
jahr im Visier, um als Gegenmittel für die Arbeits-
losigkeit zu wirken, noch das jugendpolitische 
Ziel der paramilitärischen Erziehung in Zeiten 
ohne Wehrdienst – es ging um Reformen, Verän-
derungen in der Gesellschaft, Einübung von De-
mokratie. 



 epd-Dokumentation 4/2011  11 

Missbrauch der Idee des Dienstes im Nationalsozialismus – Weiterdenken im Widerstand

Die Nationalsozialisten forderten in ihrem Pro-
gramm die Einführung eines allgemeinen Arbeits-
dienstes. Das übte Druck auf die demokratische 
Koalitionsregierung unter Reichskanzler Brüning 
aus. Schließlich wurde 1931 ein »freiwilliger Ar-
beitsdienst« (FAD) »zur Milderung der Folgen der 
Arbeitslosigkeit«11 eingeführt. Die Reichsanstalt 
für Arbeit erhielt den Auftrag, diesen FAD zu 
fördern, was durch den neu eingeführten Paragra-
fen 139 im Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung begründet war. Anfangs 
war dieser Dienst tatsächlich als 20 Wochenstun-
den-Dienst freiwillig, bezahlt aus Arbeitslosengeld 
und an alle Altersgruppen gerichtet. Dieser Ar-
beitsdienst wurde 1932 ausgeweitet, jetzt schon 
unter einem weiter gefassten Motto »zum Nutzen 
der Gesamtheit in gemeinsamem Dienste freiwil-
lig ernste Arbeit zu leisten und zugleich sich kör-
perlich und geistig zu ertüchtigen.«12 Der Dienst 
wurde ergänzt um die Komponente der politi-
schen Bildung – damals »staatsbürgerliche Erzie-
hung« genannt – und gekoppelt an den Status des 
Arbeitslosen, nur für Jugendliche bis 25 Jahre: 
der Empfang des Arbeitslosengeldes war in vielen 
Kommunen abhängig davon, sich »freiwillig« zum 
Arbeitsdienst zu melden. Die Zahlen der erfassten 
Jugendlichen stiegen verständlicherweise dadurch 
stark an (Mai 1932: 15 000 junge Männer, Au-
gust: 138 000, November: 285 000).13 Es nimmt 
kein Wunder, dass dieser sogenannte Freiwillige 
Arbeitsdienst in seiner Organisationsform dann 
von den Nationalsozialisten ohne Schwierigkeiten 
in Reichsarbeitsdienst als Pflichtdienst umgewan-
delt wurde.  

Der Soziologe Helmut Schelsky hat Anfang der 
50er Jahre, als das Thema eines möglicherweise 
einzuführenden Arbeitsdienstes in der Bundesre-
publik politisch diskutiert wurde, an den Ein-
schnitt 1931 erinnert und verdeutlicht, warum die 
Einführung des FAD scheitern musste: die Idee 
der Arbeitslager ging aus den Händen der Jugend-
lichen selbst, der Selbstorganisation, über in 
staatliche Veranstaltung unter arbeitsmarktpoliti-
schen und sozialdisziplinierenden Vorzeichen.14  

Wie bekannt galt in der Nazizeit der Pflichtdienst 
ebenso für Frauen. Vor der Verstaatlichung dreh-
ten sich die Diskussionen allerdings ausschließ-
lich um Männer. Die Forderung nach einer 
Dienstpflicht für Frauen hat allerdings eine lange 
Tradition – im Sinne der Gleichberechtigung, 
parallel zum Wehrdienst für Männer. Erste Vor-
schläge kommen in Frankreich in der Zeit der 

Revolution auf; als Aufgaben für Frauen werden 
die Armen- und Krankenpflege vorgesehen. Im 
19. Jahrhundert gibt es auch in deutschen Landen 
dieses Postulat – allerdings nicht alters- oder ju-
gendspezifisch und einem traditionellen Frauen-
bild – Arbeit in Haus und Wohlfahrtspflege – 
angepasst.  

Das Reichsarbeitsdienstgesetz regelte 1935 den 
Reichsarbeitsdienst als Pflichtdienst zunächst für 
junge Männer, die sechs Monate vor Ablauf des 
25. Lebensjahres absolvieren mussten. Die ideo-
logischen Vorzeichen dieser Entscheidung zielten 
bekanntlich nicht auf selbst organisierte Arbeits-
lager von freien Trägern, sondern auf eine zentra-
lisierte Organisation und die Erziehung der Ju-
gendlichen gemäß der nationalsozialistischen 
Staatsauffassung der »Volksgemeinschaft«. 1938 
wurde auch für Mädchen das sog. »Pflichtjahr« 
eingeführt – in sozialen Diensten, der Landwirt-
schaft oder Familien. Mit steigendem Arbeits-
mangel bei Kriegsbeginn wurden Frauen auch in 
den »Reichsarbeitsdienst« aufgenommen - organi-
siert in Arbeitslagern, im Verlauf der Kriegsent-
wicklung später auch in der Rüstungsindustrie 
und der Wehrmacht.  

Die Arbeitslager nach dem Muster der Löwenber-
ger Arbeitsgemeinschaft wurden verboten. Ro-
senstock selbst emigrierte 1934 in die USA – als 
Protestant jüdischer Herkunft war er früh im Vi-
sier der nationalsozialistischen Ausgrenzungspoli-
tik an der Breslauer Hochschule. Er wird aber 
sowohl in den USA wie nach dem Krieg in 
Deutschland wieder den Gedanken der Freiwilli-
gen- bzw. Gemeinschaftsdienste aufnehmen und 
fortführen.  

Helmuth James von Moltke blieb in Deutschland, 
obwohl er genau so wie sein Professor früh er-
kannte, worauf die NS-Politik in Deutschland 
hinaus laufen würde. Moltke hatte Verwandt-
schaft in Südafrika, darüber gute Beziehungen zu 
englischen Regierungskreisen, dennoch entschied 
er sich 1934 nach einer Reise nach Südafrika zu 
den Großeltern mit seiner Frau Freya, in Deutsch-
land zu bleiben. Er absolvierte eine Zusatzausbil-
dung in England, um die britische Anwaltszulas-
sung – den Barrister – zu erwerben. Moltke ent-
schied sich gegen Emigration und für den Wider-
stand. Gemeinsam mit Peter Yorck von Warten-
burg baute er eine Gruppe auf, die Vertreter aus 
verschiedenen gesellschaftlichen, beruflichen und 
politischen Milieus vereinte. Peter Yorck hatte 
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auch an einem der »Schlesischen Arbeitslager« 
teilgenommen, auch er war Student der juristi-
schen Fakultät der Breslauer Universität gewesen, 
viele andere Freunde aus der später »Kreisauer 
Kreis« genannten Widerstandsgruppe hatten sich 
über die »Arbeitslager« kennen gelernt, als Teil-
nehmer oder Referenten: Adolf Reichwein als 
Professor, Carl Dietrich von Trotha, Horst von 
Einsiedel, Hans Peters als Mitglieder der Initiativ-
gruppe– um die Bekannteren zu nennen.  

Der »Kreisauer Kreis« entwickelte ein alternatives 
politisches Konzept zum totalitären Staat des 
Nationalsozialismus, aber auch zur »Demokratie 
ohne Demokraten« der Weimarer Zeit. Zentrales 
Motiv dieser Pläne für eine Neuordnung Deutsch-
lands und Europas nach dem Krieg war das Prin-
zip der Selbstverwaltung, der Dezentralisierung 
und des Aufbaus der Demokratie und Gesellschaft 
von unten. In einem berühmten Text aus der Zeit 
vor dem Krieg »Die kleinen Gemeinschaften« 
entwickelte Moltke ein Konzept, wie die Politik 
und Verwaltung des Staatswesens an die gesell-
schaftliche Wirklichkeit und die Bürger/innen 
rück gekoppelt werden kann und vice versa. 
Moltke stellte in diesem Text angesichts der Ver-
fälschung und Delegitimierung politischer Begriffe 
durch die Nationalsozialisten ein Konzept der 
persönlichen Verantwortung getragen von einem 
Denken für das Ganze vor. Er setzte die Selbst-
ständigkeit des Denkens und Sensibilität eines 
politischen Gewissens gegen Autoritätshörigkeit 
und blinde Pflichterfüllung. Dieser Text gilt als 
Schlüssel zum Verständnis der Kreisauer Pläne im 
Widerstand. Mit der »Löwenberger Arbeitsge-

meinschaft« hatte Moltke versucht, die Beziehung 
zwischen Gesellschaft und Verwaltung bzw. Poli-
tik zu gestalten, eine Form für den Dialog zu 
finden. 

Helmuth James von Moltke wurde im Januar 
1944 verhaftet, viele seiner Freunde wurden in 
Folge des gescheiterten Attentats vom 20. Juli 
1944 verhaftet, verurteilt und ermordet. Es war 
ihnen nicht gegeben, ihre Pläne für eine demokra-
tische Ordnung in der Nachkriegszeit an der Pra-
xis zu überprüfen.  

Im Abschiedsbrief vom 11. Januar 1945, zwei 
Wochen vor seinem Tod und einen Tag nach 
seinem Prozess, sprach Moltke in einem bewe-
genden Brief von sich in der dritten Person da-
von, wie er in seinem Leben geführt worden sei:  

»…all die viele Arbeit, die der Herrgott mit ihm 
gehabt hat, die unendlichen Umwege, die ver-
schrobenen Zickzackkurven, die finden plötzlich 
in einer Stunde am 10. Januar 1945 ihre Erklä-
rung. Alles bekommt nachträglich einen Sinn, der 
verborgen war.«15 Er nennt die Eltern und Ge-
schwister, die Söhne, und dann »…Kreisau und 
seine Nöte, die Arbeitslager und das Nichtflaggen 
und nicht der Partei oder ihren Gliederungen 
angehören, Curtis und die englischen Reisen, 
Adam [von Trott] und Peter [York von Warten-
burg] und Carlo [Mierendorf], das alles ist end-
lich verständlich geworden durch eine einzige 
Stunde. Für diese eine Stunde hat der Herr sich 
alle diese Mühe gegeben.«16  

Neubeginn und Aufbrüche in der Nachkriegszeit – starke Visionen 

Ein Mann des evangelischen Widerstandes gegen 
das nationalsozialistische Regime war es, der eine 
der großen Freiwilligenorganisationen initiiert 
und über viele Jahre begleitet hat – er hat eine 
ganz andere Form des Widerstands gewählt als 
Helmuth James von Moltke oder die Männer des 
20. Juli, war aber nicht weniger konsequent in 
seiner Haltung: Lothar Kreyssig, Jahrgang 1898. 
Er hatte, nachdem er sein Amt als Richter aus 
politischen Gründen verloren hatte, sich eine 
Lebensgrundlage geschaffen und zugleich einen 
Traum auf einem Hof erfüllt, den er in Branden-
burg erwerben konnte. Das hielt ihn nicht davon 
ab, für Recht und Gerechtigkeit unter Gefährdung 
seines eigenen Lebens einzutreten.17  

In verschiedenen Funktionen in der Evangeli-
schen Kirche hat er in der direkten Nachkriegszeit 
an den schwierigen Weichenstellungen in Synode 

und auf Kirchentagen mit gewirkt. Lothar Kreys-
sig rief mit seinem Gründungsaufruf von 1958 die 
Aktion Sühnezeichen – später Aktion Sühnezei-
chen/Friedensdienste ins Leben. Seine Motivation 
war seine Einsicht in die Notwendigkeit der Au-
seinandersetzung der deutschen Gesellschaft mit 
ihrer Geschichte, die Versöhnung der Deutschen 
mit ihrer eigenen Vergangenheit und Schuld 
durch einen Dienst an den Völkern Europas, die 
durch den Krieg Opfer der deutschen Verbrechen 
geworden waren.  

Im Gründungsaufruf heißt es: »Wir bitten um 
Frieden. Wir Deutschen haben den Zweiten Welt-
krieg begonnen und schon damit mehr als andere 
unmessbares Leiden der Menschheit verschuldet; 
Deutsche haben in frevlerischem Aufstand gegen 
Gott Millionen von Juden umgebracht. Wer von 
uns Überlebenden das nicht gewollt hat, der hat 
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nicht genug getan, es zu verhindern.« Noch sei es 
nicht zu spät, um Vergebung zu bitten. »Des zum 
Zeichen bitten wir die Völker, die Gewalt von uns 
erlitten haben, das sie uns erlauben, mit unseren 
Händen und mit unseren Mitteln in ihrem Land 
etwas Gutes zu tun, ein Dorf, eine Siedlung, eine 
Kirche, ein Krankenhaus oder was sie sonst Ge-
meinnütziges wollen, als Versöhnungszeichen zu 
errichten. Lasst uns mit Polen, Russland und 
Israel beginnen, denen wir wohl am meisten 
wehgetan haben.«18  

Kreyssig dachte an einen Dienst von Männern 
wie Frauen, die für 1 Jahr in die genannten Län-
der gehen. Beeindruckend ist in diesem Aufruf, 
dass er auf ganz konkrete, organisatorische Fra-
gen eingeht – z.B. »Der Meldung ist ein ärztliches 
Zeugnis über Gesundheit und Arbeitsfähigkeit 
beizufügen. Minderjährige bedürfen zur Meldung 
der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters.« - 
obwohl es zu diesem Zeitpunkt noch keinerlei 
organisatorische Strukturen oder Vorbereitungen 
gab.  

Explizit heißt es: »Der Dienst soll Deutsche aus 
der Bundesrepublik und der Deutschen Demokra-
tischen Republik vereinen.«19  

Diese starke Motivation aus der Situation der 
eigenen Biografie heraus und der Erfahrung der 
deutschen Nachkriegsgesellschaft können wir uns 
heute schlecht vorstellen. Die Sprache des Auf-
rufs und vieler Schriften Kreyssigs zeugt von 
einer Intensität der eigenen geistigen Erfahrung 
und theologischen Reflexion, die nicht in die 
Muster heutiger Freiwilligendienste zu passen 
scheint. Der Anspruch scheint uns völlig zu über-
fordern. Wahrscheinlich hat der Aufruf seine 
Kraft auch daher, dass Kreyssig bereits seit meh-
reren Jahren diese Notwendigkeit spürte – bereits 
vier Jahre früher hatte er beim Kirchentag in 
Leipzig den Aufruf in der Tasche gehabt, danach 
sein Vorhaben immer wieder diskutiert und 
durchdacht.  

Eugen Rosenstock-Huessy gilt als einer der Paten 
des Aufrufs von Lothar Kreyssig. Er hatte seine 
Vorstellung von Gemeinschafts- und Freiwilligen-
diensten in den USA weiter entwickelt, aus den 
von ihm mit Studenten eingerichteten »Camp 
William James« entstanden später im Auftrag von 
John F. Kennedy die »Civilian Conservation 
Corps«. In den 50er Jahren war Rosenstock in 
Deutschland mit Vorträgen und Büchern präsent.  

In dieselbe Zeit fällt eine andere Initiative für 
Freiwilligendienste, die ihren Anfang ebenfalls 

mit einem »Aufruf« nimmt. Hermann Dietzfelbin-
ger, Leiter der Diakonissenanstalt Neudettelsau 
und späterer Landesbischof von Bayern, rief 1954 
zum freiwilligen Diakonischen Jahr auf. Damit 
war der Grundstein des späteren Freiwilligen 
Sozialen Jahres gelegt. Dieser Aufruf richtete sich 
angesichts von fehlenden Händen für die Arbeit 
in der Diakonissenanstalt Neuendettelsau, die 
gerade ihr hundertjähriges Bestehen feierte, an 
junge Frauen, die freiwillig einen Dienst an den 
Kranken und Pflegebedürftigen leisten würden, 
ohne Diakonissen zu werden.  

»Ihr jungen, gesunden Menschen von 18 Jahren 
ab, gebt ein Jahr Eures Lebens zum Dienst für 
sie! Ich sehe Euch in Euren Berufen, in den Fab-
riken, in Büros und Geschäften; ich sehe die Abi-
turientinnen und Studentinnen. Ihr Mädchen alle, 
die solche Berufe haben, Ihr Arbeiterinnen und 
Studentinnen, Verkäuferinnen und Sekretärinnen 
oder wo Ihr seid: wer es kann und wer gerufen 
ist, der löse sich ein Jahr heraus und gebe dieses 
Jahr für solchen Dienst! (….)  

Ihr werdet in diesem Diakonischen Jahr nicht so 
viel verdienen wie heute in der Fabrik oder sonst 
wo im Wirtschaftsleben. Aber man lebt nicht bloß 
vom Verdienen. Ihr werdet Euer Auskommen 
haben und ein Taschengeld, von dem man gut 
leben kann. Auch warten Menschen auf Euch, die 
Euch in eine Gemeinschaft des Lebens aus dem 
Wort, des Dankes und Lobes aufnehmen möch-
ten.«20  

Interessant ist, dass dieser Aufruf zwei Ebenen 
verbindet: die Not in den Krankenhäusern oder 
Behinderteneinrichtungen einerseits – anderer-
seits die Situation der Frauen, denen neue Per-
spektiven eröffnet werden sollen. Schon der 
Gründer der Anstalt in Neudettelsau hatte im 19. 
Jahrhundert einen Ausweg gesucht, um durch die 
Behebung der einen Not Abhilfe für die andere 
Not zu schaffen. Die Feststellung der Not der 
Frauen in den 50er Jahren ist zugegeben aus ei-
nem konservativen Geist heraus begründet - es 
befremdet aus heutiger Perspektive ein Frauen-
bild, das eindeutig davon ausgeht, dass die Frau 
zu Hausarbeit, Berufen in der Pflege und Fürsorge 
berufen sei: Betreuen, Pflegen, für andere da sein 
– so seien die eigentlichen Aufgaben der Frau. 
Neu war allerdings die Vorstellung, dass Mitarbeit 
in einer Diakonissenanstalt auch von Frauen ge-
leistet werden könne, die sich nicht für die 
Schwesternschaft entscheiden, sondern für eine 
begrenzte Zeit mit arbeiten.  
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Bemerkenswert ist, dass der Aufruf nicht im 
Trend lag, das Klima der 50er Jahre in der Bun-
desrepublik war geprägt durch Stichworte wie 
Arbeitskräftemangel, Jugendarbeitslosigkeit, Ar-
beitsdienst und Haushaltsjahr - und hier kommt 
ein Aufruf zum freiwilligen Dienst gerichtet an 
berufstätige Frauen.  

Tatsächlich wurde der Aufruf gehört und es mel-
deten sich Freiwillige, die dafür ihr Berufsleben 
unterbrachen. Interessant ist die Zusammenstel-
lung der Freiwilligen der ersten drei Jahrgänge 
und ihrer Herkunft: 73 Landwirtschaft, 56 aus 
dem Haushalt, 41 aus kaufmännischen Berufen, 
37 aus höheren Schulen, 26 aus Fabriken, 9 wa-
ren Schneiderinnen, 4 hatten das Haushaltsjahr in 
England gemacht, 2 Kindergärtnerinnen, 2 Stu-
dentinnen, eine Jugendleiterin, eine Gemeinde-
helferin, eine Fotografin, eine Erzieherin, eine 
Sprechstundenhilfe, eine Apothekenhelferin.21 

Nach diesen ersten drei Jahren kommt die Idee 
des Diakonischen Jahres zum Durchbruch – die 
Evangelischen Landeskirchen des Rheinlandes, 
Württembergs, Schleswig-Holsteins, Baden und 
die Lippische Landeskirche, schließlich Westfalen 
übernehmen das Diakonische Jahr. Die Katholi-
sche Kirche folgt dem Beispiel, sowie andere Trä-
ger der sozialen Arbeit in Westdeutschland. Das 
Diakonische Jahr in kirchlicher Trägerschaft ent-
wickelt sich ebenfalls in der DDR. Den rechtli-
chen Rahmen schafft in der Bundesrepublik 
schließlich das Gesetz zur Förderung eines Frei-
willigen Sozialen Jahres vom 17.8.1964. Der Ur-
sprung des Freiwilligen Sozialen Jahres ist also 
ein Programm, das selbstbestimmtes »Helfen-
Wollen« voraussetzt.22 Anfangs war es kein FSJ 
nach Abschluss der Schulausbildung, sondern 
geschenkte Zeit, für den Nächsten und sich 
selbst, als Chance zu Neuorientierung, der Besin-
nung, ein soziales Bildungsjahr.  

Heute nehmen jährlich rund 20 000 junge Men-
schen das Angebot eines Freiwilligen Sozialen 
Jahres wahr (Zahlen für 2003/4). Das sind 2,6% 
Prozent des jeweiligen Jahrgangs der 19jährigen.23 
Hinzu kommt das Freiwillige Ökologische Jahr 
mit rund 1900 Teilnehmer/innen. Im Jahr 1993 
startete das Pilotprojekt des Europäischen Freiwil-
ligendienstes, der heute fester Bestandteil des EU-
Jugendprogrammes ist. Das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung hat vor einigen Jahren das Programm »welt-
wärts« mit Einsatzstellen in Asien, Afrika, Latein-
amerika und Osteuropa aufgelegt, seit 2009 orga-
nisiert das Auswärtige Amt das Programm »kul-
turweit« Die Vielfalt der Angebote spiegelt einer-

seits die hohe Popularität eines Freiwilligendiens-
tes für junge Menschen, andererseits aber auch 
den vielfältigen Bedarf in der Gesellschaft für 
freiwilligen Einsatz sowie die Relevanz unter 
jugend-, sozial- und arbeitsmarktpolitischen Ge-
sichtspunkten. Wichtig scheint mir aus der histo-
rischen Erfahrung heraus, bestimmte Errungen-
schaften der Freiwilligendienste zu bewahren, die 
vor allem das Gleichgewicht zwischen zivilgesell-
schaftlicher Initiative und Selbstorganisation auf 
der einen Seite und staatlichen Interessen, Ge-
setzgebung und Förderung auf der anderen Seite 
betreffen. Freiwilligendienste in ihrer Tradition 
der Jugendgemeinschaftsdienste haben wichtige 
friedens- und gesellschaftspolitische Prozesse 
eingeleitet bzw. aufgenommen und entwickelt. Es 
geht meiner Meinung nach bei Freiwilligendiens-
ten nicht nur darum, junge Menschen im Über-
gang von Schul- zu Berufsausbildung für persön-
liches und soziales Lernen und einen Dienst am 
Nächsten und der Gesellschaft zu gewinnen, son-
dern es geht auch darum, im Zusammenspiel der 
Träger von Freiwilligen- und Jugendgemein-
schaftsdiensten, der Teilnehmer/innen oder Frei-
willigen und staatlichem Handeln Demokratie zu 
gestalten.  

Zum Abschluss möchte ich noch einen Bogen 
zurück nach Kreisau ziehen. Nicht ohne Grund 
habe ich meinen Beitrag eine schlesisch-deutsch-
polnische Spur genannt: Eugen Rosenstock-
Huessy und Helmuth James von Moltke verbindet 
in den 20er Jahren in Schlesien die Gründung der 
»Löwenberger Arbeitsgemeinschaft«, zugleich die 
Idee einer gesellschaftlichen Reform, der Ermäch-
tigung der Bürger zur Beteiligung an Verantwor-
tung. Aus der »Löwenberger Arbeitsgemeinschaft« 
heraus bildet sich der Kern der Freundesgruppe 
um Moltke, der Widerstandsgruppe »Kreisauer 
Kreis«. Rosenstock-Huessy wird nach dem Krieg 
zum »Paten« der Aktion Sühnezeichen und ande-
rer Freiwilligen- und Jugendgemeinschaftsdienste. 
Aus der Begegnung von Freya von Moltke, Witwe 
Helmuth James von Moltkes, mit Eugen Rosen-
stock-Huessy Anfang der 50er Jahre entwickelt 
sich eine tiefe Freundschaft und später – nach 
dem Tod seiner Frau - ein gemeinsames Leben in 
Norwich/Vermont.  

Lothar Kreyssig rief in seinem Aufruf zur Grün-
dung der »Aktion Sühnezeichen« dazu auf, sich 
zuallererst in Polen, Russland und Israel zu enga-
gieren. Gegeben durch die politische Situation des 
Kalten Krieges war die Kontaktaufnahme er-
schwert, so dass die ersten Arbeitseinsätze in 
Holland und Norwegen stattfanden. 1965 gelang 
der Aktion Sühnezeichen (Ost) auf Initiative von 
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Günter Särchen, dem engen Mitarbeiter Kreyssigs 
aus der Katholischen Kirche im Bistum Magde-
burg, die erste Pilgerfahrt zu den Stätten der nati-
onalsozialistischen Verbrechen in Auschwitz und 
Majdanek.24 Trotz aller Widerstände entwickelten 
Kreyssig und Särchen die Sühnezeichen-Arbeit in 
und mit Polen. Parallel baute Aktion Sühnezei-
chen/ Friedensdienste von West-Berlin aus seine 
Kontakte nach Polen auf. Dank dieser Vorarbeiten 
und der dadurch entwickelten persönlichen Be-
ziehungen25 konnte Ende der 80er Jahre in Bres-
lau/Wroclaw eine Bürgerinitiative für die Grün-
dung einer internationalen Begegnungsstätte auf 
dem verfallenen Gut der von Moltkes in Krzyowa-
Kreisau entstehen. Eugen Rosenstock-Huessy war 
auch hier einer der Paten, denn angeregt durch 
sein philosophisches und politisches Denken 
trafen sich aus Anlass seines 100. Geburtstages 
1988 Menschen, die darauf aufbauend in Kreisau-
Krzyowa einen Ort des europäischen Dialogs 
schaffen wollten. Das ist eine andere Geschichte, 
aber zu ihr führt die schlesisch-deutsch-polnische 
Spur hin, die mit den Anfängen der Freiwilligen-
dienste in den 20er Jahren verbunden ist.  
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Staat und Zivilgesellschaft«, Evangelische  
Akademie zu Berlin, 30.11.-1.12.2010 

I. Einführung 

Im Kontext einer Tagung zu Freiwilligendiensten 
in Europa werden diese naturgemäß in ihren 
einzelnen Aspekten und Bedingungen in den 
Blick genommen. In Deutschland ist dies in der 
Debatte um das Ende des Wehr- und Zivildienstes 
hochaktuell. In diesem Zusammenhang lohnt es, 
über den Rahmen des Dienstes hinauszublicken 
und diesen gesellschaftspolitisch zu kontextuali-
sieren. Dies will ich im Folgenden versuchen und 
daher auf die Darlegung von Einzelheiten unserer 
alten und neuen Regelungen verzichten. Diese 
werden gewiss an anderer Stelle hinreichend 
thematisiert. Mir geht es um die Einordnung in 
die Begrifflichkeiten von Zivilgesellschaft, Enga-
gement und Instrumentalisierung. 

Zivilgesellschaft und bürgerschaftliches Engage-
ment sind ja zu Modebegriffen geworden, die in 
politischen Äußerungen immer häufiger vor-
kommen. Was damit gemeint ist, bleibt vielfach 
unklar. In der Wissenschaft findet dazu ein kon-
troverser Diskurs statt, der bisher nicht zu ein-
deutigen Begrifflichkeiten und festen Positionen 
geführt hat. Das macht diesen Diskurs ungemein 
spannend. Es ist kein Defizit, daß Begriffe und 
Thema stark in Bewegung sind, sondern bildet 
eine spezielle Herausforderung und Chance. Wir 

bauen dabei auf vielen kulturellen Traditionen 
auf, betreten aber doch Neuland. Eines wissen 
wir: Wir schaffen den sozialen Wandel nur, wenn 
wir dieses Neuland bewusst betreten, Pfadabhän-
gigkeit hinter uns lassen, uns auf die neuen Le-
bensbedingungen der Menschen einlassen und 
eine strategische Neugestaltung unserer gesamten 
politischen Ordnung in den Blick nehmen. Dazu 
gehört eine Konzentration auf den Menschen als 
Ursprung und Ziel der Gesellschaft. 

Der gesellschaftlich erwünschte Nutzen, die Frei-
setzung von Qualitäten wie Ideenreichtum und 
Ideenwettbewerb, besonders aber Identifikation 
der Bürger mit ihrem Umfeld, Verhinderung von 
innerer Emigration, Integration und die Einübung 
einer Zivilität des Umgangs, sind ohne diese neue 
Sicht nicht zu erarbeiten und fruchtbar zu ma-
chen. Dieser Prozess muss eingeübt werden. Die 
Einübung ist das primäre Ziel von Jugendfreiwil-
ligendiensten. »Die Jugendlichen sollen … mit 
ihrer Zeit im Jugendfreiwilligendienst auch für 
ein Engagement im Erwachsenenalter motiviert 
werden.« So steht es in der Entschließung des 
Bundesrates zur Stärkung der Jugendfreiwilligen-
dienste vom 5. November 2010 (Bundesrat 2010).  

Ich will daher der Frage nachgehen, unter wel-
chen Bedingungen dieses Ziel erreichbar er-
scheint. Dazu sollen einige Bemerkungen zur 
Ordnung der modernen Gesellschaft, zur Zivilge-
sellschaft und zum bürgerschaftlichen Engage-
ment dienen.

 

II. Die Ordnung der modernen Gesellschaft

Dass die in Westdeutschland nach 1945 begrün-
dete Gesellschaftsordnung zwar in ihren 
Grundsätzen – Vorrang für Menschen- und Bür-
gerrechte, Demokratie, Rechtsstaatsprinzip und 
Aufbau auf kulturellen Traditionen2 – langfristig 
wünschenswert erschien und ihre normative 
Rahmensetzung fast universell akzeptiert wurde, 
war in den folgenden Jahrzehnten deutlich und 
konstant. Ebenso wurde die ostdeutsche Gesell-
schaftsordnung in dieser Grundsätzlichkeit so-
wohl von den Mehrheit der ihr unterworfenen 
Bürger als auch in der Betrachtung von außen als 
grundlegend defizitär gesehen. Aber spätestens in 

den 1960er Jahren kam in Westdeutschland der 
übergreifende Konsens über alle Ausformungen 
dieser Ordnung abhanden, während er von Ost-
deutschland aus in vielen Einzelheiten kritisch 
beurteilt wurde. Das Festhalten an Aspekten, die 
nur vermeintlich intrinsische Bestandteile der 
regelmäßig beschworenen freiheitlich-
demokratischen Grundordnung darstellten, in 
Wirklichkeit aber sei es Relikte früherer Ordnun-
gen, sei es durch andere Entwicklungen überholt 
waren, führte zu erheblichen Konflikten, die nur 
teilweise zum Anlass für grundsätzliche Neuord-
nungen genommen wurden, insbesondere dort 
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nicht, wo das Verwaltungshandeln gegenüber 
dem Bürger betroffen war. Otto Mayers Diktum 
»Verfassungsrecht vergeht, Verwaltungsrecht 
besteht«, von Ralf Dahrendorf schon 1968 als 
»nicht nur zynisch, sondern auch unheimlich 
richtig« bezeichnet, scheint weithin und weiterhin 
auszustrahlen. (Dahrendorf 1968, S. 234). Der 
Obrigkeitsstaat, der, durchaus nicht immer in 
schlechter Absicht, die alleinige Definitions-, Pla-
nungs- und Vollzugskompetenz in allen Angele-
genheiten des öffentlichen Wohls für sich in An-
spruch nahm, erwies sich als hartnäckiger, als es 
die politische Theorie und die Entwicklung der 
Lebenswelt der Bürger hätten vermuten lassen. 
Max Webers Warnung vor der ‚totalitären Demo-
kratie‘ blieb aktuell. Versuchen, daran etwas zu 
ändern, war regelmäßig kein hinreichender Erfolg 
beschieden. Neue soziale Bewegungen, neue 
Lebensentwürfe, neue Parteien konnten daran 
partiell, aber nicht durchgängig etwas ändern.  

Die Warnung vor Staats- oder Politikverdrossen-
heit kommt insofern nicht von ungefähr. Schon 
seit einigen Jahrzehnten ist der Wohlfahrtsstaat, 
der ganz ohne Zweifel den Bürgerinnen und Bür-
gern zahlreiche positive Errungenschaften be-
schert hat, angreifbar geworden. Nicht nur sah 
und sieht er sich immer weniger in der Lage, die 
zugesagten oder gar in Aussicht gestellten Leis-
tungen zu erbringen, weil die Kosten die selbst 
mit hoheitlichem Zwang erwirtschafteten Mittel 
immer weiter übersteigen. Zudem erscheinen die 
sehr hohen Transaktionskosten immer weniger 
plausibel, zumal die Qualität der Leistungen mit 
den Ansprüchen, aber auch den Möglichkeiten 
und dem Wettbewerb immer weniger Schritt hal-
ten konnte. In den letzten Jahren ist die Frage, 
was »der Staat« leisten kann, zu einem Nachden-
ken darüber erweitert worden, was er leisten soll. 
Das heißt, Bürger und Bürgerinnen stellen in 
zunehmendem Maße nicht nur die Leistung 
selbst, sondern auch den Anspruch des Wohl-
fahrtsstaates, sie zu erbringen, in Frage. Sie ar-
gumentieren vielfach mit dem Hinweis auf das 
größere Innovationspotential kleinerer Organis-
men, auf das schon vor Jahrzehnten Ernst Fritz 
Schumacher hingewiesen hat (1980). Eine neue 
Aufgabenverteilung ist angesagt. 

Diese Argumentation wird durch zahlreiche Nega-
tiverfahrungen mit öffentlichen Verwaltungen 
ebenso wie mit großen Industriekonzernen ange-
reichert. Selbst mittlere Gemeinden, von den 
Ländern, dem Bund oder der Europäischen 
Kommission ganz zu schweigen, werden heute 
von vielen Bürgern als fremde, ihnen regulierend, 
kontrollierend, einengend gegenübertretende, 

ihren Herrschaftsanspruch mit allen Mitteln 
durchsetzende Mächte empfunden. Ob diese Ein-
schätzung der unvoreingenommenen Analyse 
standhält, ist dabei von nachgeordneter Bedeu-
tung. Im Vordergrund steht das weitverbreitete 
Gefühl, schon die Stadt sei kein »Wir«, sondern 
ein »Die da«. Die Tatsache, dass schon seit rund 
vier Jahrzehnten in Westdeutschland Bürgeriniti-
ativen, Aktionsgruppen, sich selbstermächtigt 
bildende und selbstorganisiert handelnde Vereini-
gungen in politische Prozesse eingreifen und 
besonders in Phasen der Entscheidungsvorberei-
tung und Vollzugskontrolle Aufgaben überneh-
men, die vordem in den gewählten Volksvertre-
tungen angesiedelt waren, spricht eine beredte 
Sprache. Dass auch gegen ein totalitäres System 
eine politische Zivilgesellschaft unter bestimmten 
Bedingungen erfolgreich sein kann, beweisen die 
Ereignisse des Jahres 1989 in Ostdeutschland 
(vgl. u.a. Neubert 2008 / Muschter und Strach-
witz 2009).  

Dass ein politisches System, das für sich in An-
spruch nimmt, vom Bürger her bestimmt zu sein 
(vgl. Grundgesetz Art. 20 Abs. 2), nicht repressiv, 
sondern kommunikativ reagieren muss, ist evi-
dent. Die Analyse zeigt allerdings, dass die seit 
den 1990er Jahren vielfach propagierte Vorstel-
lung, der Staat ließe sich als Leistungserbringer 
durch den Markt ersetzen, weder im Ansatz ver-
tretbar noch letztlich erfolgreich gewesen ist. 
Zwar ist nicht zu bestreiten, dass zahlreiche 
Dienstleistungen effektiver und effizienter über 
den Markt angeboten werden können. Jedoch ist 
zum einen der Versuch, den Staat selbst als Pa-
ramarkt zu etablieren, demokratietheoretisch 
mehr als bedenklich. Der Bürger ist eben nicht 
»Kunde« des Staates, allenfalls, will man in dieser 
Terminologie bleiben, dessen Eigentümer. Zum 
anderen wird eine auf Leistungsaustausch redu-
zierte Kommunikation und Interaktion menschli-
chen Grundbedürfnissen nicht gerecht und kann 
schon deshalb in der den Bürger als Ausgangs-
punkt nehmenden und in den Mittelpunkt stel-
lenden Gesellschaft keinen Bestand haben. 
Schließlich besteht bei vielen Bürgern auch der 
Verdacht einer Hand-in-glove-Beziehung zwischen 
Markt und Staat, eines beide verbindenden »Sys-
tems«, das des Störenfrieds Zivilgesellschaft gera-
dezu bedarf. 

Als Fazit ist jedenfalls festzuhalten, dass das Zu-
sammenleben in der Gesellschaft ausschließlich 
in den Kontexten von Staat und Markt fundamen-
tal unbefriedigend erscheint. Eine alternative 
Interaktion ist für den sozialen Frieden, der sei-
nerseits ein politisches Ziel von hoher Priorität 
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darstellt, unerlässlich. Nicht zuletzt aus dieser 
Konstellation erwächst die Vorstellung, eine wei-
tere Aktionsarena zu definieren, die anderweitig 
nicht befriedigte Interaktionsformen aufgreift. 
Schon im 19. Jahrhundert wurde hierfür eher 
pragmatisch das für das deutsche Wohlfahrtswe-
sen, allerdings auch nur für dieses prägende Sub-
sidiaritätsprinzip entwickelt, das im 20. Kernge-
danke der katholischen Soziallehre wurde und 
den Boden für Überlegungen bereitete, der Zivil-
gesellschaft in zu definierenden Bereichen die 
Priorität des Handelns zuzuweisen. Es ist nicht 
zufällig, dass dieses, tatsächlich nur auf den 
Wohlfahrtsbereich, nicht aber auf andere Felder 
staatlichen Handelns bezogene Prinzip, im Aus-
land als markantestes Merkmal deutscher Zivilge-
sellschaftsvorstellungen gesehen wird. Interessant 
ist, dass Antonio Gramsci als überzeugter Marxist 
von zwei Überbauten über den Produktionsver-
hältnissen spricht, von denen er den einen als 
società civile benennt. 

Joachim Ernst Böckenförde, ein konservativer 
Staatsrechtslehrer, vertrat bekanntlich schon 1977 
die These, dass der (säkularisierte) Staat von 
Voraussetzungen lebt, die er selbst nicht schaffen 
kann. Ihm folgt impliciter Robert Putnam mit 
seiner Theorie des Sozialkapitals, das nur im 
informellen Bereich gebildet wird, aber für eine 

effektive Staatsverwaltung ebenso unerlässlich ist 
wie für einen erfolgreichen Markt. Schließlich hat 
auch Anthony Giddens mit seiner besonders im 
sozialdemokratischen Umfeld vielbeachteten Leh-
re vom Dritten Weg dem traditionellen Etatismus 
eine Alternative entgegengestellt, die mit Zivilge-
sellschaftskonzepten weitgehend im Einklang 
steht. 

Weitere Traditionslinien, die letztlich zu der theo-
retischen und praktischen Entwicklung einer 
Zivilgesellschaft als Bereichskonzept geführt ha-
ben, seien hier nur angedeutet: Hinzuweisen ist 
beispielsweise auf die nach 1975 auf der Grund-
lage der Schlussakte von Helsinki in den Ländern 
Mittel- und Osteuropas einschließlich der DDR 
entstehenden Bürgerrechtsbewegungen, aber 
auch auf das seit den 1970er Jahren zunächst in 
den USA sprunghafte gestiegene wissenschaftli-
che Interesse an dem Bereich, der zunächst nur 
vage als zwischen Markt und Staat liegend um-
schrieben wurde (vgl. bspw. Etzioni 1973). Zu 
nennen sind ferner die tatsächlich stark gestiege-
ne ökonomische Bedeutung dieses sog. Dritten 
Sektors (vgl. Salamon u. a. 1999), als wichtiger 
Katalysator die explosionsartige Entwicklung 
barrierefreier globaler Kommunikation und das 
Entstehen neuen Gemeinschaftsgefühls in urba-
nen Zusammenhängen.  

 

III. Zivilgesellschaft heute

Wenn heute die Zivilgesellschaft als der Oberbe-
griff für die vielfältigen Organisationen in die 
Diskussion eingeführt wird, die nicht dem Markt 
zurechenbar sind und neben diesem und neben 
den vielfältigen staatlichen und kommunalen 
Instanzen gesellschaftliche Prozesse maßgeblich 
bestimmen, so ist dies den unterschiedlichen 
Traditionslinien ebenso geschuldet wie einem 
gewandelten und sich weiter wandelnden norma-
tiven Verständnis der Bürgerinnen und Bürger 
von der Gesellschaft, in der sie leben möchten. 
Eine Gesellschaftsordnung, die für sich in An-
spruch nimmt, den Bürger in den Mittelpunkt zu 
stellen, wird dies in konkrete Strukturen und 
Prozesse umzusetzen haben.  

Diese Prozesse sind Gegenstand der aktuellen 
Zivilgesellschaftsdebatte (vgl. Adloff 2005 b). 
Zahlreiche Untersuchungen gehen der Frage 
nach, was die Bürgerinnen und Bürger antreibt. 
(Vgl. Freiwilligensurvey 2009; s. hierzu auch 
Sprengel und Strachwitz 2008). Allerdings bleiben 
diese nicht auf die Analyse der Ergebnisse empi-
rischer Sozialforschung beschränkt, sondern kön-

nen durchaus auf ordnungstheoretische Konzepte 
verweisen, die in unterschiedlicher Weise die 
Zweiteilung in Staat3 und Markt oder Staat und 
bürgerliche Gesellschaft für defizitär erachtet, die 
Vorstellung von einem alles überwölbenden Staat 
zurückgewiesen oder eine Dreiteilung reklamiert 
haben. So ist Karl Poppers offene Gesellschaft 
ausdrücklich dem Hegelschen Modell entgegenge-
setzt. Auch der Strukturwandel der Öffentlichkeit 
bei Habermas oder die Weltgesellschaft bei Luh-
mann sind Konzepte, die ein hierarchisches Ge-
sellschaftsmodell nicht akzeptieren. »Gesellschaft 
ist das umfassende Sozialsystem aller kommuni-
kativ füreinander erreichbaren Handlungen. In 
der heutigen Zeit ist die Gesellschaft Weltgesell-
schaft. Es gibt nur noch ein einziges Gesell-
schaftssystem.« (Luhmann 2008, S. 212) Die Glo-
balisierung der Lebensbedingungen und Kommu-
nikation hat, wenn nichts anderes, die Abgren-
zung von Regionen obsolet werden und überdies 
regionale Bezüge entstehen lassen, die eben nicht 
mit administrativen Regionaleinheiten kongruent 
sind.  
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Zivilgesellschaft ist in diesem Kontext eine von 
drei Arenen, in denen sich der Mensch jenseits 
seines unmittelbaren Umfeldes, also der Familie, 
bewegt, und zwar in aller Regel gleichzeitig. Mit 
dieser Einteilung versuche ich nicht, im Sinne 
eines Systems die gesamte Lebenswirklichkeit 
systematisch zu ordnen oder gar zu erklären, 
sondern lediglich, und das ist schon viel genug, 
zu beschreiben, in welche unterschiedlichen 
Handlungslogiken und organisatorischen Bedin-
gungen der Mensch sich einordnet, wenn er sich 
in der Gesellschaft bewegt. Dass dieses Modell 
sich von dem Hegelschen System des alles über-
greifenden, überwölbenden Staates grundlegend 
unterscheidet, liegt auf der Hand. Eine prinzipiel-
le Hierarchisierung der Aktionsfelder muss inso-
weit als überwunden gelten. Für die politische 
Debatte und unseren Zusammenhang ist vielmehr 
die Frage entscheidend, wo und wie das selbstor-
ganisierte Handeln in der Zivilgesellschaft und 
das demokratisch legitimierte hoheitliche Handeln 
des Staates ineinandergreifen. 

Idealtypisch werden, jeweils auf Grund von Dele-
gation seitens der Bürger, in jeder Arena andere 
Aufgaben wahrgenommen, im Staat die Gewähr-
leistung von Sicherheit, die Regelung der Angele-
genheiten, die zwingend für alle verbindlich zu 
regeln sind und die Gewährleistung – nicht not-
wendigerweise die Bereitstellung – der Leistun-
gen, die allen Bürgerinnen und Bürgern zugäng-
lich sein müssen. Bildung sei als herausragendes 
Beispiel genannt. Der Markt hingegen produziert 
Güter und Dienstleistungen und bietet sie denen 
an, die daran Bedarf haben und sie bezahlen 
können. Der Konzentration der Produktionsver-
hältnisse in der Hand des Staates scheint durch 
die nach 1990 gewonnenen Einblicke in sozialisti-
sche Systeme eine stichhaltige Begründung ab-
handen gekommen zu sein. Aus dieser Aufgaben-
teilung ergeben sich unterschiedliche Handlungs-
logiken: Übt der Staat durchaus im guten Sinne 
Gewalt aus, und ist er dazu durch die Ermächti-
gung im demokratischen Verfahren legitimiert 
(»no taxation without representation«), arbeitet 
der Markt mit der Logik des Tauschs. 

Die Zivilgesellschaft folgt einer von beidem unter-
scheidbaren Handlungslogik, die schon vor über 
50 Jahren Francois Perroux, der dem homo oeco-
nomicus, also dem Bild des Menschen, der bei 
allem, was er tut, seinen wirtschaftlichen Vorteil 
bedenkt, eine deutliche Absage erteilte (Perroux 
1961, s. hierzu auch Offe 2002, S. 273 ff.) mit 
dem Attribut des Geschenks zur Abgrenzung von 
jenen des Tauschs und der Gewalt belegt hat. Die 
gewählten Attribute Gewalt, Tausch und Ge-

schenk erscheinen zur Differenzierung der Berei-
che hilfreich und öffnen zugleich den Blick dafür, 
dass das Zusammenleben in der Gesellschaft 
ausschließlich in den Kontexten von Staat und 
Markt fundamental unbefriedigend wäre, weil es 
dem Bedürfnis zu schenken nicht hinreichend 
Rechnung trägt. Eine alternative Interaktion von 
Bürgern und Bürgerinnen erscheint vielmehr 
unerlässlich. Zivilgesellschaft kann insoweit als 
die Summe dieser Interaktionen angesehen wer-
den oder auch als die Summe von formellen und 
informellen Institutionen und Aktionen, die ein 
Mindestmaß an Kohärenz aufweisen, wenngleich 
nicht notwendigerweise juristische Personen dar-
stellen. Weitere Merkmale sind ein Mindestmaß 
an Nachhaltigkeit, wiederum aber nicht notwen-
digerweise eine längerfristige Beständigkeit, so-
wie neben dem subjektiven Gemeinwohlinteresse 
die primäre Ausrichtung an ideellen und nicht 
etwa wirtschaftlichen Zielen. Entscheidend ist 
ferner das uneingeschränkte Verbot der Ausschüt-
tung von eventuellen Gewinnen an Mitglieder 
oder Eigentümer, nicht allerdings ein Verbot, 
Überschüsse überhaupt zu erwirtschaften. 

Das entscheidende Merkmal der Zivilgesellschaft 
ist, da für das Geschenk unerlässliche Vorausset-
zung, das Gebot der Freiwilligkeit der Zugehörig-
keit. Nur aus eigenem Antrieb, selbstermächtigt, 
kann der Bürger in diesen Bereich eintreten. We-
der durch Geburt, noch durch Beruf oder Wohn-
ort ist eine Mitgliedschaft vorgegeben. Diese 
Selbstermächtigung hat weitreichende Konse-
quenzen für das Selbstverständnis und die Hand-
lungslogik der Zivilgesellschaft, die es zu respek-
tieren gilt, wenn der Dialog mit der Zivilgesell-
schaft erfolgreich sein soll. Diese Selbstermächti-
gung ist pädagogisch exogen, im Übrigen aber 
intrinsisch endogen bestimmt. Aus der Selbster-
mächtigung folgt im Übrigen die autonome 
Selbstorganisation bzw. Selbstverwaltung. Ebenso 
folgt daraus ein plurales Verständnis des Han-
delns, da ja aus welchen Gründen auch immer 
andere eine andere Organisation freiwillig bilden 
können. Diese Pluralität ist wesentliche Vorbe-
dingung für die Kreativität der Zivilgesellschaft. 
Sie durch ein Verlangen nach klaren Strukturen, 
wenigen Ansprechpartnern, legitimen Repräsen-
tanten oder leistungsfähigen Organisationen zu 
verdrängen, heißt die Natur der Zivilgesellschaft 
zu verkennen, was notwendigerweise zu Beein-
trächtigungen des Ergebnisses führen muß. Die 
Handlungslogik der Zivilgesellschaft führt viel-
mehr zu einem Wirken außerhalb von Hierar-
chien, in Netzwerken und informellen Kommuni-
kationszusammenhängen, was keinesfalls als 
defizitär, sondern im Sinne moderner Wissen-



20  4/2011  epd-Dokumentation 

schaftstheorie als weiterführend zu deuten ist 
(Dürr 2004, S. 29-37). 

Lange Zeit wurde diese Zivilgesellschaft als nette 
Marginalie behandelt. Das ist vorbei. Soll, wie es 
dem Wesen einer demokratischen und pluralen 
Ordnung entspricht, der Mensch und Bürger in 
seiner Freiheit in den Mittelpunkt gestellt werden, 
kommt dieser Zivilgesellschaft eine grundlegende 
Bedeutung zu. Die Reformen der letzten Jahre 
greifen in diesem Sinne zu kurz und tragen zur 
Lösung des Problems letztlich fast nichts bei. Sie 
sind populistisch oder fiskalisch bestimmt und 
blicken aus der Sicht der hoheitlichen Gewalt auf 

die Gesellschaft und nicht aus der Sicht des Men-
schen und Bürgers. Es ist daher eindringlich dar-
an zu erinnern, daß nach unserem Gesellschafts-
verständnis tatsächlich der Mensch im Mittel-
punkt steht und nicht etwa die Gemeinschaft. 
»Am 30. Januar ist endgültig die Zeit des Indivi-
dualismus gestorben. Die neue Zeit nennt sich 
nicht umsonst Völkisches Zeitalter. Das Einzelin-
dividuum wird ersetzt durch die Gemeinschaft 
des Volkes«, so hatte im März 1933 Joseph Goeb-
bels formuliert. Dass dieses Konzept überwunden 
ist, muss sich nicht nur in programmatischen 
Erklärungen und sonntäglichen Reden, sondern 
täglich neu im Alltagsleben erweisen.  

 

IV. Bürgerschaftliches Engagement

Wer bürgerschaftliches Engagement ins Kalkül 
zieht, muss von einem neuen Ordnungskonzept 
ausgehen. Menschen übernehmen Loyalitäten, 
Identifikationen und daraus folgend auch Integra-
tion und Partizipation nicht mehr als durch Ge-
burt vorgegebenes Paradigma, sondern arrangie-
ren sich im Lauf ihres Lebens mehrfach, vielleicht 
sogar vielfach neu. Es liegt daher nahe, die Zivil-
gesellschaft mit dem bürgerschaftlichen Engage-
ment in Verbindung zu bringen. In der Tat wer-
den über 80% des bürgerschaftlichen Engage-
ments in Organisationen der Zivilgesellschaft 
geleistet4. Schon aus diesem Grund ist bürger-
schaftliches Engagement von der Wahrnehmung 
staatsbürgerlicher Verantwortung oder gar Ver-
pflichtungen zu trennen. Das Ziel von Engage-
ment wird vom Engagierten selbst bestimmt; es 
kann sich an politisch definierten Zielen orientie-
ren, muss es aber und tut es auch in der Praxis 
überwiegend nicht. Bürgerschaftliches Engage-
ment war und ist dennoch ein Weg, zu der als 
unattraktiv empfundenen Partizipation in den 
demokratischen Strukturen des Staates eine alter-
native Gestaltungsoption zu entwickeln und da-
mit letztlich unsere Demokratie weiter zu entwi-
ckeln. 

Der Begriff Bürgerschaftliches Engagement hat die 
Nachfolge des Begriffs ‚Ehrenamt‘ angetreten, der 
von vielen »ehrenamtlich« Engagierten zuneh-
mend als anachronistisch empfunden wurde. Er 
ist offenkundig umfassender als der Begriff der 
Freiwilligenarbeit und weniger normativ aufgela-
den als andere wie Philanthropie, Solidarität usw. 
Das heißt, wer der Gesellschaft Zeit oder Ideen 
oder Empathie oder Vermögenswerte oder sein 
persönliches Ansehen schenkt, ist bürgerschaft-
lich engagiert. Messen, aggregieren und argumen-
tativ verwerten lässt sich in erster Linie das En-

gagement in Zeit und Geld. Darüber dürfen je-
doch die anderen Formen nicht übersehen wer-
den. In der Summe bilden sie die wesentlichen 
Ressourcen, aus denen sich die Zivilgesellschaft 
speist. 

Der Zusammenhang zwischen Zivilgesellschaft 
und bürgerschaftlichem Engagement ist einem 
weiteren Umstand geschuldet. Dieser ergibt sich 
aus dem ursächlich selbstermächtigten und 
selbstorganisierten Charakter jeden Engagements. 
Dass eine Organisation, die strukturell auf Frei-
willigkeit und Verzicht auf materiellen Gewinn 
aufbaut, überdurchschnittlich geeignet ist, Enga-
gement anzunehmen und zu organisieren, leuch-
tet unmittelbar ein. Überdies entspricht dies der 
längst erfolgten, demgemäß auch nicht mehr 
steuerbaren Ausdifferenzierung unserer Gesell-
schaft – wir können auch positiv sagen, dem 
Bekenntnis zu Toleranz, Respekt und vor allem 
zu Pluralismus – hohen Werten einer freiheitli-
chen Gesellschaft. Adloff konstatiert diesbezüg-
lich die Sozialfigur des aktiven, eigenverantwort-
lichen, gemeinsinnigen Bürgers. Niklas Luhmann 
fragt, indem er Emile Durkheim rezipiert: »Könnte 
es nicht eine Art laufendes Regenieren von Sozia-
lität in interpersonalen Kontakten geben, das 
weder auf eine vorkonstituierte Moral, noch auf 
ein in den Köpfen schon vorhandenes Kollektiv-
bewusstsein zurückgeführt werden kann, aber 
auch nicht den Individuen als Eigenleistung zure-
chenbar ist?« (Luhmann 2008, S. 16). Der Staat 
wird hingegen trotz seiner vier Ebenen und vielen 
Facetten eben gerade nicht als pluralistisch, son-
dern als monopolistisch wahrgenommen, der 
Wirtschaft ergeht es trotz 1 Million Unternehmen 
ähnlich. Insofern ist Engagement gerade nicht 
komplementär mit neoliberalen Ideologismen, 
sondern eher mit solidarischen oder kommunitä-



 epd-Dokumentation 4/2011  21 

ren Konzepten. Damit ist aber freilich noch nicht 
gesagt, ob die Gesellschaft an solchem Engage-
ment überhaupt Interesse hat, noch drastischer 
gesagt, ob es für diese akzeptabel, vielleicht sogar 
tolerabel ist. 

Bürgerschaftliches Engagement artikuliert sich in 
Dienstleistungen, Themenanwaltschaft, Selbsthil-
fe und Mittlerfunktionen. Beispiele sind für die 
erste Gruppe etwa die Wohlfahrtsverbände aber 
auch zivilgesellschaftliche Träger von Kulturein-
richtungen, für die zweite Organisationen wie 
Greenpeace, aber auch Bürgerinitiativen, für die 
dritte gleichermaßen die Anonymen Alkoholiker, 
Patientenorganisationen oder Sportvereine, für 
die vierte die fördernden Stiftungen oder Dach-
verbände. Dass viele Organisationen mehrere 
Funktionen gleichzeitig ausüben, ist unbestritten. 
In allen Funktionen führt das Engagement zu 
einem Output. Ob dieser für die Gesamtheit der 
Bürger von Interesse oder auch nur akzeptabel 
ist, ist das entscheidende Kriterium dafür, ob das 
Engagement selbst und über dieses auch die Zi-
vilgesellschaft Akzeptanz und somit auch Legiti-
mität beanspruchen kann. Dieser Output lässt 
sich in drei Ebenen bestimmen. 

Auf der ersten Ebene produziert bürgerschaftli-
ches Engagement öffentliche Güter. Es stellt kul-
turelle Angebote bereit, hilft, Not zu lindern, trägt 
zur Gesundheitsvorsorge bei, pflegt Tiere usw. 
Auf der zweiten Ebene produziert es meritorische 
Güter, indem es Möglichkeiten schafft, sich bür-
gerschaftlich zu engagieren, hilft, ein Bewusstsein 
für neue Themen herzustellen (etwa in den loka-
len Agenda-Prozessen), dazu beiträgt, Werte, auf 
denen das Gemeinwesen aufbaut, zu schützen 
(etwa Menschen- und Bürgerrechte), Interessen 
von Minderheiten vertritt oder Konzepte für Ent-
wicklungsmaßnahmen vorstellt. 

Und schließlich erbringt bürgerschaftliches Enga-
gement durch sein Handeln einen Mehrwert, der 
der Gesellschaft zugute kommt. Während auf der 
ersten Ebene bürgerschaftliches Engagement in 
einen Wettbewerb mit bezahlter Arbeit tritt oder 

treten kann, ist dies auf der zweiten Ebene weni-
ger, auf der dritten Ebene kaum noch der Fall. 
Ergänzend spricht Borstel (2010) von der Tätig-
keit und den Projekten zivilgesellschaftlicher 
Akteure als subversiv, stabilisierend oder integ-
rierend. Setzt man den hier vertretenen Aus-
gangspunkt, den Menschen, zu tatsächlichen 
Machtstrukturen in Beziehung, wird deutlich, 
dass alle diese Funktionen ihre Notwendigkeit 
besitzen, damit heranwächst, was oft mit Zivilge-
sellschaft verwechselt wird: die Bürgergesell-
schaft, die Gesellschaft also, die von den Bürgern 
her bestimmt ist. Hier befindet sich im Übrigen 
die Scheidewand: Was mit diesem Ziel nicht 
kompatibel ist, gehört nicht hierher. Organisatio-
nen, in denen getauscht und nicht geschenkt 
wird, gehören danach beurteilt. Sie sind damit 
nicht notwendigerweise gewinnorientierte Wirt-
schaftsunternehmen, sondern möglicherweise 
auch Sozialunternehmen, die in der steuerlichen 
Gestaltung nochmals anders zu betrachten sind, 
aber das ist dann eine andere Frage. Und selbst-
verständlich: Feinden der offenen, der Bürgerge-
sellschaft kann durch diese Trennung das Deck-
mäntelchen der Gemeinnützigkeit genommen 
werden. 

Bei der Beurteilung von bürgerschaftlichem Enga-
gement aus der Sicht des gesellschaftlichen Be-
darfs kommt es nicht oder nur nachrangig darauf 
an, welche unmittelbare Leistung auf der ersten 
dargestellten Ebene durch dieses Engagement 
erbracht wird und ob diese für die Erfüllung der 
Staatsaufgaben finanziell attraktiv ist. Vielmehr 
geht es darum, dass Menschen kontinuierlich die 
kommunikativen Prozesse des Schenkens an die 
Gemeinschaft erlernen und immer wieder üben – 
ob im Kirchenchor, im Sportverein, im Katastro-
phenschutz, in der Menschenrechtsgruppe, bei 
Greenpeace oder sonstwo. Hier und nur hier be-
findet sich die Schule der Demokratie, mehr 
noch, die Schule der Bürgergesellschaft. Aller-
dings genügt diese Feststellung nicht. Vielmehr ist 
zu fragen, warum solche Prozesse und deren 
Einübung diese Bedeutung haben. Worin liegt der 
zivilgesellschaftliche Mehrwert? 

 

V. Der zivilgesellschaftliche Mehrwert

Gegen den Ausdruck ‚Zivilgesellschaftlicher 
Mehrwert‘ ist eingewendet worden, dass er der 
Begrifflichkeit des Marktes entnommen und daher 
zur Charakterisierung spezifischer Errungenschaf-
ten der Zivilgesellschaft ungeeignet sei. Das Ar-
gument ist nicht schlechterdings von der Hand zu 
weisen, doch ist derzeit kein besserer Ausdruck 

erkennbar. Es ist jedoch festzuhalten, dass mit 
dem zivilgesellschaftlichen Mehrwert gerade die 
Leistungen der dritten Ebene bezeichnet werden 
sollen, zu deren Erbringung Organisationen des 
Staates und Unternehmungen des Marktes nicht 
oder nur peripher in der Lage erscheinen. Wenn 
es solche Leistungen tatsächlich gibt, legitimieren 
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gerade sie in herausragender Weise die Zivilge-
sellschaft als eigene Sphäre oder Arena gesell-
schaftlich relevanten Handelns. Mehr noch, sie 
ermöglichen einen anderen Blick auf die Argu-
mente, die zur Begründung einer Sonderstellung 
herangezogen werden können.  

Dies erscheint zum einen deswegen relevant, weil 
zahlreiche, normativ durchaus positiv zu bewer-
tende Organisationen der Sozialwirtschaft, z. B. 
Genossenschaften, als Hybride, in letzter Konse-
quenz als Marktteilnehmer gesehen und, etwa 
nach Europäischem Wettbewerbsrecht oder deut-
schem Steuerrecht als solche beurteilt werden, 
obwohl ihre Doppelfunktion nicht zu übersehen 
ist. Sie können durch Ausdrücke wie low profit 
oder ‚Zielorientierte Unternehmungen‘ von aus-
schließlich gewinnorientierten Unternehmungen 
unterschieden werden. Zu fragen ist aber im vor-
liegenden Zusammenhang, ob sie neben dem 
formalen Verbot der Ausschüttung von Über-
schüssen an Mitglieder oder Eigentümer mögli-
cherweise auch ihre deutlich geringere »Produkti-
on« von »zivilgesellschaftlichem Mehrwert« von 
eindeutig zivilgesellschaftlichen Organisationen 
unterscheidet, andererseits aber auch, ob traditi-
onell der Zivilgesellschaft zugerechnete Unter-
nehmungen (etwa Krankenhäuser) trotz Vorlie-
gen aller übrigen formalen Voraussetzungen eben 
nicht der Zivilgesellschaft zugerechnet werden 
können. Die Ausprägung solcher Hybride legt die 
Folgerung nahe, dass eine scharfe Abgrenzung 
der Arenen unmöglich ist; der zivilgesellschaftli-
che Mehrwert mag als Kriterium bei der Grenz-
ziehung heranzuziehen sein. 

Ein weiteres kommt hinzu: Das deutsche Steuer-
recht verweist Geselligkeitsvereinigungen, Laien-
theater, Laienchöre und ähnliche Organisationen 
pauschal in den Bereich der Freizeitgestaltung 
und verweigert ihnen mit diesem Argument die 
steuerliche Gleichstellung – d.h. Befreiung von 
Ertrags- und Vermögensteuern – mit Sportverei-
nen, Wohlfahrts- und Hilfsorganisationen und 
anderen. Begründung hierfür ist der mangelnde 
Gemeinwohl-, anders ausgedrückt der überwie-
gende Eigennutzen dieser Organisationen. Diese 
Sichtweise entspringt einer Vorstellung von ei-
nem ausschließlich staatlich definierten und or-
ganisierten Gemeinwohl. Nur wer hierfür Dienst-
leistungen erbringt, soll von der Verpflichtung, 
Steuern zu bezahlen, befreit werden, da dies die 
Transaktionskosten bei der Erbringung dieser 
Leistungen mindert. 

Nun ist nicht zu bestreiten, dass eine Fülle von 
Organisationen zu Recht als steuerbefreit einge-

stuft worden sind, die diesen Anspruch prinzipiell 
nicht einlösen können. Hierzu zählen beispiels-
weise die sog. Themenanwälte, d.h. Organisatio-
nen wie Greenpeace oder Amnesty International, 
die oft genug gegen staatliches Handeln operie-
ren. Hierzu gehören aber auch die Sportvereine, 
die ursprünglich (um 1914) wegen ihres Beitrags 
zur Wehrertüchtigung und vormilitärischen Aus-
bildung, also der Förderung sehr konkreter Staats-
ziele, von Steuern befreit wurden und wegen 
ihrer gesellschaftlichen Popularität und der Milli-
onen von Mitgliedern geblieben sind. Dennoch 
halten Gesetzgeber und Verwaltung grundsätzlich 
am Prinzip der Staatsnützigkeit bei der Beurtei-
lung von zielorientierten Unternehmungen fest 
(vgl. Maecenata Institut 2005). Die gerade für 
Deutschland typische Fixierung vieler öffentlich 
relevanter Vorgänge auf ihre steuerliche Relevanz 
hat damit zur Folge, dass diese Staatsnützigkeit 
weit über die steuerliche Relevanz hinaus als 
Maßstab für die Beurteilung des Beitrags der Zi-
vilgesellschaft und ihrer Akteure zum Gemein-
wohl herangezogen wird.    

Viele Beispiele belegen, dass die Erbringung sozi-
aler und anderer Dienstleistungen durch zivilge-
sellschaftliche Organisationen heute vielfach ge-
genüber der durch Marktteilnehmer nicht auf den 
ersten Blick vorteilhaft erscheint. Dies gilt nicht 
nur für Krankenhäuser und andere große Einrich-
tungen, in denen von jeher »Ehrenamtliche« al-
lenfalls marginal Aufgaben wahrnehmen konn-
ten, sondern auch für als klassisch empfundene 
Tätigkeiten, beispielsweise den Rettungsdienst 
und Krankentransport. Es verwundert daher 
nicht, dass die Anwendung des europäischen 
Gemeinschaftsrechts immer häufiger mit alther-
gebrachten Praktiken der Subventionierung und 
Steuerbefreiung kollidiert. Diese werden sich 
daher zukünftig verstärkt an Leistungen zu orien-
tieren haben, die intrinsisch nicht im Markt ange-
boten werden können, auf die die Gesellschaft 
aber im Sinne der Bereitstellung von sozialem 
Kapital angewiesen bleibt. Hierzu zählt schon die 
Bereitstellung von Angeboten des bürgerschaftli-
chen Engagements, insoweit dieses als wichtiges 
Element des sozialen Miteinanders erkannt wird. 
Ebenso sind aber diesem Bereich die Ergebnisse 
kollektiven bürgerschaftlichen Engagements zu-
zurechnen, in denen vor allem ein zivilgesell-
schaftlicher Mehrwerterbracht wird. Hierzu gehö-
ren beispielsweise Inklusion und Integration aller 
Mitglieder eines lokalen Verbundes, Partizipation 
an Entscheidungsprozessen sowie Beiträge zum 
sozialen Wandel und sozialen Frieden. Auch die 
Einübung eines zivilen Miteinanders, einer Zivili-
tät, kann hierunter gefasst werden, womit eine 
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Brücke zu einem Handlungskonzept von Zivilge-
sellschaft geschlagen wird. Wenn Menschen sich 
durch bürgerschaftliches Engagement in ihrem 
Wohn-, Arbeits- und sozialen Umfeld angenom-
men fühlen, wenn Menschen unterschiedlicher 
Herkunft sich zusammengehörig fühlen und ge-
meinsam allseits betreffende Herausforderungen 
annehmen und meistern können, wird dadurch 
für die Stabilität der Gesellschaft viel erreicht, 
auch wenn sich das erreichte schwer messen und 
schon gar nicht hierarchisch ordnen lässt.  

Wenn sich Bürgerinnen und Bürger durch die 
Erfahrung erfolgreicher Beteiligung an Entschei-
dungsprozessen und Projekten in selbstorgani-
sierten, überschaubaren Gruppierungen als Bür-
ger bestätigt fühlen, ist dies für das Zusammenle-
ben wertvoll. Wenn sie hierdurch darüber hinaus 
partizipatorisches Verhalten einüben und dies für 
die Beteiligung in größeren Zusammenhängen, 
etwa der Gemeinde nutzen, wird dadurch ein 
demokratietheoretischer Gewinn erzielt. Dass das 
Gemeinwesen im übrigen durch seine zuneh-
mende Ausdifferenzierung zunehmend Partizipa-
tionsprozesse in selbstermächtigt zustande ge-
kommen Gruppierungen organisieren muss und 
insoweit das längst brüchige staatliche Monopol 
der Gemeinwohldefinition überwindet, ist ein aus 
zivilgesellschaftlicher Perspektive wünschenswer-
ter, aus staatlicher hingegen zu respektierender 
Effekt. Sozialer Wandel bezieht sich insoweit 

nicht nur auf eine Verbesserung der sozialen 
Verhältnisse insbesondere für benachteiligte Teile 
der Gesellschaft, sondern beinhaltet auch einen 
experimentell angelegten Entwicklungsprozess 
hin zu neuen Ausformungen einer im weitesten 
Sinn politischen Ordnung.   

Dieser Mehrwert wird unabhängig von den her-
gestellten Gütern produziert. So können bei-
spielsweise Geselligkeitsvereine ebenso wie 
Schützen- oder Trachtengruppen, Blaskapellen, 
Laientheatergruppen usw. einen erheblichen zi-
vilgesellschaftlichen Mehrwert produzieren, ob-
wohl die von ihnen hergestellten Güter mögli-
cherweise von geringem öffentlichem Interesse 
sind und überwiegend der Freizeitgestaltung ihrer 
Mitglieder dienen. Ein prägnantes einzelnes Bei-
spiel dafür sind die Passionsspiele in Oberam-
mergau, nach deren Regeln jeder, der in der Ge-
meinde geboren ist oder 25 Jahre dort gelebt hat, 
ein Recht auf Mitwirkung hat. Galt das, so stell-
ten diese im Jahr 2000 erstmals die Frage, auch 
für türkische Zuwanderer? Die Gemeinde war 
gespalten, aber schließlich wurde die Frage be-
jaht, und Migranten wirkten an diesem für die 
Gemeinde zentralen Ereignis gleichberechtigt mit 
– wie man sich vorstellen kann, mit durchschla-
gendem Erfolg für die Integration und natürlich 
auch die aktive Partizipation dieser Mitbürger 
und damit für den sozialen Frieden in der Ge-
meinde.  

 

VI. Staatliche Instrumentalisierung

Es erstaunt sicher nicht, wenn nach diesen Darle-
gungen staatliche Eingriffe und Einflussnahmen 
im Bereich der Jugendfreiwilligendienste mit 
Skepsis betrachtet werden. Wenn das unter ande-
ren vom Bundesrat formulierte Ziel erreicht wer-
den soll, über das Angebot von Jugendfreiwilli-
gendiensten zu lebenslangem Engagement zu 
motivieren, müssen sich diese in die Handlungs-
logik der Zivilgesellschaft einfügen.  

Die Erfahrungen mit dem Zivildienst, ebenso wie 
die mit anderen von der Wehrpflicht befreienden 
Diensten, etwa der zehnjährigen Verpflichtung 
zum Dienst im Katastrophenschutz, sprechen 
eine andere Sprache. Steuerungs- und Kontroll-
mechanismen haben vielfach die Integrität der 
Organisationen und vor allem deren Befähigung, 
einen zivilgesellschaftlichen Mehrwert zu erbrin-
gen, beeinträchtigt. Mehr noch, gerade in den 
Wohlfahrtsverbänden ist selbst bei Führungskräf-
ten und Funktionsträgern das Selbstverständnis, 
einer autonomen zivilgesellschaftlichen Organisa-

tion anzugehören und in ihr der Gemeinschaft zu 
dienen, zugunsten einer para-staatlichen Mentali-
tät in den Hintergrund gedrängt worden.  

Freilich bleibt für die Organisationen die Frage, 
wie es ohne Zivildienstleistende gehen soll. Die 
zivilgesellschaftlichen Organisationen im Wohl-
fahrtswesen, in der Entwicklungszusammenar-
beit, im Naturschutz, im Sport usw. haben sich 
über Jahrzehnte aus guten, nicht zuletzt wirt-
schaftlichen Gründen auf dieses Potential an jun-
gen Mitarbeitern abgestützt und können den 
Wegfall so ohne weiteres nicht kompensieren. Es 
hat sich aber längst ein alternatives ausbaufähi-
ges Instrumentarium herausgebildet. Ursprüng-
lich als Freiwilliges Soziales Jahr konzipiert, bie-
tet es heute unter der allgemeinen Bezeichnung 
‚Jugendfreiwilligendienste‘ Einsatzmöglichkeiten 
in zahlreichen Subsektoren der Zivilgesellschaft 
im In- und Ausland. 
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Jugendfreiwilligendienste erscheinen unter meh-
reren Aspekten attraktiv. Zum einen sind sie ganz 
und gar auf Freiwilligkeit aufgebaut. Niemand 
muss sein Gewissen von fremden Menschen prü-
fen lassen, sondern wer die Lust verspürt, ein 
Jahr für das allgemeine Wohl zur Verfügung zu 
stellen, der kann das hier tun. Im Gegensatz zu 
manchen Unkenrufen ist das in der angesproche-
nen Zielgruppe nicht unattraktiv. Zum zweiten 
steht es Frauen und Männern gleichermaßen 
offen – im Zeitalter der Chancengerechtigkeit ein 
wesentlicher Fortschritt. Zum dritten gewährleis-
tet die Dauer, dass die Freiwilligen ausgebildet 
und sinnvoll eingesetzt werden können – eben 
dort, wo sie das wollen, nicht dort, wohin sie 
einberufen worden sind.  

In einer Gesellschaft, in der freiwilliges Handeln 
für das allgemeine Wohl der Schlüsselbegriff für 
demokratiekonforme Entwicklung ist, ist der qua-
lifizierende und soziale Lernprozess, der mit die-
sem Dienst einhergeht, dem des Zivildienstes, der 
als »Ersatzdienst« konzipiert war, bei weitem 
überlegen. Nach Schule oder Berufsausbildung 
ein Jahr lang etwas ganz anderes machen zu 
können und dafür, wenn auch nicht gerade 
»fürstlich«, entlohnt zu werden, stellt eine positi-
ve Perspektive für viele dar, die noch nach Orien-
tierung suchen. Sozial abgesichert für eine be-
grenzte Zeit sich selbst als engagierten Bürger zu 
erleben und das Engagement einüben zu können, 
ist eine Chance, die schon jetzt viele Menschen 
nutzen und die sicher noch mehr nutzen werden, 
wenn sie nicht zusätzlich durch möglichen Wehr- 
oder Zivildienst belastet werden. Ein gutes Mar-
keting birgt hohe Erfolgschancen.  

Eine Bedingung erscheint allerdings von heraus-
ragender Bedeutung. Zivilgesellschaft heißt Arbeit 
und Engagement in einer weit ausdifferenzierten 
Pluralität von Organisationen. Hier organisiert 
und vollzieht sich vor allem das Engagement der 
Bürgerinnen und Bürger. Loyalität zu und Bin-
dung an eine selbst gewählte Organisation sind 
unabdingbar. Daher kann der Aufbau nur erfolg-
reich sein, wenn alle Organisationen, die das 
wollen, die Durchführung ganz und gar selbst in 
die Hand nehmen und in die Hand bekommen. 
Eine übergestülpte staatliche Bürokratie, gar kon-
kurrierende Verwaltungen in verschiedenen Res-
sorts, oder eine hierarchisierende Abwicklungs-
maschinerie über irgendwelche Zentralstellen 
wären hervorragend geeignet, dem Programm 
ganz schnell die Attraktivität und Effektivität zu 
nehmen. Ein gesetzlicher Rahmen, der Entloh-
nung, soziale Sicherung und wenige andere Eck-
daten regelt, etwa die Verpflichtung der Organisa-

tionen, die Teilnehmer sachgerecht auszubilden, 
reicht völlig aus. Eine Gewähr müssen die Orga-
nisationen bieten: Jugendliche im Freiwilligen-
dienst müssen einen fachlichen und sozialen 
Lernerfolg erzielen können und dürfen nicht als 
Hilfskräfte ausgebeutet werden. Alles Übrige wird 
der »Markt« der Angebote regeln, auf dem jede 
zivilgesellschaftliche Organisation auftreten kann, 
die das will. Dass junge Menschen Ansprüche ans 
Leben stellen und dorthin gehen, wo diese einge-
löst werden, ist ebenso richtig wie gut. Auch für 
die Organisationen der Zivilgesellschaft wird es 
also Lernprozesse geben – sie werden ihnen gut 
bekommen. Denn sie haben nun die Chance, 
zentrale Werte der Zivilgesellschaft zu vermitteln 
und Menschen für sich zu gewinnen, die ihnen, 
wenn es ihnen gefallen hat, auf lange Zeit treu 
bleiben. Das heißt, sie werden sich diese Werte 
auch selbst neu erarbeiten und hierzu ihre Leit-
bilder und Arbeitsgrundsätze neu bestimmen 
müssen. Einer heißt: Schenken lernt man beim 
Schenken! 

Schenken ist eine anthropologische Grundkon-
stante, der homo oeconomicus dagegen eine Chi-
märe. Die Bereitschaft, der Gemeinschaft etwas 
zu schenken, ist für die Bewältigung der genann-
ten Herausforderung zentral. Wenn, so meine 
These, die Mitglieder der Gesellschaft dieser im 
weitesten Sinn nicht permanent etwas schenken, 
können die eklatant hervorgetretenen Defizite 
nicht behoben werden. Geschenke sind notwen-
dig - in Kreativität, Empathie, Gemeinsinn und 
Verantwortlichkeit, letztlich auch in Zeit und 
Geld. 

Ein Sozialdruck zu schenken – von einer sankti-
onsbewehrten Pflicht ganz zu schweigen – höhlt 
tendenziell nicht nur den Begriff des Schenkens 
aus, indem ihm der Freiwilligkeitscharakter ge-
nommen wird, sondern impliziert sogar ein Ge-
sellschaftsbild mit totalitärem Anspruch, wenn 
sich eine hoheitliche Gewalt die Administration 
des Schenkens zumisst. Das für die Zivilgesell-
schaft in Anspruch genommene Attribut der Plu-
ralität wäre in einem solchen System nicht mehr 
aufrechtzuhalten; anstatt der durch die Auswei-
sung eines eigenständigen zivilgesellschaftlichen 
Bereichs erstrebten größeren Offenheit der Gesell-
schaft entstünde deren Gegenteil. 

Es widerspricht der Handlungslogik des moder-
nen Verfassungs- und Verwaltungsstaates, daß 
diesem etwas geschenkt wird. Er hebt – durchaus 
zu Recht – zur Erfüllung seiner Aufgaben 
zwangsweise Steuern ein. Es ist nicht mehr Sache 
des Staates, sozialen Druck auszuüben, damit 
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geschenkt wird. Für beides ist die Arena der Zi-
vilgesellschaft da. Der Staat muss also zeigen, wie 
ernst er es mit dem Prinzip des ermöglichenden 
Staates meint, das der Bericht der Enquete Kom-
mission des Bundestags zur Zukunft des bürger-
schaftlichen Engagements einst so in den Mittel-
punkt gestellt hat. Und seine Akteure werden zu 
prüfen haben, ob ihnen die Entwicklung unserer 
Gesellschaft und der dafür notwendige zivilgesell-
schaftliche Mehrwert wichtiger oder weniger 
wichtig sind als die Gewinnung billiger Arbeits-
kräfte für Dienstleistungen des Wohlfahrtsstaates. 
Hier ist Politik gefragt, hier müssen Weichen 
gestellt werden! 

Je mehr versucht wird, junge Menschen für kurz-
fristige Ziele zu instrumentalisieren, desto siche-
rer werden diese den Verlust an Vertrauen in 
Politik und Verwaltung mittragen. Es kann nicht 
im Interesse des politischen Handelns liegen, 
vorsätzlich Vertrauensverlust, innere Emigration 
und Abkehr von der Politik zu produzieren. Von 
den wenigen Eckdaten abgesehen, ist daher die 
Gestaltung der Jugendfreiwilligendienste eine 
originäre und alleinige Aufgabe der Zivilgesell-
schaft und zwar durchaus im Wettbewerb der 
Organisationen untereinander. Für behördliche 
Eingriffe und Verwaltungshandeln ist hier kein 
Raum. Es gilt, dem Subsidiaritätsprinzip gerade 
an dieser Stelle zu einem umfassenden Durch-
bruch zu verhelfen!    

Am 26. Oktober 2010 veröffentlichte das Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend eine Pressemitteilung, in der es unter 
anderem heißt: »Der Bundesfreiwilligendienst … 
soll das in Länderhoheit fallende Freiwillige Sozi-
ale Jahr (FSJ) und Freiwillige Ökologische Jahr 
(FÖJ) stärken und sinnvoll ergänzen und gemein-
sam mit diesen (gemeint sind wohl die Länder) 
vor allem von den bestehenden Trägern durchge-
führt und verwaltet werden.« Die Zivilgesellschaft 
ist letztlich nicht dazu da, gemeinsam durchzu-
führen und zu verwalten, was Bund und Länder 
in mühevollen Abstimmungsprozessen entwi-
ckeln. Sie braucht die Freiheit, in eigener Verant-
wortung ihren Beitrag zum allgemeinen Wohl zu 
leisten und die Jugend hierfür heranzubilden.  

Anmerkungen: 
1 Der Politikwissenschaftler Dr. Rupert Graf Strachwitz leitet 
das Maecenata Institut für Philanthropie und Zivilgesellschaft 
an der Humboldt Universität zu Berlin (www.maecenata.eu / 
www.strachwitz.info).  
2 so die verschiedenen Erklärungen des Europarats und 
anderer internationaler Organisationen 

3 Mit Staat sind hier und im Folgenden alle Ebenen der Ver-
faßtheit in öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaften, d.h. 
Gemeinde, Land, Bund und Europäische Union gemeint. 
4 Der Prozentsatz läge noch höher, wenn nicht die Freiwilli-
gen Feuerwehren als Einrichtungen der Kommunen, formal 
dem Bereich Staat zugeordnet werden müßten (siehe Freiwil-
ligensurvey 2009). 
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Beiträge zu den Arbeitsforen 

Freiwilligendienst in Dänemark / Von Anne Marie Boile Nielsen, Präsidentin,  
Ecumenical Diaconal Year Network, Kopenhagen, Dänemark  

In Dänemark gibt es eine Tradition nichtstaatli-
cher Organisationen. In der erster Hälfte der 80er 
Jahre haben viele NGOs durch alternative Pro-
gramme auf sich aufmerksam gemacht: in der 
Entwicklungszusammenarbeit, im lokalen Feld, 
in Bereichen von Mitbestimmung und Lobbying. 
Es wurde hier deutlich, dass NGOs oft bessere 
Lösungen für soziale Probleme hatten. Der Staat 
hat zu dem Zeitpunkt diese neuen Ansätze von 
NGOs, insbesondere im sozialen Bereich, sehr 
anerkannt. 1985 wurde das »Gesetz über sozia-
len Dienste« verabschiedet, wonach Kommunen 
gezwungen waren, mit NGOs nach folgenden 
Grundsätzen zusammenzuarbeiten:  

1.  Man weiß selber am Besten, was hilft, 

2.  Förderung von lokaler und persönlicher Ver-
antwortung für das eigene Leben, für Ideen, 
für Innovation. 

Viele junge Menschen lernen die Grundregeln 
der Demokratie durch Freiwilligendienste in 
diesen Institutionen. Die Hochschulen haben 
hier immer eine große Rolle gespielt. Junge Leu-
te mit unterschiedlichem Hintergrund und Aus-
bildung bekamen in einer Art Internat für 3-6 
Monaten eine Einführung in Demokratie, Ethik 
und Literatur. Hier lernten sie Verantwortungs-
bewusstsein für ihr eigenes Leben, für die Ent-
wicklung ihrer Region und für nationale Fragen. 

Außerdem gibt es in Dänemark die Tradition der 
Genossenschaften, wodurch viele Aufgaben in 
der Gesellschaft durch Freiwillige verwaltet wer-
den wie z.B. Schulen, Molkereien oder Schlacht-
häuser. Die Gesetze in Dänemark ermöglichen 
es, dass Aufgaben im Schul-, Sozial- und Ge-
sundheitsbereich von freien Institutionen ausge-
führt werden kann. Diese Tradition wurde aber 
in den letzten 50 Jahren teilweise beschränkt. 
Die Aufgaben der Diakonie wurden mehr und 
mehr professionalisiert, und immer weniger 
Freiwillige waren im öffentlichen Gesundheits-
wesen willkommen. Allein die Felder Armut, 
Obdachlosigkeit und Missbrauch wurden den 
Freiwilligenorganisationen überlassen. Die finan-
zielle Ausstattung von nichtstaatlichen Freiwilli-
genorganisationen ist sehr unsicher. Oft leben sie 
von staatlichen Mitteln, die nur für ein Jahr ver-
geben werden und für die Projekte eine große 

Unsicherheit bedeuten. Sie versuchen daher 
auch lokale Mittel zu rekrutieren. 

Wenn man den Anteil derjenigen messen möch-
te, die in der dänischen Gesellschaft als Freiwil-
lige arbeiten, dann sind bisher nur die erfasst, 
die ehrenamtlich einige Stunden arbeiten. Dies 
sind aktuell ca. 35 % der Gesellschaft. Es ist z.B. 
üblich und respektiert, dass Jugendleiter in 
Sportsvereinen, bei den Pfadfindern oder bei der 
Roten Kreuz Jugend einige Stunden pro Woche 
mitarbeiten. Aber es ist kaum in Dänemark be-
kannt, dass es einen einjährigen Freiwilligen-
dienst im Land selbst gibt.  

Ein Grund ist sicher, dass Freiwilligendienst von 
der aktuellen Regierung nicht gewünscht wird, 
sondern sie die Jugendlichen möglichst umge-
hend in Ausbildungen bringen möchte. Vor 15 
Jahren gab es hier unter veränderten politischen 
Vorzeichnen noch eine ganz andere Tradition. 
Damals wurde eine »Freie Jugendausbildung« 
gefördert, die auch Freiwilligendienste als eine 
Art Ausbildung anerkannten. Dieses Programm 
war sehr erfolgreich, insbesondere auch für Ju-
gendliche, die auf dem Arbeitsmarkt schwer zu 
vermitteln waren. Dieses Programm wurde aber 
sofort von der jetzigen Regierung abgeschafft, als 
sie vor neun Jahren an die Macht kam. Die Re-
gierung sieht nicht, dass für Jugendliche Enga-
gement, gute Vorbilder, offene Möglichkeiten, 
Mitbestimmung und Neues zu entdecken wichtig 
ist. Und sie sieht nicht, dass man auch durch 
Praxis ausgebildet werden kann. Leider wird es 
wahrscheinlich demnächst ein Gesetz geben, 
wonach Jugendliche, die ihre Ausbildung nicht 
in der vorgesehenen Zeit abschließen, für die 
letzten Jahre ihres Studiums kein Studiengeld 
bekommen. Wenn dieses geschieht, werden nur 
noch wenige Idealisten für Freiwilligenprogram-
me übrig bleiben. 

So ist es nur eine ganz kleine Anzahl dänischer 
Jugendlicher, die an einem halb- oder ganzjähri-
gen Freiwilligendienst teilnimmt. Von denen 
bleiben wenige in Dänemark oder Europa, ein 
größeres Interesse gibt es an Freiwilligendiensten 
in den Ländern des Südens. Bis jetzt ist es in 
Skandinavien meistens üblich vor dem Studium 
einen Freiwilligendienst zu machen, weil die 
gute Jobsituation nach dem Studium dies nicht 
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erforderlich macht. Ein größeres Interesse gibt es 
an kurzzeitigen Freiwilligendiensten. Ca. 35 % 
nehmen diese Angebote wahr, sehr gerne in 
exotischen Regionen.  

In Dänemark sind die Freiwilligen daran ge-
wöhnt, fachliche, philosophische und politische 
Grundlagen ihrer Aktivitäten und Dienste selber 
zu bestimmen. Es gibt eine Tradition, dass der 
Staat freie soziale Initiativen respektiert und 
sogar unterstützt, wie z.B. freie Kindergärten, 
freie Schulen, freie NGOs aller Art. Oft erlebt 
man, dass diese NGOs mit neuen Zielgruppen 
neue Methoden entwickeln. Umso engagierter 

sind oft die Mitarbeiter in den Organisationen, 
die Freiwillige in ihren Projekten begleiten und 
beraten. Oft sind es die nichtstaatlichen Organi-
sationen, die neue Aufgaben aufgreifen, neue 
Zielgruppen finden und innovative Methoden 
verwenden. Es kommt auch vor, dass sich eine 
staatliche Einrichtung an eine nichtstaatliche 
Organisation wendet und sich über neue Initiati-
ven und Ansätze beraten lässt. Genau in diesen 
Projekten sind unsere jungen Freiwilligen unter-
gebracht und sie lernen dort für das Leben. 

 

Zivilgesellschaft und Freiwilligentätigkeit in Polen / Von Grzegorz Grzonka, Direktor, 
Stiftung Internationaler Bund Polska, Krakau, Polen  

»Freiwilligendienste in Europa – Zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft«, Evangelische  
Akademie zu Berlin, 30.11.-1.12.2010 

Der Begriff »Zivilgesellschaft« ist heutzutage in 
Polen eine Selbstverständigkeit. Man kann sich 
nicht mehr vorstellen, dass es eine Zeit gab, wo 
eine Zivilgesellschaft nicht möglich war. Ohne 
eine Reihe von Definitionen zur Zivilgesellschaft 
zu nennen, kann man auf das Grundelement der 
Zivilgesellschaft hinweisen, das bürgerschaftli-
che Engagement im Rahmen von unterschied-
lichsten Initiativen von unten, Aktionen, wohltä-
tigen Spendensammlungen und Freiwilligentä-
tigkeit.   

Die Zivilgesellschaft beeinflusst zweifellos das 
Verhältnis zwischen Staat und Gesellschaft 
durch gut organisierte, starke Nichtregierungsor-
ganisationen, die oft ohne staatliche Hilfe im-
stande sind, diverse gesellschaftliche Probleme 
zu lösen, indem sie die Arbeit von Freiwilligen 
und gesellschaftliches Engagement nutzen. Das 
entscheidende Wesensmerkmal der Zivilgesell-
schaft ist das Beachten der Vereinigungsfreiheit. 
Vor 1989 war diese Freiheit in Polen, aber auch 
in anderen ostmitteleuropäischen Ländern stark 
eingeschränkt. Erst nach dem Umbruch durfte 
man in Polen Organisationen, Verbände und 
Vereine frei gründen, die dann ihre Interessen 
vertreten konnten. Die Freiheit hat das bürger-
schaftliche Engagement gestärkt und zur Entste-
hung Tausender von Vereinen, Stiftungen, Ver-
bände und Parteien beigetragen. Von 1989 bis 
1994 wurden in Polen über 47000 Organisatio-
nen registriert. Mitte 2008 wurde im Vereinsre-
gierter 67000 Organisationen genannt.  

Die intensive Entwicklung des Dritten Sektors in 
Polen wurde in den ersten Jahren nach der Wen-
de von ebenso umfangreichem bürgerschaftli-
chem Engagement begleitet. Leider nahm aber in 
den folgenden Jahren die Zahl aktiver Mitglieder 
in Organisationen ab (1999 waren es 24 % und 
2008 nur noch 20 % der Bevölkerung). Dies 
betrifft auch die Freiwilligentätigkeit, die ein 
wichtiger Faktor der Bürgergesellschaft sein soll-
te.  

Obwohl schon 20 Jahre seit dem Umbruch in 
Polen vergangen sind, ist der Freiwilligensektor 
erst im Entstehen. Die Untersuchungen weisen 
auf die beunruhigende Tendenz hin, dass es 
leider heute weniger Freiwillige als noch vor 
einigen Jahren gibt. Bis 2005 nahm die Zahl der 
Freiwilligen in Polen zu und erreichte in jenem 
Jahr 23 % der Gesellschaft. Seit 2005 sank diese 
Zahl leider von Jahr zu Jahr (2007 - 13,2 %, 
2008 nur noch 11,3 %).  

Freiwilligentätigkeit resultiert in Polen nicht nur 
allein aus zivilgesellschaftlichem Engagement, 
sondern hat oft auch wirtschaftliche und struktu-
relle Gründe. So hat sich die Arbeitsmarkt-
Situation in den Jahren 2005 bis 2008 verbessert 
und ca. 2 Millionen Polen sind seit Mitte 2004 
immigriert. Dies spielt vor allem bei Jugendli-
chen eine wichtige Rolle. Freiwilligentätigkeit als 
Möglichkeit, Berufserfahrungen zu sammeln, 
war in dieser Zeit nicht mehr für die Integration 
in den Arbeitsmarkt notwendig.  

Es werden aber auch andere Gründe für die zu-
rückhaltende Beteiligung vieler Polen beim frei-
willigen Engagement genannt: mangelnde Zeit, 
fehlende Information über Freiwilligendienste, 
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die Notwendigkeit, sich um die Nächsten zu 
kümmern und schließlich schlechte Assoziatio-
nen noch zur kommunistischen Zeit, wo soge-
nannte »Freiwilligendienste« oft nicht immer 
freiwillig waren.  

Die Entwicklung des Freiwilligensektor im Jahre 
2009 und 2010 lässt aber wieder etwas optimisti-
scher in die Zukunft schauen: im November 
2010 erreichte die Zahl der als Freiwillige aktiven 
Polen wieder 16 %.  

Das Europäische Jahr der Freiwilligen 2011 soll 
die Werte von Freiwilligentätigkeit, ihre Mög-

lichkeiten und Vorteile bei Bürgern und Instituti-
onen bekannter machen. Die Kampagnen, die 
anlässlich dieses Jahres viele Träger in Europa 
durchführen, sollen das Bewusstsein schärfen, 
dass jeder das Recht hat, Freiwilliger zu werden, 
unabhängig von Geschlecht, Rasse, Nationalität, 
politischer Einstellung und Glaube. Es sollten 
auch die Position der Träger, die im Freiwilli-
genbereich engagiert sind, gestärkt werden. 
Letztlich soll das Europäische Jahr der Freiwilli-
gen auch eine gute Gelegenheit sein, um Netz-
werke zwischen Trägerorganisationen zu bilden, 
die insgesamt das Bewusstsein für Freiwilligentä-
tigkeit in Polen stärken. 

 

Kompetenzerwerb und Kompetenzbilanzierung. Erfahrungen aus dem Programm 
»Freiwilligendienste machen kompetent«  / Von Susanne Rindt, Koordinationsstelle 
Jugendfreiwilligendienste, Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e.V. Berlin* 

*(Auszugsweise Wiedergabe der Folien einer 
Powerpoint-Präsentation) 

Programm »Freiwilligendienste machen  
kompetent« 
 

  Programmziele: 
 
–  Erleichterung des Zugangs zum bürgerschaft-

lichen Engagement und zum informellen Ler-
nen für benachteiligte Jugendliche 

 
–  Verbesserung von Ausbildungs- und Berufs-

chancen durch Kompetenzerwerb im prakti-
schen Einsatz (»Bildungs- und Beschäfti-
gungsfähigkeit«) 

 
–  Neue, zielgruppenadäquate Einsatzformen 

und -felder 
 
–  Öffnung der Infrastruktur in den FWD für 

neue Trägerverbünde (MO!) 
 
– Förderung von Integration und Teilhabe 
 

   Geeignete(s) Verfahren der Kompetenzbilan-
zierung entwickeln, um Kompetenzen sicht-
bar zu machen 

 
   Zielgruppe: ‚bildungsbenachteiligte‘ Jugendli-

che: ohne oder mit niedrigem Schulabschluss, 
Jugendliche mit abgebrochener Ausbildung, 

mit besonderem Förderbedarf, mit Migra-
tionshintergrund 

 
   8 Projekte an 12 Standorten, 2007 bis 2010, 

www.fwd-kompetent.de 
 

***** 
 

 
Verfahrensentwicklung 

   Sondierung von Verfahren aus den Bereichen 
bürgerschaftliches Engagement und Jugend-
berufshilfe 

 
   Entscheidung für Kompetenzbilanz aus Frei-

willigen-Engagement des DJI 
 

   Eignung der Kompetenzbilanz: 
–  macht Stärken sichtbar, Subjektorientie-

rung, keine Leistungsmessung und An-
forderungsorientierung 

–  Identifizierung und Beschreibung unter-
schiedlicher Lernorte und Lernerfahrun-
gen (Einbeziehung aller Lebensbereiche) 

–  erfordert und fördert aktive Beteiligung der 
Freiwilligen (Selbsteinschätzung, Dialog) 

–  Transparenz 
   Weiterentwicklung des Verfahrens für Ziel-

gruppe und für Kontext FSJ/FÖJ: ISS-
Projektbüro, Evaluation, Projekte; 

   Praxisleitfaden 
 

 
*****
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Verfahrensablauf(1) 
 
Grundprinzip: Abfolge wiederholter Selbst- und Fremdeinschätzungen (SE und FE) anhand von Fragebö-
gen mit jeweils folgenden Bilanzierungsgesprächen 

 
 

 
 

Verfahrensablauf (2) 
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Berücksichtigte Kompetenzdimensionen 
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***** 
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Bedeutung des Auswertungsgesprächs 
 

  Dialog als »Herzstück« des Verfahrens  
  Grundlage der Reflexion 

 
  Ziel: Vergleich der Einschätzungen der Selbst- 

und Fremdeinschätzung 
 
 

  Wichtig: 
 
–  Einschätzungen sind nicht objektive Bewer-

tungen, sondern spiegeln subjektive Wahr-
nehmungen in einem bestimmtem Lebensab-
schnitt und in bestimmten Situationen wider 

 
–  Keine Bewertung, Freiwillige müssen keine 

Erwartungen erfüllen >kein »Einigungs-
zwang« 

 
–  sensibles Vorgehen, damit die Jugendlichen 

zur Selbstreflexion angeregt werden 
 
–  Begründung der Einschätzung anhand von 

Situationen und Beispielen 
 
–  im Dialog Austausch über die unterschiedli-

chen Wahrnehmungen ermöglichen 
 
–  Ausreichend Zeit, angenehme Atmosphäre, 

Wertschätzung 
 

***** 
 

Der Kompetenznachweis – Elemente 

 
   Angaben zur Person 

 
   Art und Dauer des Engagements 

 
   Organisationsbeschreibung des Trägers und 

der Einsatzstelle 
 

   Tätigkeitsbeschreibung 
 

   Darstellung besonderer Schlüsselkompeten-
zen (3-4), mit Beispielen belegt 

 
   Aufführung von Fortbildungen oder Qualifi-

zierungen 
 

   Hinweis auf Verzicht codierter Zeugnisspra-
che 

 
   Unterschrift von je einem Vertreter des Trä-

gers und der Einsatzstelle 
 

   Hinweis auf die Bedeutung des freiwilligen 
Engagements und auf die Beteiligung der Ju-
gendlichen bei der Nachweiserstellung 

 
***** 

(…) 
 
 
Erstellungsprozess Kompetenznachweis 
 

   Grundlage: gesamter Bilanzierungsprozess 
während des Freiwilligenjahres 

 
   Tätigkeitsbeschreibung durch die Einsatzstel-

le 
 

   Gemeinsame Kompetenzauswahl – Beteili-
gung von Träger, Einsatzstelle und Freiwilli-
ger/m 

 
   Anhaltspunkte für die Auswahl der Kompe-

tenzen: 
 
–  3 bis 4 Schlüsselkompetenzen, die besondere 

Stärken abbilden 
 
–  möglichst aus unterschiedlichen Kompetenz-

bereichen (personale, soziale, methodische, 
fachliche Kompetenzen) 

 
–  u.U. abgestimmt auf angestrebtes Nahziel 

(z.B. Ausbildung etc.) 
 
–  ungeeignet: Basiskompetenzen, die im Berufs-

leben als selbstverständlich angesehen wer-
den 

 
–  plastische Darstellung durch Verwendung 

von Beispielen 
 

   Endabstimmung zwischen Träger und Ein-
satzstelle 

 
***** 

 
Qualitätsaspekte für den Kompetenznachweis 
 

   Persönliche Anerkennung 
 
–  Feedback; Partizipation des/der Freiwilligen 
 
–  Kein Standardtext 
 
–  Sorgfältige, schöne Gestaltung 
 
–  Übergabe in einem würdigen Rahmen 
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   Nutzen des Nachweises 
 
–  anschauliche Tätigkeitsbeschreibung 
 
–  Knappe und klare Form 
 
–  Wohlwollend und positiv, aber realistisch 
 
–  Sprechfähigkeit der/des Jugendlichen über 

den Nachweis 
 
–  Erwartungen potenzieller Ausbilder und Ar-

beitgeber berücksichtigen >entsprechende 
Evaluation steht noch aus 

***** 
 
Einbindung der Einsatzstelle in  
Kompetenzbilanzierung 
 

   Kontext FSJ/FÖJ Inland! 
 

   Zentrale Herausforderung 
 

   Chancen für ESt: differenziertes Feedback, 
Einsatzplanung 

 
   Wichtig: Einsatzstellen vorbereiten und im 

Prozess unterstützen 
 

   Abstimmungsbedarf zwischen Träger und 
Einsatzstelle, z.B. 

 
–  Fremdeinschätzung: wie häufig und zu wel-

chen Zeitpunkten? 
 
–  Gemeinsam Abschlussauswertung gegen En-

de des FWD 
 
–  Erstellung des Kompetenznachweises 
 

   Worauf besonders achten? 
 
–  zeitlicher Aufwand 
 
–  Vertrauensperson 
 
–  evtl. Überforderung (z.B. bei Anleiter/innen 

mit Migrationshintergrund) 
 
 

Wozu Kompetenzen erfassen? (Zertifizie-
rungsdebatte) 

   Kritik: Standardisierung, Formalisierung, 
Instrumentalisierung von offenen Bildungs-
prozessen und informellem Lernen; Ausrich-
tung an Erfordernissen des Arbeitsmarktes 
(Beschäftigungsfähigkeit) 

 
   Grundanliegen der Kompetenzbilanz: Kompe-

tenzen sichtbar machen, Prozesse der Persön-
lichkeitsentwicklung und Selbstreflexion un-
terstützen, Wertschätzung ausdrücken; keine 
starre Zertifizierung oder Leistungsbewertung 

 
   Qualität entwickeln: 

 
–  Pädagogische Prinzipien: Stärkenprinzip, 

Freiwilligkeit, Partizipation, Transparenz, Le-
bens- und Arbeitsweltbezug, Managing Di-
versity 

 
–  Umsetzung und Prozess: Fokus auf Dialog 

und Reflexion, Feedback, Weg als Ziel beto-
nen, geschultes Personal            
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Sieben Thesen zum Thema »Christliche Profile im Freiwilligendienst« / Von  
Oberkirchenrat Dr. Eberhard Martin Pausch, Kirchenamt der Ev. Kirche in Deutschland 

1. Nicht jeder Freiwilligendienst ist an sich selbst 
schon gut. Das Wort »Freiwilligendienst« be-
zeichnet nämlich bloß eine formale Struktur. Was 
einen solchen Dienst im ethisch-moralischen1 
Sinne »gut« macht, ist einerseits die Motivation, 
die ihn trägt, sind andererseits aber die Inhalte, 
für die er einsteht. Mit der Motivation meine ich 
nicht im Sinne Immanuel Kants den sog. »guten 
Willen«, also eine wiederum bloß formale Über-
einstimmung mit einem allgemeinen Sittengesetz, 
sondern konkret den christlichen Glauben als den 
Motor und Impulsgeber für »gute Werke« der 
Christenmenschen, ganz im Sinne des Luther-
schen »Sermon[s] von den guten Werken«. Bei 
den Inhalten, die einen (guten) Freiwilligendienst 
charakterisieren, kann man an die drei Dimensio-
nen des »Konziliaren Prozess« denken. Das Enga-
gement in diesen drei Dimensionen, also der Ein-
satz für Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung 
der Schöpfung zusammen mit einer es ermögli-
chenden christlichen (speziell evangelischen) 
Gesinnung sind substanziell genau das, was ei-
nen evangelischen Freiwilligendienst »gut« 
macht.2 

2. Evangelische Freiwilligendienste sollten grund-
sätzlich kirchlich und gemeindlich geerdet sein. 
D.h., sie brauchen in ihrer Praxis nach Möglich-
keit einen klaren Gemeinde- und/oder Kirchenbe-
zug. Sie sollten zum Beispiel auf Deutschen 
Evangelischen Kirchentagen (oder auch auf Öku-
menischen Kirchentagen) oder anderen kirchli-
chen Foren öffentlichkeitswirksam präsent sein. 
Es sollte in Gemeinden Entsendungsgottesdienste, 
aber auch Aufnahmegottesdienste geben, die 
einen Freiwilligendienst liturgisch »rahmen«. 
Ferner ist eine seelsorgliche Begleitung durch die 
Kirche wünschenswert. Pfarrer und Pfarrerinnen, 
aber auch andere kirchliche Mitarbeitende sollten 
aufmerksam und offen sein für die seelsorglichen 
Bedarfe von evangelischen Freiwilligen. Insge-
samt muss deutlich sein: Evangelische Freiwilli-
gendienste dürfen keine »Sonderwelt« innerhalb 
der Kirche, keinen »Staat im Staate« bilden. Sie 
müssen vielmehr ein integraler, wichtiger, ja 
unverzichtbarer Bestandteil des kirchlichen Le-
bens sein. Sie sind in ihrem Wesen kontingente 
Ausdrucksformen der von Luther einst charakte-
risierten »Freiheit eines Christenmenschen«. 

3. Es gibt im Raum der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) eine natürliche Vielfalt, 
nämlich historisch gewachsene und sachlich be-
rechtigte Pluralität evangelischer Freiwilligen-

dienste. Die Unterschiede der einzelnen Dienste 
sind dabei zu beachten. Die einen Freiwilligen-
dienste wirken im Ausland, die anderen im In-
land. Die einen setzen sich für die Bewahrung der 
Schöpfung, andere für ein soziales Miteinander 
und für Gerechtigkeit, wieder andere für Frieden 
und Versöhnung ein. Es gibt Dienste mit sozia-
lem, mit missionarischem und mit friedensethi-
schem Profil. Sie alle haben ihren Ort und ihr 
Recht im »Konzert« der Evangelischen Freiwilli-
gendienste, und die meisten von Ihnen spielen 
vorzüglich darin mit. Trotz dieser Vielfalt und 
Pluralität gibt es allerdings doch mehr sachliche 
Gemeinsamkeiten evangelischer Freiwilligen-
dienste, als dies auf den ersten Blick wirken mag. 
Vielleicht haben sie sogar ein gemeinsames, 
christliches (evangelisches) Profil. Es gibt je-
denfalls viele gemeinsame Ziele, Bedarfe, Wün-
sche und Interessen. Und es lohnt sich, sich für 
diese einzusetzen. Betont werden sollten somit 
nicht so sehr die Unterschiede, sondern vielmehr 
die Gemeinsamkeiten der Dienste. Und es sollte 
es nach Möglichkeit keine Konkurrenz zwischen 
den Diensten geben. An die Stelle der Konkurrenz 
muss Kooperation treten. Doppelarbeit ist prob-
lematisch und durch gegenseitige Entlastung zu 
ersetzen. 

4. Evangelische Freiwilligendienste sollten mög-
lichst wenig bürokratisch strukturiert sein. Sie 
brauchen einfache, plausible, anschlussfähige 
Strukturen. Zu vermeiden sind nach Möglichkeit 
»Verrechtlichungstendenzen«3. Freiwilligen-
dienste sollten nicht systemisch, sondern lebens-
weltlich organisiert sein, statt formaler Verrechtli-
chung und Fixierung brauchen sie »Verliebung« 
und Flexibilisierung. Je weniger Formulare und 
Genehmigungsinstanzen solche Dienste benöti-
gen, desto besser und desto evangelischer sind 
sie. Je mehr persönliche Begleitung und Zuwen-
dung stattfindet, desto besser und evangelischer 
sind sie. 

5. Dem entspricht der Gedanke: In den evangeli-
schen Freiwilligendiensten muss Freiheit ein 
zentrales Moment sein. Jede staatliche oder 
kirchliche Überreglementierung wäre gleichsam 
der »Tod im Topfe«. Wo Freiwilligendienst drauf-
steht, muss grundsätzlich Freiheit drin und auch 
täglich erfahrbar sein. Dies gilt für die Freiwilli-
gen selbst, aber auch für die Träger und die Ein-
satzstellen. Es gilt aber auch für die evangelische 
Kirche (die sich gemäß dem Impulspapier von 
2006 ja als »Kirche der Freiheit« versteht) und für 
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die gesellschaftliche Umwelt, in der die Dienste 
wirken und die vom Geist der Freiheit dieser 
Dienste heilsam angesteckt werden kann. 

6. Evangelische Freiwilligendienste haben einen 
grundsätzlich ökumenischen Charakter und sind 
offen für interreligiöse Zusammenarbeit. Der 
ökumenische Charakter ergibt sich schon aus 
dem Bezug auf die drei Dimensionen des Konzili-
aren Prozesses; dieser war von seinen Anfängen 
her ja eine ökumenische Angelegenheit. Es ist 
aber nicht nur möglich, sondern auch sinnvoll 
und notwendig, eine Zusammenarbeit mit katho-
lischen, freikirchlichen, orthodoxen Freiwilligen-
diensten anzustreben. Ebenso auch – wo diese 
vorhanden sind – mit jüdischen oder islamischen 
Freiwilligendiensten. Es ist wohl wahr, dass es 
relativ gesehen weniger jüdische und islamische 
Freiwilligendienste als Freiwilligendienste christ-
lichen Ursprungs gibt. Aber einige sind ja vor-
handen.4 Mit diesen sollte man Kontakte pflegen. 
So ist es etwa denkbar, Holocaust-Gedenkstätten 
in der interreligiösen Kooperation von Freiwilli-
gendiensten zu pflegen oder gemeinsam einen 
Friedenseinsatz zu planen und durchzuführen. Es 
könnte sein, dass in derartigen Kooperationen 
große Chancen liegen.  

7. Viele evangelische Freiwilligendienste sind tief 
in der Zivilgesellschaft verwurzelt und halten 
deshalb Verbindung zu zivilgesellschaftlichen 
und säkularen Gruppen und Initiativen - sofern 
diese sich im ganz und gar irdischen Sinn für 

Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der Schöp-
fung einsetzen. Eine solche Zusammenarbeit, wie 
sie etwa im »Konsortium Ziviler Friedensdienst« 
seit mehr als zehn Jahren erfolgreich und konti-
nuierlich praktiziert wird, stellt eine große Berei-
cherung und Chance dar. Dabei ist allerdings 
damit zu rechnen, dass in säkularen Kontexten 
andere Semantiken verwendet werden. So wird 
dort vermutlich nicht so sehr von »Bewahrung 
der Schöpfung«, sondern eher von »Umwelt- und 
Klimaschutz« die Rede sein. Die inhaltlichen Ziele 
können dabei jedoch identisch sein. Deshalb ist 
grundsätzlich ein gemeinsames Handeln möglich. 
So kann das das speziell christliche Profil der 
kirchlichen Freiwilligendienste in der Zivilgesell-
schaft deutlich werden. 

Anmerkungen: 
1 Nicht im qualitativen Sinne. Das ist noch einmal eine andere 
Perspektive. Allerdings kann man wohl sagen, dass evangeli-
sche Freiwilligendienste auch ein intrinsisches Verhältnis zur 
Qualität haben. 
2 Im Umkehrschluss muss man dann konzedieren, dass 
selbstverständlich Freiwilligendienste existieren können, die 
eben (im moralischen Sinne) »nicht gut« sind, etwa Räuber-
banden oder Terroristengruppen. Denn rein formal gesehen 
kann man zum Beispiel Al Kaida als einen großen, modernen 
internationalen Freiwilligendienst verstehen. Es dürfte indes 
von selbst einleuchten, dass ein solcher »Freiwilligendienst« 
aus christlicher Perspektive nicht gut genannt werden kann. 
3 Der Terminus ist in dem Sinne gebraucht, in dem ihn Jürgen 
Habermas in »Die Theorie des kommunikativen Handelns« 
(1. Aufl. Frankfurt am Main 1981) eingeführt hatte. 
4 Vgl. etwa: http://www.britolam.org.  
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Freiwilligendienste in europäischer Perspektive / Von Patrick Roger Schnabel,  
Stellv. Leiter des EKD-Büros Brüssel 

Ich bin gebeten worden, in einem kurzen Impuls 
darzustellen, wie unser heutiges Thema »in Brüs-
sel« gesehen wird und wie die Kirche als »nicht-
staatlicher Akteur« auf europäischem Parkett für 
unser Konzept von freiwilligem Engagement und 
konkret Freiwilligendienst wirbt. Ich will eine 
kurze Einführung in Art und Selbstverständnis 
unserer Arbeit vorwegschicken:  

Das EKD-Büro Brüssel ist kein Lobbybüro. Es 
wurde vor 20 Jahren als Verbindungsstelle des 
Bevollmächtigten des Rates der EKD bei den EU-
Institutionen gegründet und erfüllt heute vier 
wesentliche Aufgaben: Zunächst nimmt es auf 
europäischer Ebene den kirchlichen Öffentlich-
keitsauftrag wahr, indem es die dortigen rechtli-
chen und politischen Entwicklungen unter den 
Gesichtspunkten insbesondere von »Frieden, Ge-
rechtigkeit, Bewahrung der Schöpfung« in den 
Blick nimmt und durch Stellungnahmen und Ge-
spräche mit EU-Beamten und Parlamentariern 
versucht, Bewusstsein für die nicht ökonomi-
schen und ökonomisierbaren Grundlagen 
menschlichen Seins und Zusammenlebens zu 
schaffen sowie Anregungen für deren konkrete 
Umsetzung in den Handlungsfeldern der EU zu 
geben. Dabei ist das Büro auch ein Frühwarnsys-
tem für mögliche Beeinträchtigungen des deut-
schen Kirchen- und Staatskirchenrechts durch 
Legislativakte der Europäischen Union. Darüber 
hinaus nimmt das Büro eine repräsentative Funk-
tion wahr. Das umfasst auch Ideen- und Kultur-
botschafter des deutschen Protestantismus zu 
sein. Regelmäßige Veranstaltungen, wie vor kur-
zem zum Melanchthon-Jahr, gehören dazu; ein 
konkreter Bezug zu geplanten oder wünschens-
werten Legislativakten ist dabei keine Vorausset-
zung. Und da das alles keine Einbahnstraße ist, 
trägt die Brüsseler Dienststelle des Bevollmächtig-
ten schließlich auch Informationen und Einschät-
zungen über das, was in Brüssel und Straßburg 
passiert, in die EKD, ihre Gliedkirchen, Werke 
und Verbände hinein: durch regelmäßige interne 
Berichterstattung, durch einen dreimonatlich 
erscheinenden öffentlichen Newsletter und durch 
Vorträge wie diesen bei Akademien, in Kirchen-
kreisen, auf Konferenzen in Deutschland und 
gelegentlich in anderen EU-Staaten.  

Dabei verstehen wir unsere Rolle in beiden Rich-
tungen als die eines Werbenden: In Brüssel für 
die Inhalte kirchlicher Arbeit und die Bedingun-
gen kirchlichen Handelns, in Deutschland für den 
manchmal zähen, aber doch alternativlosen Pro-

zess europäischer Integration, der »Europa zu 
seinem Glück vereint«, indem er Grenzen über-
windet, Versöhnung ermöglicht und Völker ver-
bindet, dadurch Frieden schafft und erhält, 
Wohlstand fördert, Solidarität abverlangt (und 
gibt!). Alternativlos nicht zuletzt aber auch, weil 
er dazu beiträgt, dass die Menschen in Europa in 
Zeiten der Globalisierung mit erstarkenden, kon-
kurrierenden wirtschaftlichen und politischen 
Akteuren eine bleibend einflussreiche Vertretung 
ihrer Werte und Interessen behalten. 

Wir tun das – natürlich – aus der Sicht der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland. Und erst auf 
dem europäischen Parkett merkt man wirklich, 
wie spezifisch diese Sicht sein kann. Und damit 
leite ich schon über zu der Frage, wie man denn 
in Europa für unser Verständnis von Freiwilligen-
diensten werben kann. Wenn ich von »unserem 
Verständnis« im Sinne dieser Tagung spreche, 
dann sind zwei Elemente dafür wichtig, die wir 
uns vielleicht selten im Wege der Selbstvergewis-
serung vor Augen führen: Zum einen geht es um 
das spezifisch evangelische Verständnis von frei-
willigem Dienst – wir werden darüber gleich noch 
diskutieren, wenn wir unsere Thesen formulie-
ren. Zum anderen geht es aber immer auch um 
ein »deutsches« Verständnis solchen Engage-
ments, das ganz wesentlich von den gesellschaft-
lichen, politischen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen in der Bundesrepublik geprägt ist. 

Für uns als »Vorposten« in Brüssel ist diese 
Selbstvergewisserung ein zentraler Bestandteil 
unserer Arbeit, weil wir – anders als sie hier zu 
Hause – ein Verständnis beider Wesensmerkmale 
unserer Dienste bei unseren Gesprächspartnern 
nicht voraussetzen können, oft nicht einmal eine 
Grundkenntnis darüber. Der Protestantismus ist 
in Europa eine Minderheitenreligion, der in der 
EU der 27 Mitgliedstaaten kaum über 10 Prozent 
der Bevölkerung angehören. Das Subsidiaritäts-
prinzip von dem fast alles freiwillige Engagement 
und auch die konkreten Freiwilligendienste leben, 
ist als gesellschaftlich-rechtliches Strukturprinzip 
in dieser Form außerhalb Deutschlands weitest-
gehend unbekannt. Zwar gibt es überall aktive 
Bürgergesellschaften, aber doch in sehr unter-
schiedlicher Form, geprägt durch die jeweiligen 
Rahmenbedingungen ihres Handelns. Wenn wir 
also für das »werben« wollen, von dessen Rich-
tigkeit wir ja nicht nur zu Hause, sondern auch in 
Europa überzeugt sind, müssen wir zunächst 
einmal Übersetzungsarbeit leisten. 
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Zunächst müssen wir das, was die religiöse Prä-
gung unserer Anliegen ausmacht, in die Sprache 
von Recht und Politik übersetzen – und zwar in 
einem Kontext, der stark säkular-laizistisch ge-
prägt ist. Während der kirchliche Binnendiskurs 
gelegentlich Gefahr läuft, den Begriff des »Diens-
tes« theologisch zu überhöhen, läuft diese Über-
setzungsarbeit gelegentlich Gefahr, ihn im Sinne 
der Dienstleistung der Selbstsäkularisierung 
preiszugeben. Beides schadet der Sache. Eine 
theologische Überhöhung nimmt die sozialen 
Realitäten nicht wahr, in denen junge Menschen 
ihren Freiwilligendienst leisten. Dabei geht es 
natürlich auch oft – und nicht illegitimer Weise – 
darum, nach der Schule einmal eine Auszeit zu 
nehmen, die Luft der großen, weiten Welt zu 
schnuppern, Sprachen und soft-skills zu erwerben 
sowie und einen attraktiven Eintrag im Lebens-
lauf aufweisen zu können. Eine Selbstsäkularisie-
rung verkennt, dass die Motivation des Großteils 
der jungen Freiwilligen und ganz gewiss der ent-
sendenden und aufnehmenden Organisationen 
eben eine religiöse, eine christliche, ja eine evan-
gelische ist. Erfreulicherweise gibt es Begriffe 
(wie der Zentralbegriff »Evangelium«) die man 
nicht übersetzen, sondern nur voraussetzen und 
erklären kann und die immer wieder an die eige-
ne Grundlegung erinnern. Theologische Überhö-
hung und Selbstsäkularisierung: In diesem Span-
nungsfeld müssen wir also erklären, 1.) was sol-
che Dienste der Gesellschaft bringen, 2.) was sie 
den jungen Menschen bringen, 3.) wo der euro-
päische Mehrwert liegt, der eine Voraussetzung 
für die Förderung ist und 4.) wie die Ausgestal-
tung dieser Dienste aussehen sollte, um aus unse-
rer Sicht gesellschaftsförderlich und persönlich-
keitsfördernd zu sein. 

Das »wie« der Erbringung solcher Dienste hängt 
in Deutschland am Subsidiaritätsprinzip, das in 
dieser Form europaweit wirklich seines Gleichen 
sucht. Denn das Prinzip ist bei uns ja nicht auf 
Freiwilligendienste beschränkt. Dass die »freien 
Träger«, christliche und weltliche Assoziationen 
der Zivilgesellschaft, bei uns Vorrang vor staatli-
chen Stellen haben, wenn es um die Erbringung 
von sozialen Diensten geht, ist etwa einem Fran-
zosen nur sehr schwer verständlich zu machen. 
Denn in Staaten mit einem etatistischen Ansatz 
im Verhältnis von Staat und Gesellschaft, also 
einem Selbstverständnis, das ihm einen recht 
umfassenden und oft exklusiven Fürsorgeauftrag 
gegenüber dem Bürger zuspricht, erbringen die 
wenigen wirklich leistungsstarken zivilgesell-
schaftlichen Organisationen eben nicht die grund-
legenden Dienste, sondern allenfalls ein Extra , 
indem sie sich etwa um diejenigen kümmern, die 

durch das Netz öffentlicher Versorgung fallen. In 
anderen Staaten, etwa im angelsächsischen 
Raum, gibt es zwar starke Zivilgesellschaften mit 
entsprechenden Organisationen, aber hier wäre es 
– über Steuervergünstigungen für Gemeinnützig-
keit hinaus – ziemlich undenkbar, dass der Staat 
über die Sozialversicherungen und über Steuer-
mittel einen wesentlichen Anteil an ihrer Finan-
zierung übernimmt. Es ist ein – auch aus histori-
scher Erfahrung gewachsenes – Kennzeichen der 
Bundesrepublik, dass sie sich als Sozialstaat in 
der Verantwortung für die Gewährleistung sol-
cher Dienste weiß, aber eben nicht in der Ver-
antwortung ihrer Erbringung steht, sondern durch 
die entsprechenden gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen den Freiraum schafft, dass die Gesell-
schaft diese Dienste im Spiegel ihrer eigenen Plu-
ralität vielgestaltig selbst erbringen kann. Das ist 
ein enormer Freiheitsgewinn, denn der Staat wird 
nicht zum Anbieter, sondern zum Ermöglicher. Er 
ist ein Staat, der bürgerliche Freiheiten nicht nur 
gewährt, sondern durch aktive Stützung bürgerli-
chen Handelns gewährleistet. Dass das bei uns so 
gut funktioniert, zeigt, dass die Bürger durchaus 
bereit sind, so frei gehaltene Räume durch ihr 
Engagement sinnvoll zu füllen. Es ist ein gutes 
System, für das man guten Gewissens werben 
kann, und das Modellcharakter hat. Aber es ist, 
das muss man sich vor Augen halten, auch unter 
demokratischen Rechtsstaaten eben nur ein mög-
liches System, das in dieser Form in der EU wenig 
Parallelen hat. 

Wir sehen unsere Aufgabe daher weniger darin, 
für dieses System in dem Sinne zu werben, dass 
wir es exportieren wollen. Natürlich hoffen wir 
darauf, dass es im Sinne des peer-learning und 
des Austausches von best-practise auch neue 
Freunde findet. Aber unser primäres Ziel ist das 
der Bestandserhaltung. Denn vor dem Hinter-
grund, dass die EU – was wir sehr begrüßen – das 
Thema für sich entdeckt hat, wird sie auch selbst 
zu einem wichtigen Ansprechpartner. Ich denke 
dabei an den Europäischen Freiwilligendienst 
selbst, aber auch etwa an das Europäische Jahr 
2011 als Jahr der Freiwilligentätigkeit im weiteren 
Sinn. Wenn wir von den EU-Institutionen spre-
chen, sprechen wir konkret von Beamten aus 27 
Mitgliedstaaten, von denen die überragende 
Mehrheit nicht evangelisch und nicht deutsch ist. 
Denen gilt es zu erklären, warum unsere Werke 
und Verbände Träger – als Entsende- wie Auf-
nahmeorganisationen – sein wollen, warum sie 
gute Träger sind, und warum es für uns entschei-
dend ist, dass wir nicht nur die Logistik stellen, 
sondern auch die Inhalte wesentlich mitbestim-
men. Da muss man erklären, dass es auch einer 
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säkularen hoheitlichen Gewalt wie der EU mög-
lich ist, religiös geprägten Einrichtungen für diese 
Zwecke Mittel zur Verfügung zu stellen. Da muss 
man erklären, dass jede dieser Organisationen 
nicht nur einen Platz anbietet, sondern ausge-
hend von ihrem Menschenbild und ihrem Selbst-
verständnis mit den jungen Menschen arbeiten 
und die Erfahrungen und Erlebnisse reflektieren 
und für ihre Entwicklung – selbstbestimmt, aber 
begleitet – fruchtbar machen will. 

Als EKD-Büro ist unsere Aufgabe dabei, die 
Grundlagen für das Verständnis der kirchlichen 
und verbandlichen Arbeit zu schaffen. Die Diens-
te haben ihren eigenen europäischen Vertretun-
gen, um konkrete Projekte, Fördermaßnahmen 
etc. zu behandeln. Wir flankieren ihr Engagement 
mit unserer Arbeit und sind auch immer gern 
bereit, gemeinsam an der Bewusstseinsbildung 
für das spezifische unserer Freiwilligendienste zu 
werben, etwa durch gemeinsame Diskussionsver-
anstaltungen. Vielleicht ergibt sich dafür im Eu-
ropäischen Jahr 2011 die eine oder andere Gele-
genheit. Jedenfalls sind wir überzeugt, dass man-
chen Tendenzen, die sich ja im Übrigen nicht nur 
auf die EU-Institutionen beschränken, sondern 
auch in Deutschland zunehmen, gewehrt werden 
muss: Nimmt man Subsidiarität ernst, gilt eben 
nicht, dass wer zahlt, auch bestimmt. Wir brau-
chen, auch auf der EU-Ebene, einen ermöglichen-

den Staat, der Freiheitsräume für Bürger offen 
hält, die diese füllen können. Staatliche Gelder 
sind eben öffentliche Gelder, Mittel der Bürger, 
die der Staat diesen aufgrund gesellschaftlichen 
Konsenses zweckgebunden zurück gibt. Und 
nimmt man Pluralität ernst, kann und soll dieser 
Freiheitsraum sehr unterschiedlich gefüllt wer-
den. Als evangelische Kirchen haben wir den 
Willen und die Kraft, einen wahrnehmbaren Bei-
trag dazu zu leisten. 

Ich will mit einem positiven Ausblick schließen. 
Ich bin überzeugt, dass die Europäischen Union 
auch bereit ist, diesen Beitrag in seiner Spezifizi-
tät anzunehmen und zu fördern. Heute genau vor 
einem Jahr trat der Vertrag von Lissabon in Kraft, 
der erstmals einen »offen, transparenten und 
regelmäßigen Dialog« mit den Kirchen, Religions- 
und Weltanschauungsgemeinschaften rechtsver-
bindlich vorsieht (Art. 17 III AEUV). Dieser Dia-
log wurde schon zwanzig Jahre lang informell 
geführt – das EKD-Büro war und ist daran inten-
siv beteiligt. Wir werden den Dialog auch weiter-
hin nutzen, für die Bedingungen zu werben, die 
wir für richtig und notwendig halten, damit Eu-
ropa das Engagement bekommt, dass es verdient 
und die Bürger das Europa bekommen, das sie 
verdienen. 

Vielen Dank!  

 

Paradigmenwechsel: Neue Interessen an und mit Freiwilligendiensten /  
Von Jan Gildemeister, Aktionsgemeinschaft Dienst für den Frieden (AGDF) 

Die Landschaft internationaler Freiwilligen-
dienste hat sich in den letzten 15 Jahren radikal 
verändert. Bis dahin gab es etliche zivilgesell-
schaftliche Träger, die unter schwierigen rechtli-
chen und finanziellen Rahmenbedingungen klei-
ne profilierte Programme für relativ wenige vor-
wiegend junge Menschen durchführten. 

Mitte der 1990er Jahre gaben Träger wesentliche 
Impulse für den Europäischen Freiwilligendienst. 
2008 floss ihr Knowhow in das Förderprogramm 
»weltwärts« für den entwicklungspolitischen 
Freiwilligendienst ein. Ein Jahr später folgte »kul-
turweit« vom Auswärtigen Amt, das sich von 
Expert/innen von Trägern beraten ließ und zu-
dem die inhaltlich verantwortlichen Mitarbeiten-
den »aus der Szene einkaufte«. In diesem Jahr 
schließlich wird das neue Förderprogramm »In-
ternationaler Jugendfreiwilligendienst« des Bun-

desfamilienministeriums aufgebaut. Dies ge-
schieht bisher in enger Abstimmung mit Vertre-
ter/innen von Trägern und ihren Verbänden. 

Innerhalb weniger Jahre haben also staatliche 
Institutionen Internationale Freiwilligendienste 
»entdeckt«, stellen Fördermittel zur Verfügung. 
Die Zahl der Freiwilligen hat sich vervielfacht. 
Auch neue Träger sind auf den Markt gekommen, 
wie der staatliche Deutsche Entwicklungsdienst. 

In die Landschaft nationaler Freiwilligendienste 
kam ab 2001 neue Bewegung, als unter der rot-
grünen Bundesregierung erstmals ernsthaft über 
die Aussetzung der Wehrpflicht nachgedacht 
wurde. Die vom Bundestag eingerichtete Enque-
tekommission regte das erste Modellprogramm 
für generationsoffene Freiwilligendienste an, es 
folgte die Zusammenführung von FSJ und FÖJ im 
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Jugendfreiwilligendienstegesetz, das Bundesfami-
lienministerium fördert relativ neu ein FSJ mit 
gleichzeitiger Berufsausbildung. Und ab 2011 soll 
nun die Bundesförderung des FSJ erheblich aus-
geweitet und ein Bundesfreiwilligendienst aufge-
baut werden. 

Unser Eindruck ist, dass die verstärkte Förderung 
durch EU und Bundesregierung mit dem Bestre-
ben einher geht, durch die Freiwilligendienste 
vermehrt und direkter politische Ziele umzuset-
zen wie beispielsweise 

–  die Akzeptanz europäischer Institutionen bei 
jungen Menschen zu erhöhen, 

–  Nachwuchs für die entwicklungspolitische 
Szene zu rekrutieren und größeres Interesse 
an Entwicklungspolitik zu wecken, 

–  die Sozialsysteme abzusichern, 

–  benachteiligte junge Menschen besser beruf-
lich und sozial zu integrieren. 

Gleichzeitig wird ein Freiwilligendienst für viele 
junge Menschen unter Karieregesichtspunkten 
(noch) interessanter. 

Vor diesem Hintergrund wollen wir in dem 
Workshop u.a. folgenden Fragen nachgehen: 

–  Droht eine »Verzweckung« von Freiwilligen-
diensten? 

–  Ergänzen sich die Interessen der verschiede-
nen Akteure Träger und ggf. ihre internationa-
len Partner, Einsatzstellen, Freiwillige und öf-
fentliche Fördergeber oder ergeben sich Span-
nungen und Konkurrenzen? 

–  Wie hat sich das Verhältnis zwischen staatli-
chen Zuschussgebern und zivilgesellschaftli-
chen Trägern entwickelt und welche Tenden-
zen gibt es? 

Ich wünsche uns nun fruchtbare Diskussionen und 
freue mich auf die folgenden Impulsreferate.  

Pardigmenwechsel: Neue Interessen an und mit Freiwilligendiensten /  
Von Alexander Pollhans, v. Bodelschwinghsche Stiftung Bethel, Bielefeld 

Mir sind fünf Minuten gegeben, auf eine beson-
dere Funktion von Freiwilligendiensten hinzu-
weisen, die spätestens seit dem Heft 04/2010 der 
Diakonie Texte mit dem Titel »Das freiwillige 
Soziale Jahr und sein Beitrag zur Personenge-
winnung« salonfähig ist. 

Wenn wir von Freiwilligendiensten reden, dann 
reden wir zu Recht von Bildungsjahr, von Zeit 
für persönliche Entwicklung, von Orientierung. 
Gerade in einer Zeit, da jungen Menschen für 
ihre Entwicklung weniger Zeit zugestanden wird 
– frühere Einschulung, Abitur nach 12 Schuljah-
ren, Studium in drei Jahren, um nur einige Eck-
punkte zu nennen. Wir heben den Status der 
Freiwilligkeit hervor und betonen, dass Freiwilli-
ge keine Mitarbeitenden sind, obgleich sie mitar-
beiten. All das ist wichtig und richtig. Und 
gleichzeitig zeigt uns ein Blick in aktuelle Ent-
wicklungen, dass wir den Aspekt der Mitarbei-
tendengewinnung unter Menschen, die keine 
Mitarbeitenden sind, verstärken müssen. Dazu 
ein paar ausgewählte Bruchstücke gesellschaftli-
cher Entwicklung, die ich u.a. einem Vortrag von 
Prof. Dr. Sauer, Rektor Fachhochschule der Dia-
konie, entnommen habe: 

Soziographische Entwicklung: In Westdeutsch-
land wird die Zahl der Schulabgänger ihren Hö-
hepunkt im Jahr 2013 erreichen – allerdings nur 
wegen der doppelten Abschlussjahrgänge in 
Folge der Verkürzung der Schulzeit; danach 
sinkt sie steil.1 In Ostdeutschland hat sich die 
Zahl der Schulgänger gegenüber den Vorjahren 
bis zum Jahr 2011 fast halbiert und damit ihren 
Tiefpunkt erreicht; sie stabilisiert sich danach auf 
niedrigem Niveau.2 Im Jahr 2050 wird es 40% 
weniger 16- bis 20-Jährige geben als im Jahr 
2005.3 (Kurzes Aufstehen dazu, was das heißt) 
Dem gegenüber verdoppelt sich bis 2050 der 
Anteil der Menschen, die über 65 Jahre alt sind.4 
Und die Altersgruppe der 80-Jährigen und Älte-
ren verdreifacht sich. 

Mitarbeitendenschaft: Eine Umfrage des DW EKD 
ergab 2006/2007, dass in den sozialen und pfle-
gerischen Berufen die Mitarbeitenden im Alter 
zwischen 40 und 49 Jahren mit 33% die deutlich 
größte Gruppe stellen.5 Etwa ab dem Jahr 2015 
wird es überall – unter damit auch untereinander 
konkurrierend – im Sozial- und Gesundheitswe-
sen einen erhöhten Ersatzbedarf geben. 
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Attraktivität des Berufsfeldes: Ein Rückgang der 
Zahl der Auszubildenden ist schon seit einigen 
Jahren zu beobachten: In den Jahren 2000 bis 
2008 sank die Zahl der Auszubildenden in der 
Krankenpflege um knapp 10%. Zudem führt bei 
frisch ausgebildeten die Kombination von ‚Teil-
zeit’ und die Veränderung in den Vergütungssys-
temen (z.B. AVR-DW neu) mit der für die Um-
stellungszeit vorgesehenen Absenkung der Tarife 
zu unattraktiven Vergütungen – oder, um es 
deutlicher zu sagen, zu Einkommen, von denen 
man kaum leben kann. 

In Kurzform: Der Bedarf an Mitarbeitenden im 
pflegerischen Bereich wird in den nächsten Jah-
ren erheblich steigen. Leider wird das Berufsfeld 
»Pflege« vielfach als nicht attraktiv angesehen 
und das öffentliche Image der Pflegeberufe lädt 
nicht dazu ein, sich diesen Beruf auszusuchen. 
Gleichzeitig ist aber der Fachkräftemangel auch 
in der Wirtschaft angekommen. Hier gibt es be-
reits verschiedene wirksame Programme, Nach-
wuchs für sich zu gewinnen. Um weiterhin inte-
ressierte, motivierte, gut ausgebildete Mitarbei-
tende zu haben, müssen wir unter schlechteren 
Rahmenbedingungen mit Programmen der Wirt-
schaft konkurrieren – neben der Konkurrenz 
untereinander. Freiwilligendienste bieten die 
Möglichkeit eines ersten Kontaktes in einer Le-
bensphase, in der es um berufliche Orientierung 
aber auch um gelebte Normen und Werte geht. 

Für mich heißt das dreierlei: 

1.  Freiwilligendienste müssen attraktiv sein für 
den Charakter der Freiwilligkeit bewahren. 
Mehr denn je ist darauf zu achten, dass Frei-
willigendienste im pflegerischen Bereich »gu-
te Werbung« für den Pflegebereich sind. Es 
muss gelingen, ein Feuer in Freiwilligen zu 
entzünden, ohne sie in ihrem Dienst auszu-
brennen. 

2.  Freiwilligendienste sind für viele junge Men-
schen ein erster Kontakt mit sinnstiftender 
Erwerbsarbeit; gleichwohl es für sie keine 
Erwerbsarbeit ist. Der Sinn der Tätigkeit muss 
entsprechend deutlich erkennbar sein. Für 
mich heißt das, dass allein schon aus Grün-
den der Personalgewinnung – ich weiß, es 
gibt weit bessere Gründe – eine Rückbesin-
nung auf gelebte (!) Mit-Menschlichkeit wich-
tig, vielleicht sogar notwendig ist! 

3.  Freiwilligendienste leben vom persönlichen 
Kontakt, von Begegnungen. Werden die Be-
zugspersonen der Freiwilligen in ihrer für die 
Gesellschaft wichtigen Aufgabe als authen-
tisch wahrgenommen, werden sie zu Vorbil-
dern, die über die Zeit des Freiwilligendiens-
tes hinausreichen. Ich bringe das gerne auf 
folgende einfache Formel: Wer einen persön-
lich gewinnbringenden Freiwilligendienst in 
einer Einrichtung der Behindertenhilfe abge-
leistet hat, studiert mit anderen Augen BWL. 
Vielleicht eine gesellschaftsverändernde 
Wohltat. 

 

Anmerkungen: 
1 Bereinigt um die Effekte der verkürzten Schulzeit sinkt die 
Zahl der Schulabgänger bereits seit 2008. 
2 vgl. A. Uhly u.a., Schaubilder zur Berufsbildung, Ausgabe 
2008, Bundesinstitut für berufliche Bildung, Schaubild 1.3 
und 1.4; im Internet: www.bibb.de 
3 Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Bevölkerung Deutsch-
lands bis 2050. 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberech-
nung, Berlin 2006, S. 20 
4 Statistisches Bundesamt, Bevölkerung Deutschlands bis 
2050, 11. koordinierte Bevölkerungsvorausberechnung, 
Wiesbaden 2006, S. 22 
5 unveröffentlichte Zahlen                    
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Thesen zu Freiwilligendienst und staatlichem Handeln  
Thesen der Konferenzteilnehmer als Ergebnis der Arbeitsforen  

»Freiwilligendienste in Europa – Zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft«, Evangelische  
Akademie zu Berlin, 30.11.-1.12.2010 

1.  Der Staat soll weltanschaulich neutral sein, 
was aber als Basis für eine Gesellschaft nicht 
ausreicht. 
Deshalb muss er weltanschauliche Pluralität 
fördern. 

2.  Der Staat hat eine Gemeinwohlverantwortung, 
der er alleine nicht gerecht werden kann.  
Deshalb muss er ein offener partizipatorischer 
Staat sein. 

a. Subsidarität 
b. Solidarität 

3.  Deshalb ist ein Dialog mit der Zivilgesellschaft 
auch im Bereich FW-Dienste essenziell, der 
auf Vertrauen beruht, dass die FW-Dienste ei-
nen unverzichtbaren Beitrag zur Gemeinwohl-
verantwortung leisten. (Anders in anderen eu-
ropäischen Ländern) 
Gleichwohl soll staatliches Handeln auch Kri-
terien zur Qualität dieser Verantwortungs-
übernahme sichern.  

4.  Sicherung von Ergebniserreichung und Quali-
tät soll durch Anreize für und Verantwor-
tungsübergabe an die Träger geleistet werden 
und nicht durch paternalistische Steuerung 
von oben.  
Das bezieht sich auch auf inhaltliche Ziele der 
Arbeit wie Zielgruppenerweiterung, bei denen 
gemeinsame Interessen von Staat und Zivilge-
sellschaft vorhanden sind.  

5.  Freiwilligendienst ist eine zentrale und nach-
haltige Bildungs- und Lebenserfahrung, die 
Selbstreflexion und Persönlichkeitsbildung för-
dert.  

Er dient de facto einer beruflichen Qualifizie-
rung im Sinne einer Aneignung von Softskills. 
Damit wird er zu einem Instrument als Ant-
wort für spezifische gesellschaftliche Problem-

lagen. Er ist damit eine Mischung aus gesell-
schaftlicher Orientierung, persönlichem Eigen-
sinn und sinnvollem Eigennutz.  

Die gesellschaftliche Orientierung realisiert 
sich auch in einem Interesse und Einstehen für 
eine Veränderung von gesellschaftlichen Ver-
hältnissen, die sich an den Zielen der Träger 
und/oder Einsatzstellen orientiert.  

Deshalb ist die Vielfalt an Trägern und damit 
inhaltlichen Profilen vital für diese Wahrneh-
mung von Gemeinwohlverantwortung, die 
sich auch in Gegensatz zu staatlichem Han-
deln artikulieren kann.  

6.  Diese Vielfalt muss im Sinne der Förderung 
von Pluralität staatlicherseits unterstützt und 
nicht gegeneinander ausgespielt werden.  

7.  Das bedeutet für die zivilgesellschaftlichen 
Träger, dass sie vorhandene Interessengegen-
sätze offen thematisieren und konstruktiv be-
arbeiten sollen, sowie konfliktfähig einen of-
fenen Dialog praktizieren müssen.  

8.  Christlicher Freiwilligendienst setzt ein Dienst-
verständnis voraus, das in einer spezifischen 
Weise Freiheit und Verbindlichkeit verbindet. 
Der Sinnbezug als notwendige Ergänzung der 
Tätigkeit ist konstitutiv. Dabei ist darauf zu 
achten, dass nicht endloser Dienst sondern 
auch Feier und Muße in den Blick kommen.  

Er lebt in Teilen von einer Kombination von 
Zeugnishaftigkeit / Mission und Lernen, die 
die Nachhaltigkeit des Dienstes ermöglicht / 
verstärkt.  

Programmatisch werden gesellschaftlich not-
wendige Auseinandersetzungen um Grundbe-
griffe von Lebenserfahrungen wie Tod, Leid, 
Schmerz, Schuld, Hoffnung, Angewiesensein 
auf andere, Wert des Lebens, Reflexion von 
Lebensfreude, eigenen Fähigkeiten und Kom-
petenzen als Geschenktes bearbeitet.  
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»Thesen zu Freiwilligendienst und staatlichem Handeln« / 
Kommentierende Anmerkungen von Jan-Thilo Klimisch, EIRENE e.V.  

EIRENE Internationaler Christlicher Friedens-
dienst e.V. unterstützt die bei der Tagung der Ev. 
Akademie Berlin am 1.12.2010 formulierten The-
sen nachdrücklich. Staatliche Programme zur 
Förderung von Freiwilligendiensten sollten in 
erster Linie einen breiten Rahmen vorgeben, der 
Raum für unterschiedliche Ansätze und eine gro-
ße Trägervielfalt lässt. Unerlässlich ist allerdings, 
dass einheitliche Qualitätsstandards gesetzt und 
gemeinsam überwacht werden.  

Klar muss aber auch sein: Zivilgesellschaftliche 
Träger sind keine Ausführungsorgane für staatli-
che Programme. Freiwilligendienste erbringen 
nicht nur einen persönliche Mehrwert für die 
Freiwilligen, sondern ebenso für die Gesellschaft. 
Um ihr Potenzial zu gesellschaftlichen Innovatio-
nen auszuschöpfen, dürfen sie nicht durch ein 
staatliches Korsett erdrückt werden.  

Freiwilligendienste – gerade die Auslandsdienste 
der christlichen Friedensdienste – befördern ganz 

konkret gelebte Begegnung und Verständigung. 
Auf zivilgesellschaftlicher Ebene tragen sie so 
unmittelbar zum Zusammenwachsen Europas 
und einem friedlichen Miteinander bei. Ein Frie-
densdienst ist gelebter Glauben, ist persönlicher 
Beitrag zu mehr Freiheit, Gerechtigkeit und Be-
wahrung der Schöpfung. Zudem kann er in be-
sonderer Weise interreligiöse Begegnung ermögli-
chen, wie in den EIRENE-Projekten in Belgien, 
Frankreich und Marokko.  

Besondere Aufmerksamkeit sollte darüber hinaus 
denjenigen Einsatzländern und -regionen ge-
schenkt werden, in denen Freiwilligenarbeit nach 
wie vor nur wenig bekannt ist und Trägerstruktu-
ren schwach ausgebildet sind. Staatliche Förder-
programme für Freiwilligendienste sollten derarti-
ge regionale Besonderheiten besser berücksichti-
gen, z. B. durch finanzielle Förderung lokaler 
Träger, von Sensibilisierungs- und Schulungs-
maßnahmen sowie bessere Ausstattung der Frei-
willigen.   

 

»Thesen zu Freiwilligendienst und staatlichem Handeln« / 
Kommentierende Anmerkungen von Von Patrick Roger Schnabel, Stellv. Leiter  
des EKD-Büros Brüssel

Die Thesen heben in gelungener Weise die 
Hauptanliegen hervor, die sich für die Evangeli-
sche Kirche mit dem Thema der Freiwilligen-
dienste, aber auch der Freiwilligenarbeit im wei-
teren Sinne verbinden.  

Sie zeigen, wie das Staatsverständnis und das 
Selbstverständnis der Träger korrelieren müssen, 
um der Gesellschaft den bestmöglichen Nutzen 
zu bringen: Der Staat soll, dafür stehen Pluralität 
und Subsidiarität, ein ermöglichender Staat sein, 
der Freiheitsräume für bürgerschaftliches Enga-
gement freihält und füllen hilft. Staat und Gesell-
schaft stehen in einer gemeinsamen Gemein-
wohlverantwortung, die sie nur gemeinsam 
wahrnehmen können.  

Um Gerechtigkeit und Qualität zu sichern, bedarf 
es staatlich gesetzter Rahmenbedingungen und 
Finanzierung, um die Nähe zum Menschen zu 
sichern und Engagement zu wecken, bedarf es 
der verantwortlichen Beteiligung der zivilgesell-
schaftlichen Kräfte.  

Religiös motivierte Akteure bringen einen Mehr-
wert ein, weil sie ein ganzheitliches Verständnis 
vom Menschen mitbringen und ihre Angebote 
vom einem in Gottes Gnade wurzelnden Men-
schenwürdebegriff her entwickeln. Der weltan-
schaulich neutrale Staat findet in solchem Enga-
gement eine unverzichtbare Ergänzung seiner 
Angebote der Erziehung, Bildung und Daseins-
vorsorge.   
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»Frei-willig? Perspektiven der Freiwilligendienste in Europa«  
Podiumsdiskussion mit Anke Plättner, Präses Nikolaus Schneider, Pascal Lejeune,  
Staatssekretär Josef Hecken, Ute Giesecke-Tapp 

»Freiwilligendienste in Europa – Zwischen 
Staat und Zivilgesellschaft«, Evangelische  
Akademie zu Berlin, 30.11.-1.12.2010 

Moderatorin Anke Plättner: Nun kommen wir 
zur letzten Runde dieser Tagung und – hoffen wir 
– zu abschließenden Erkenntnissen. Ich darf Ih-
nen die Teilnehmer vorstellen. Wir haben es so 
geplant, dass jeder kurz etwas zu den Perspekti-
ven von Freiwilligendiensten in Europa sagen 
wird, und dass wir dann gemeinsam in die Dis-
kussion einsteigen und Sie mitdiskutieren kön-
nen. 

Ich darf Ihnen unseren am weitesten gereisten 
Gast als ersten vorstellen – Pascal Lejeune. Er ist 
Leiter von »Jugend in Aktion« aus der Generaldi-
rektion für Bildung und Kultur der Europäischen 
Kommission. Sie sind aus Brüssel gekommen – 
herzlich willkommen, Herr Lejeune. Schön, dass 
Sie da sind. 

Hausherr dieses Hauses ist Präses Nikolaus 
Schneider. Schön, dass Sie da sind. 

Und ich begrüße Josef Hecken, Staatssekretär im 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend. Sie kommen gerade aus dem Haus-
haltsausschuss und haben gesagt, »die 300 Milli-
onen habe ich im Sack für die Freiwilligendiens-
te«. Herzlich willkommen! 

Schließlich Ute Giesecke-Tapp, Konferenz Evan-
gelischer Freiwilligendienste Hannover. Auch 
sehr schön, dass Sie hier sind. Sie sind für Martin 
Schulze, der krank ist, eingesprungen. Es ist im 
richtigen Leben wie im Fußball – die besten Spie-
ler kommen immer von der Bank. Schön, dass Sie 
da sind. 

Wenn Ihnen das recht ist, Herr Schneider, begin-
nen wir mit Ihnen. Ich würde Sie bitten, dass Sie 
einige Thesen zu skizzieren, wo Ihrer Meinung 
nach die Reise mit den Freiwilligendiensten hin-
gehen soll. Sie haben das Wort! 

Präses Nikolaus Schneider: Danke schön. Ich 
glaube, am Freiwilligendienst kann man exempla-
risch einiges verdeutlichen, was für Europa und 
für unser Land gilt: und zwar im Hinblick auf das 
Zusammenspiel von Staat, Gesellschaft und dem 

Einzelnen. Es geht mir um die Grundvorausset-
zungen: Was erwarten wir von staatlichem Han-
deln, was erwarten wir von zivilgesellschaftli-
chem Handeln und wie sehen wir den einzelnen 
Menschen? Das ist jetzt für den europäischen 
Einigungsprozess, aber natürlich auch für unser 
Land sehr wichtig. Hier mache ich ein paar kurze 
Anmerkungen, die sich meiner kirchlichen Ver-
ankerung verdanken. 

Ich sehe die Freiwilligendienste als ein Instru-
ment, in dem Menschen sich entwickeln können, 
sich bilden, gebildet werden im weitesten Sinne; 
Bildung hier vor allen Dingen auch im Sinne von 
Persönlichkeitsentwicklung, Persönlichkeitsbil-
dung. Im Grunde geht es mir um die berühmte 
Böckenfördesche These: Der Staat lebt von einer 
Voraussetzung, die er selber nicht herstellen 
kann. Ein funktionierendes Gemeinwesen braucht 
Menschen, die selbstbewusst sind, eigenverant-
wortlich denken und bereit sind, Verantwortung 
zu übernehmen. Und das hat etwas mit Persön-
lichkeit zu tun, mit Selbstbildung, mit Selbstbe-
wusstsein, mit einer persönlichen Verankerung in 
einem Werteboden, aus dem man dann für sich 
die nötigen Kräfte ziehen kann. Deshalb ist es mir 
auch wichtig, dass die Kirchen als Anbieter von 
Freiwilligendiensten dabei sind, dass Glauben 
eine Rolle spielt, weil wir einen solchen Werte-
boden anbieten und bereithalten. 

So sind die Freiwilligendienste ein Instrument, in 
dem Menschen sich entfalten und bilden können. 
Die Zivilgesellschaft soll eine plurale Gesellschaft 
sein. Wir stehen als evangelische Kirche zur Plu-
ralität, wir halten sie für etwas Positives, nicht für 
etwas Negatives. Denn wir sind der Meinung, es 
gibt Wahrheit für uns Menschen nur in einer 
Vielzahl von Perspektiven. Theologisch gespro-
chen gibt es natürlich nur die eine Wahrheit, die 
bei Gott selber ist. Aber wir Menschen können 
über diese Wahrheit nicht verfügen, sondern sich 
ihr mit Gottes Hilfe immer nur annähern. Deshalb 
brauchen wir verschiedene Auslegungen dieser 
einen Wahrheit, die sich gegenseitig konstruktiv 
ergänzen und nicht destruktiv bekämpfen sollen. 
Sie sollen an der Wohlfahrt des einzelnen Men-
schen und an der Vision eines guten Zusammen-
lebens in Frieden und Gerechtigkeit orientiert 
sein. Und das nicht nur im einzelnen Land, son-
dern auch darüber hinausgehend. Das ist mein 
Grundverständnis von Gesellschaft, von der Stär-
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ke einer pluralen Gesellschaft. Und in dieser plu-
ralen Gesellschaft sollen verschiedene gesell-
schaftliche Gruppen eine Rolle spielen, natürlich 
auch die Kirche, so wie andere gesellschaftliche 
Gruppen auch.  

Welche Aufgabe hat der Staat in diesem Zusam-
menhang? Der Staat soll Rahmenbedingungen 
setzen und der Staat soll fördern. Und er soll sich 
aus den Inhalten möglichst heraushalten. Das war 
eine Erfahrung, die nach der Nazizeit in der alten 
Bundesrepublik gar nicht groß erklärt werden 
musste. Die Erfahrung eines totalitären Staates, 
der bis in die Seelen des einzelnen Menschen 
hineinregieren wollte, war derart massiv in unse-
rem Land, dass der Staat sich selber zurücknahm 
und sagte: das wollen wir nicht. Wir fördern, 
finanzieren, schaffen rechtliche Rahmenbedin-
gungen – aber die Inhalte machen die gesell-
schaftlichen Akteure.  

Im Augenblick erlebe ich aber einen Transforma-
tionsprozess, in dem man merkt, dass solche 
historischen Erfahrungen verblassen. Die Genera-
tionen, die nachwachsen, wissen von diesen Zu-
sammenhängen wenig oder mindestens mit ab-
nehmender Tendenz.  

Bei jüngeren Bundesbeamten müssen Sie Subsidi-
arität und das Verhältnis Staat und Kirche häufig 
erklären, weil deren Entstehungszusammenhang 
nicht mehr bewusst ist. Die Jüngeren haben nor-
malerweise den Anspruch: Wer zahlt, bestimmt. 
Wir zahlen, also sagen wir euch, was ihr zu tun 
habt. Das bedeutet dann, die Zivilgesellschaft, die 
zivilgesellschaftlichen Gruppen, die staatlich ge-
fördert sind, als verlängerten Arm staatlicher 
Aktivitäten zu begreifen. Und das ist ein völliges 
Missverständnis. Das ist mit Subsidiarität nicht 
gemeint. 

Ein ähnliches Denken begegnet mir auch auf der 
europäischen Bühne, also in Brüssel. Das kenne 
ich etwa aus den Aktivitäten des Evangelischen 
Entwicklungsdienstes. Brüssel wollte in ganz 
ungewohnter Weise dem EED vorschreiben, wie 
er manche Dinge zu machen hat. Wir waren aus 
unserer deutschen Erfahrung heraus sehr irritiert. 
Wir kannten es nicht, dass der Staat uns gegen-
über so antrat und sagte: »Ihr seid mein verlän-
gerter Arm.« – Dass wir Rechenschaft geben müs-
sen, dass die Gelder verantwortlich ausgegeben 
werden, dass wir uns an die Gesetze halten, ist 
völlig klar. Aber die Inhalte sollten doch von uns 
bestimmt und uns nicht von außen vorgeschrie-
ben werden!  

Hier erlebe ich Transformationsprozesse, bei 
denen wir sehr aufpassen müssen, dass unsere 
Gesellschaft und unser Staat sich nicht in die 
falschen Richtungen entwickeln. Das gilt auch für 
die europäische Ebene, wo besondere deutsche 
Erfahrungen sinnvoll einzubringen sind, denn die 
französischen Erfahrungen sind natürlich andere. 
Der Laizismus hat in Frankreich eine ganz andere 
Begründung. Die Trennung von Staat und Kirche 
war die Befreiung des Staates, auch der Protestan-
ten, von katholischer Oberherrschaft. Das ist eine 
ganz andere Tradition. Das bedeutet, dass wir 
uns hier europäisch verständigen müssen, was 
der Hintergrund unseres Zugangs zum Verhältnis 
Staat – Gesellschaft ist. 

Jetzt ein Letztes zu unserer bundesdeutschen 
Situation: Wir haben mittlerweile staatliche Frei-
willigenprogramme. Da habe ich ganz offen ge-
sprochen zwei Herzen in meiner Brust. Einerseits 
ist es sehr gut, dass der Staat Freiwilligenpro-
gramme stützt. Aber »Weltwärts« wie auch jetzt 
die Pläne, aus dem Zivildienst einen staatlichen 
Freiwilligendienst zu machen, könnten auch in 
die falsche Richtung gehen.  

Das darf keine Konkurrenz zu den Diensten wer-
den, die sich bisher gesellschaftlich entwickelt 
haben. Auch hier muss der Grundsatz bleiben, 
dass staatliches Handeln sozusagen einen Rah-
men bereitstellt und die Ausgaben der Mittel 
überprüft, aber nicht in die Inhalte reinregiert. 
Der Staat sollte die zivilgesellschaftlichen Akteure 
stützen und unterstützen und bei der Entwick-
lung der Programme einbeziehen. Wir haben 
eigentlich eine Kultur, wo wir frühzeitig mitein-
ander reden, auch dann schon, wenn solche Pro-
gramme entwickelt werden. Wir sollten bitte auf 
diesem Niveau bleiben und es darf nicht einfach 
von oben nach unten durchgestellt werden nach 
dem Motto: »Das haben wir uns jetzt überlegt, 
und so müsst Ihr das jetzt machen!« Es ist wich-
tig, dass wir diese Kultur des Umgangs beibehal-
ten, dass wir miteinander reden, die Dinge ge-
meinsam entwickeln und Staat und Zivilgesell-
schaft so verabredet weiter ihre Rollen spielen, 
denn diese Form der Zusammenarbeit hat sich 
sehr bewährt. Ich glaube, die Bundesrepublik 
würde anders aussehen, wenn wir diese Entwick-
lung in der Nachkriegszeit nicht gehabt hätten, 
dass wir wirklich den einzelnen Menschen in 
seiner Würde geachtet haben. Wir haben spezifi-
sche bundesrepublikanische Diskussionen, die es 
in anderen Ländern nicht gibt. Der Lebensschutz 
zum Beispiel wird bei uns in einer Weise disku-
tiert, die woanders kaum denkbar ist und mit 
unserem historischen Lernprozess zu tun hat. Die 
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Freiwilligendienste als ein Instrument zu sehen, 
das nicht direkt verwertet wird, aber die Voraus-
setzung dafür liefert, dass gesellschaftliches Zu-
sammenleben eben gelingen kann: So eine Per-
spektive würde ich mir wünschen. 

Moderatorin: Danke schön. Das mit der Nütz-
lichkeit ist - eben von den Kirchen - ein schöner 
Punkt grade in Zeiten von Wirtschafts- und Fi-
nanzkrise, wo alles ökonomisiert ist. Nun würde 
ich Herrn Lejeune gern das Wort geben. Herr 
Schneider hat klar Position bezogen, dass der 
Staat sich aus bestimmten Sachen bitte raushalten 
möge. Er hat uns seine Erfahrungen in Brüssel 
geschildert. Ich würde Sie gerne bitten, Ihre The-
sen vorzulegen.  

Pascal Lejeune: Danke. Ich bin in Lothringen 
geboren. Aber – wie Sie bereits sagten – vertrete 
ich die Generaldirektion Bildung und Kultur und 
deshalb möchte ich vorschlagen, dass wir den 
europäischen Grundsätzen des Multikulturalis-
mus und der Mehrsprachigkeit Respekt zollen...: 
ich werde auf Englisch fortfahren! Und ich ent-
schuldige mich dafür.  

Ich möchte mit Ihnen einige Gedanken in Bezug 
auf Freiwilligentätigkeit aus europäischer Per-
spektive teilen. Man könnte die Frage stellen, was 
Europa in diesem Bereich überhaupt tut, wenn es 
doch das Subsidiaritätsprinzip gibt. Warum enga-
giert sich Europa in diesem Bereich? Ich möchte 
Ihnen dazu einige Überlegungen anbieten und 
diese im Bereich der Jugendarbeit konkretisieren. 

Laut einer Studie, die vor einigen Monaten von 
der Europäischen Kommission in Auftrag gegeben 
wurde, behaupten 23 Prozent der europäischen 
Bevölkerung, dass sie sich freiwillig engagieren: 
Freiwilligentätigkeit ist ein ganz klares charakte-
ristisches Merkmal der Gesellschaft in allen euro-
päischen Ländern. Dies entspricht auch unserer 
Vision auf europäischer Ebene: eine Vision von 
einer Bevölkerung, die involviert und engagiert 
ist, eine Vision von Bürgern, die sich in ihrer 
eigenen Gesellschaft und auch auf europäischer 
Ebene engagieren - durch diese Aktivitäten im 
Bereich Freiwilligendienst kann Europa selbst 
wahrgenommen werden und von dem Engage-
ment der Zivilgesellschaft in den unterschiedli-
chen Mitgliedstaaten profitieren. Dies ist auch ein 
Bereich, wo bewährte Praktiken und Erfahrungen 
unter verschiedenen europäischen Ländern aus-
getauscht werden können: es ist ein durchaus 
zulässiger Weg, um die Programme auf nationa-
ler, regionaler und zivilgesellschaftlicher Ebene 

zu verbessern, dank solchen Austauschs auf eu-
ropäischer Ebene. 

Europa besteht nicht nur aus dem Binnenmarkt. 
Europa ist auch eine Gemeinschaft von Staaten, 
die bereit sind, sich über Themen auszutauschen, 
die ihre Bürger betreffen. Nicht zuletzt haben wir 
die Erfahrung gemacht, dass wir durch die Erwei-
terung der Freiwilligendienste - durch die Dimen-
sion der internationalen Mobilität - den Wert der 
Freiwilligentätigkeit erhöhen können. Es ist nichts 
Obligatorisches oder Notwendiges, aber wenn 
man – und nehmen wir hier das Beispiel aus dem 
Bereich der Jugendarbeit – die transnationale 
Mobilität erhöht, dann ergeben sich daraus auch 
mehr Vorteile für die Freiwilligen selbst. Und 
wenn es eben um diese Dimension der Mobilität 
geht, dann kann Europa im Bereich der prakti-
schen Umsetzung sehr viel beitragen.  

Ich möchte unsere Vision einer stärkeren bürger-
schaftlichen Beteiligung an den Freiwilligendiens-
ten im Bereich der Jugendarbeit veranschauli-
chen. Die Jugendarbeit ist der Bereich, in dem 
sich der Freiwilligendienst auf europäischer Ebe-
ne am besten entwickelt hat: im nächsten Jahr 
feiert der Europäische Freiwilligendienst (EFD) 
sein 15-jähriges Bestehen. Am Anfang, d.h. seit 
1989, hatten wir in diesem Bereich ein Jugend-
austauschprogramm, das wir weiterhin als ein 
Teil des Programms »Jugend in Aktion« anbieten. 
Im Jahre 1996 wurde ein Vorschlag unterbreitet, 
der Jugendlichen mehr Engagement bot als das 
bis dahin bestehende Programm, nämlich die 
Möglichkeit, im Ausland als Freiwilliger tätig zu 
sein. Die Kommission unterbreitete den Vor-
schlag, das Parlament und der Rat haben ihn 
angenommen und verabschiedeten den Beschluss 
über die Gründung des Europäischen Freiwilli-
gendienstes. Die Bezeichnung »Europäischer 
Freiwilligendienst« ist bereits eine starke und 
positive Botschaft in Bezug auf die Vision, die 
Europa der Jugend bereit hält, und das Angebot, 
das sie Jugendlichen bietet. 

Für diese Initiative gibt es drei wesentliche inhalt-
liche Gründe: nicht-formale Bildung, bürger-
schaftliches Engagement und natürlich die euro-
päische Dimension. 

Wir sind der Meinung, dass freiwilliges Engage-
ment den Jugendlichen eine wahre Lernmöglich-
keit bietet, nämlich die der nicht-formalen Bil-
dung. Der Freiwilligendienst, in dessen Rahmen 
man für bis zu einem Jahr in ein anderes Land 
geht, dessen Sprache man bei der Ankunft nicht 
oder nur wenig spricht, wo man Aufgaben im 
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Sinne des Gemeinwohls übernimmt, verändert 
das Leben eines Menschen, vor allem, wenn er 20 
oder 22 ist. Ich meine, dies ist »Erasmus plus«! 
Die Auswertungen unserer Umfragen ergeben, 
dass dieser Freiwilligendienst eine sehr tiefgrei-
fende Lernerfahrung darstellt.  

Die Bürgerschaftsaspekte sind ebenfalls wichtig: 
die Dimension der Bürgerschaft, aber auch die 
Dimension der Solidarität. Eine aktuelle Umfrage, 
die wir am Anfang des Jahres durchgeführt ha-
ben, brachte überraschende Ergebnisse. Wir wa-
ren erstaunt, wie sehr der EFD von den Gemein-
den geschätzt wird, in denen Freiwillige geholfen 
haben. Somit geht es also nicht nur um den Nut-
zen, den die Freiwillige oder der Freiwillige aus 
dem Dienst zieht, sondern auch um die hohe 
Wirkung auf die Aufnahmegemeinde. Es geht um 
die Dimension der Offenheit. Somit bietet dieses 
Programm schlechthin die ideale Schnittstelle von 
nicht-formalem Lernen und bürgerschaftlichem 
Engagement. 

Es besteht ein großer Bedarf seitens der Zivilge-
sellschaft, aber auch auf nationaler Ebene. Wir 
denken, dass wir auf europäischer Ebene auch 
hier Hilfe bei der Unterstützung der nationalen 
Programme leisten können. Wenn es zum Bei-
spiel um transnationale Mobilität bei Freiwilli-
genprogrammen geht, dann kann es für Mitglieds-
länder oder für regionale Behörden schwierig 
sein, ideale Zustände zu sichern, damit die Fei-
willigentätigkeit in einer bereichernden Umge-
bung stattfinden kann. Daher akkreditieren wir 
die Einrichtungen, in denen Freiwillige tätig wer-
den, und auch die Organisationen, die Freiwillige 
entsenden. Dies auf nationaler oder regionaler 
Ebene zu organisieren ist schwieriger (es gibt 
natürlich auch große Projektträger im Bereich der 
Freiwilligendienste, für die es einfacher ist, aber 
dies ist oft nicht der Fall). Wir haben ebenfalls 
auf europäischer Ebene überlegt, wie man die 
Vorteile und Effekte von Freiwilligendiensten 
anerkennen kann, damit die gesammelten Erfah-
rungen in den Lebensläufen der Freiwilligen eine 
langfristige Auswirkung haben.  

Aufgrund dessen kamen wir auf die Idee, dass 
wir jenseits der Programme und der von uns an-
gebotenen konkreten finanziellen Unterstützung 
des EFD eine viel politischere Vision der Freiwil-
ligentätigkeit entwickeln könnten. Wir unterbrei-
teten den Mitgliedsstaaten den Vorschlag, dass 
Freiwilligendienste ein Ziel ihrer Aktivitäten im 
Bereich der Jugendarbeit werden sollte. Als wir 
2001 darüber nachdachten, eine Art politisches 
Programm (unter der sogenannten »offenen Ko-

ordinierungsmethode«) für Jugendarbeit zu ent-
wickeln, wählten wir vier Themen aus, an denen 
wir gemeinsam mit den Mitgliedsstaaten arbeiten 
wollten; diese waren: Informationszugang für 
Jugendliche, Partizipation von Jugendlichen, 
Verbesserung der Kenntnisse zum Thema Jugend 
und... der Freiwilligendienst. 

Der Freiwilligendienst wurde dann zu einer der 
Prioritäten, die unserer Meinung nach stärker auf 
einer politischen Ebene unter den Mitgliedsstaa-
ten behandelt werden sollte. Später (im Jahre 
2008) wurde zum ersten Mal auf europäischer 
Ebene im Bereich der Jugendarbeit eine Empfeh-
lung angenommen: sie betraf den Freiwilligen-
dienst im Ausland. In anderen Worten: am An-
fang stand die Erkenntnis, dass Freiwilligtätigkeit 
etwas Gutes ist, und Freiwilligendienste haben 
sich auf nationaler Ebene weiterentwickelt; als 
sich dann die nationalen und regionalen Freiwil-
ligenprogramme und zivilgesellschaftlichen Initia-
tiven allmählich öffneten und ausweiteten, woll-
ten wir eine neue Dimension hinzufügen und den 
Freiwilligen die Möglichkeit eines Dienstes im 
Ausland bieten.  

Nun würde ich gerne von meiner Reise aus der 
Welt der Jugend zu der Gesamtbevölkerung zu-
rückkehren und über das Europäische Jahr der 
Freiwilligentätigkeit sprechen. Es handelt sich 
hierbei hauptsächlich um eine Aktion zur Be-
wusstseinsschärfung. Aber wir möchten auf die-
sem Wege auch unsere Anerkennung aller Frei-
willigen in Europa zum Ausdruck bringen. Und 
natürlich möchten wir die Freiwilligentätigkeit 
fördern und allen zeigen, dass die Freiwilligentä-
tigkeit nützlich ist, weil sie einerseits Beteiligung 
an der Gesellschaft bedeutet und andererseits 
auch einen Lernprozess darstellt. Dies erhoffen 
wir uns vom Europäischen Jahr der Freiwilligen-
tätigkeit, das am 1. Januar 2011 beginnt. 

Moderatorin: Danke schön Herr Lejeune. Eine 
klare Unterstützung für das Projekt Freiwilligen-
dienst und ein Einstehen dafür, dass es eine sinn-
volle Arbeit im europäischen Sinne ist. Herr He-
cken, jetzt haben wir in Deutschland ein ganz 
anderes Problem. Jetzt wollen wir die Wehr-
pflicht aussetzen und haben aber viele Zivil-
dienstleistende. Und die, die weder Wehrpflicht 
noch Zivildienst leisten wollen, die gehen am 
Wochenende gern zum Technischen Hilfswerk 
(THW). Das heißt, da muss jetzt ganz viel neu 
geordnet und sortiert werden. Und wenn ich 
Herrn Schneider richtig verstanden habe, dann 
gerne auf Augenhöhe mit all den Trägern, die 
sich darum kümmern. Was heißt das im Moment? 
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Da ist ja ganz viel im Schwung - wie gehen Sie 
damit um? 

Staatssekretär Josef Hecken: Wie gehe ich damit 
um? Mit einem vernünftigen Dialog mit denjeni-
gen, die in der Vergangenheit Freiwilligendienste 
klassischer Art in den Ländern und in den einzel-
nen Verbänden organisiert haben, die aus der 
Tradition entstanden sind, die Präses Schneider 
beschrieben hat. In zahlreichen Gesprächen ver-
suche ich seit Monaten deutlich zu machen, dass 
es auch mein Anliegen ist, mit dem Bundesfrei-
willigendienst keinen staatlichen Freiwilligen-
dienst zu schaffen. Also keinen Freiwilligen-
dienst, der bestimmten Mechanismen folgt, die 
weit jenseits dessen liegen, was als zivilgesell-
schaftliches Engagement definiert wird. Deshalb 
will ich zunächst zwei, drei Obersätze definieren, 
die für mich bei der Ausgestaltung des Bundes-
freiwilligendienstes leitend sind, bevor ich etwas 
zu Finanzfragen sage. Für mich ist es ganz wich-
tig, dass es die klassische Polis mit einer Einheit 
von Staat und Bürgergesellschaft, die es im alt-
griechischen Staatswesen noch gab, nicht mehr 
gibt. In einer modernen, komplexen Industriege-
sellschaft kann es diese Einheit auch nicht mehr 
geben. Wir haben eine Trennung von Staat und 
Bürgergesellschaft, manchmal sogar ein Gegen-
einander von Staat und Bürgergesellschaft, das 
aber manchmal für den Staat und in vielen Fällen 
auch für die Politik sehr hilfreich sein kann. Wir 
müssen von einem Nebeneinander von Staat und 
Bürgergesellschaft ausgehen, wenn wir versuchen 
zu definieren, welche Aufgaben bürgerschaftli-
ches Engagement im Vergleich zum staatlichen 
Engagement hat. Deshalb ist als Obersatz für den 
künftigen Bundesfreiwilligendienst festzuhalten, 
wer bürgerschaftliches Engagement nach dem 
Kriterium der ökonomischen Nützlichkeit defi-
niert, egal, ob Freiwilligendienste des Bundes 
oder der Länder, verkennt, was wir damit wollen. 
Und derjenige verkennt auch, was Aufgabe der 
Bürgergesellschaft ist. Denn die Bürgergesell-
schaft und das bürgerschaftliche Engagement 
dürfen nicht regelmäßig zum Ausfallbürgen für 
Aufgaben des Staates werden, die dieser aus wel-
chen Gründen auch immer, nicht leisten kann. 
Bürgerschaftliches Engagement und die Freiwilli-
gendienste finden ihre Legitimation und ihre 
Nützlichkeit exakt in dem Bereich, den Präses 
Schneider definiert hat, indem sie Menschen die 
Möglichkeit geben, Bildung im umfassenden Sin-
ne zu gewinnen. D.h. Bildung im Sinne eines 
modernen, ganzheitlichen Bildungsbegriffes, der 
klassische Elemente verknüpft mit der Fähigkeit 
zur Kritik, mit der Fähigkeit, Gefühle zu empfin-
den, Gefühle zu erlernen, mit der Fähigkeit, ande-

re Menschen anzunehmen und davon abgeleitet 
auch die Fähigkeit zur Toleranz, zur Mitmensch-
lichkeit, die vielleicht bei einzelnen Menschen die 
Hilfsbereitschaft weckt. Für mich ist dies gerade 
mit Blick auf die vielfältigen Diskussionen im 
Anschluss an die PISA-Studien besonders wichtig. 
Denn in diesem Zusammenhang wird sichtbar, 
dass vielen jungen Menschen im Schulsystem 
zwar vielfältigste Kompetenzen, Fähigkeiten und 
Fertigkeiten technischer Art vermittelt werden, 
die dann auch nach definierten Kriterien gemes-
sen und europaweit geclustert werden, dass aber 
in vielen Fällen das, was ich mit sozialer, mit 
ganzheitlicher Bildung und damit mit Persönlich-
keitsbildung umschreibe, zu kurz kommt.  

Hier sehe ich die Aufgabe der Freiwilligendienste, 
die in einem Rahmen, der nicht am Ziel der öko-
nomischen Nützlichkeit gemessen ist, jungen 
Menschen diese Kompetenzen und Fähigkeiten 
vermitteln können. Ich möchte ein Beispiel nen-
nen, obwohl die Freiwilligendienste nicht mit 
dem Zivildienst gleichgesetzt werden können: 
Wir haben geradezu phänomenale Veränderun-
gen bei Menschen erlebt, die verpflichtet den 
Zivildienst abgeleistet haben, die mit Widerstand 
in den Zivildienst gegangen sind, weil sie muss-
ten. Diese jungen Männer wurden am Ende ihres 
Zivildienstes befragt und viele von ihnen haben 
geäußert, dass der Zivildienst die kostbarste Zeit 
in ihrem Leben war, weil sie dort Horizonte er-
öffnet bekommen haben, Dinge erlernt und Ge-
fühle gelernt haben, denen sie ansonsten niemals 
begegnet wären. In diesen Gelegenheiten sehe ich 
den großen Wert der Freiwilligendienste. Deshalb 
bin ich mit meinen Vorrednern einig, dass wir, 
wenn wir die Nützlichkeit von Freiwilligendiens-
ten oder bürgerschaftlichem Engagement definie-
ren, dies nicht ökonomisch tun dürfen. Wir müs-
sen fragen, was das Engagement den einzelnen 
Menschen und damit mittelbar auch der Gesell-
schaft bringt. Denn jeder, der die Bereitschaft zur 
Solidarität erlernt, jeder, der lernt, dass Toleranz 
wichtig ist, hat damit etwas Nützliches gelernt, 
was der Gesellschaft insgesamt zugute kommt.  

Ein anderer Punkt hat sowohl bei der Diskussion 
um die klassischen Freiwilligendienste FSJ/FÖJ 
als auch um den neuen Bundesfreiwilligendienst 
viele Ängste ausgelöst: Was ist in diesem Zu-
sammenhang die Rolle des Staates? Der Staat hat 
die Aufgabe, bürgerschaftliches Engagement zu 
ermöglichen. Nicht mehr und nicht weniger. Der 
Staat hat nicht die Aufgabe und er wird seine 
Aufgabe auch im neuen Bundesfreiwilligendienst 
nicht so definieren, Inhalte und bestimmte Krite-
rien vorzugeben, die Freiwilligkeit letztlich in ein 
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Korsett presst, das dann doch wieder an Kriterien 
irgendwelcher ökonomischer, pflegerischer und 
sonstiger Nützlichkeit orientiert ist. Deshalb war 
es aus meiner Sicht sehr wichtig, dass wir in Hin-
blick auf den Bundesfreiwilligendienst die fun-
damentale Entscheidung getroffen haben, ihn für 
andere Felder zu öffnen, die der Zivildienst bis-
lang nicht einbezogen hat. Dabei denke ich bei-
spielsweise an die Bereiche des Sports und der 
Kultur, in denen ebenfalls Kreativitätspotenziale 
eröffnet werden können, die ansonsten nicht 
erschlossen würden.  

Die zweite wichtige Entscheidung war, dass wir 
die Freiwilligendienste für alle Generationen öff-
nen müssen. Denn nicht nur die klassischen Ju-
gendfreiwilligendienste sind ein Fundament bür-
gerschaftlicher Arbeit und einer Bürgergesell-
schaft, sondern auch ein intergenerativer und 
generationenübergreifender Dialog sowie ein 
Zusammenwirken aller Generationen.  

Damit bin ich dann auch bei der Frage, wie das 
Verhältnis zwischen den klassischen Freiwilli-
gendiensten FSJ/FÖJ und dem Bundesfreiwilli-
gendienst organisiert werden kann. Zunächst ist 
in diesem Kontext zu verdeutlichen, dass das 
BMFSFJ den Bundesfreiwilligendienst nicht ge-
schaffen hat, weil das Ministerium gerne Herr-
scher über einen Bundesfreiwilligendienst und 
über 35.000 Freiwillige werden wollte, sondern 
wir haben den Bundesfreiwilligendienst geschaf-
fen, weil es nur auf diesem Wege möglich war, 
300 Millionen Euro Bundesmittel zur Förderung 
der Freiwilligentätigkeit in das System zu bringen. 
Denn nur über einen Bundesfreiwilligendienst hat 
der Bund in unserem verfassungsrechtlichen Ge-
füge eine Finanzierungskompetenz in diesem 
Bereich. Vorrangiges Ziel war es also, dem er-
möglichenden Staat und damit der Bürgergesell-
schaft 300 Millionen zur Engagementförderung 
zur Verfügung zu stellen. Das ist die Ursache für 
dieses Nebeneinander, das wir in der Bundesre-
publik Deutschland in Zukunft haben werden. 

Weiter möchte ich noch einmal hervorheben, 
dass wir uns bei den Strukturen des Bundesfrei-
willigendienstes an den Strukturen der bestehen-
den Jugendfreiwilligendienste FSJ/FÖJ orientieren 
werden. Wir werden identische Träger haben. 
Wir werden die Caritas, die Diakonie und die 
vielfältige Trägerlandschaft, die bisher das Frei-
willige Soziale Jahr (FSJ) und das Freiwillige 
Ökologische Jahr (FÖJ) angeboten haben, auch 
zu Trägern des Bundesfreiwilligendienstes ma-
chen. Wir werden ermöglichen, dass die Träger in 
den bestehenden Strukturen selbstbestimmt die 

Kräfte einsetzen können. Wir werden uns als 
Staat auf die Vorgabe von Mindeststandards be-
schränken, die gewährleisten, dass die Freiwilli-
gen sozialversichert sind und im Monat mit 500 
oder 600 Euro gefördert werden. Darüber hinaus 
werden wir ein Minimum an politischer Bildung 
vorgeben, weil wir es für außerordentlich wichtig 
halten, dass wir bei den Freiwilligen auch ein 
Verständnis für unser demokratisches Gemeinwe-
sen wecken. 

Für uns als Ministerium ist es wichtig, dass paral-
lel hierzu auch nachhaltig die Strukturen gestärkt 
werden, die wir bislang schon haben. Herr Präses 
Schneider hat beschrieben, wie die Dinge nach 
dem Krieg aus den Aktivitäten der evangelischen 
und der katholischen Jugend entstanden sind. 
Deshalb werden wir die Fördersätze in den Ju-
gendfreiwilligendiensten FSJ/FÖJ parallel zu dem, 
was wir im Bundesfreiwilligendienst tun, auf 200 
Euro pro Platz anheben. Dieser Fördersatz liegt 
heute bei 72 bzw. 153 Euro. Sie haben ja in der 
Vergangenheit immer beklagt, Sie hätten mehr 
Freiwillige als Plätze zur Verfügung. Künftig wird 
es keine Deckelung der Anzahl der Plätze mehr 
geben. Damit bin ich jetzt bei einigen Aussagen 
von Herrn Lejeune. Im Zusammenhang mit die-
sen politischen Entscheidungen war es mir ein 
besonderes Anliegen, sowohl im Bundesfreiwilli-
gendienst als auch in den klassischen Jugend-
freiwilligendiensten Möglichkeiten der zusätzli-
chen Förderung für die Einbeziehung von be-
nachteiligten Jugendlichen zu schaffen, für Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund, für Jugend-
liche ohne Schulabschluss, für Jugendliche aus 
problembelasteten Sozialräumen. Denn wir haben 
festgestellt, dass in vielen Fällen die klassischen 
Freiwilligendienste teilweise zu »Höheren-
Töchter-Veranstaltungen« geworden sind. An 
dieser Stelle erzähle ich immer folgendes Beispiel, 
auch wenn ich damit meine Tochter beleidige. 
Meine Tochter ist nach dem Abitur zu mir ge-
kommen und hat gesagt: Vater, ich möchte Tier-
medizin studieren und Ponys retten, bevor ich 
das tue, will ich aber noch ein Jahr im Altersheim 
arbeiten, ich möchte ein FSJ machen. Wenn mei-
ne Tochter das macht, finde ich das toll. Weniger 
toll finde ich jedoch, wenn ihre beste Freundin, 
die wegen pubertärer Schwierigkeiten kein Abitur 
gemacht hat, sich gleichzeitig mit ihr bewirbt und 
der gleiche katholische Träger mit einer faden-
scheinigen Begründung sagt, dich nehmen wir 
nicht. Und dabei im Hinterkopf hat, die könnte 
uns Probleme bereiten. Der Ausbau der Freiwilli-
gendienste und des bürgerschaftlichen Engage-
ments setzt auch voraus, dass die Träger bereit 
sind, sich der Mühseligen und Beladenen anzu-
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nehmen und auch diesen eine Chance verschaf-
fen, bestimmte Kernkompetenzen im Rahmen 
eines Freiwilligendienstes zu erwerben.  

In der Vergangenheit hat man mir immer gesagt, 
das können wir nicht bezahlen, da ist der Betreu-
ungsschlüssel viel zu groß – jetzt erhalten Sie das 
Geld, damit die Tür geöffnet wird für die Men-
schen, die eine solche Integration mehr brauchen 
als Abiturienten. Mit Blick auf die europäische 
Dimension, die Herr Lejeune angesprochen hat, 
ist sehr wichtig, dass es uns gelingt, einige be-
nachteiligte Jugendliche zur Beteiligung an 
grenzüberschreitenden Projekten zu motivieren, 
weil wir gerade hier sehr häufig Vorurteile antref-
fen. Im Deutsch-Polnischen Jugendwerk, dessen 
Vorsitzender ich bin, haben wir gute Erfahrungen 
damit gemacht, dass wir es riskiert haben, nicht 
nur die wohlbestallten und wohl gebildeten Abi-
turienten zu einem Projekt nach Auschwitz zu 
bringen, sondern auch diejenigen, die vorher 
rumgelästert haben und deren Geschichtsbe-
wusstsein nicht sehr ausgeprägt war. Diesen Ju-
gendlichen konnten Eindrücke und Kompetenzen 
vermittelt werden, die Anlass waren, das eigene 
Geschichtsbewusstsein zu reflektieren. Die Aktion 
Sühnezeichen macht ähnliche Erfahrungen mit 
Projekten, die so ausgerichtet sind.  

Ich bin der Überzeugung, dass wir mit dem Bun-
desfreiwilligendienst und den 300 Millionen ein 
schönes Paket geschnürt haben. Diese Gelder 
werden mehr oder weniger frei von den bisheri-
gen Trägern im Rahmen der bestehenden Struktu-
ren verwaltet. Wir schaffen keine eigene Struktur. 
Das Bundesamt für den Zivildienst verteilt am 
Ende das Geld und bezahlt die Sozialversiche-
rungsbeträge. Hinzu kommt eine Erhöhung der 
Mittel für die Jugendfreiwilligendienste FSJ/FÖJ. 
Nur um die Entwicklung zu verdeutlichen: Für 
die Freiwilligendienste haben wir im Jahr 2010 
20.225 Millionen Euro im Haushalt. Im kommen-
den Jahr stehen für die Freiwilligendienste insge-
samt ca. 350 Millionen im Haushalt zur Verfü-
gung. Auf der Grundlage dieser Zahlen können 
wir überlegen, ob das ein Schritt in die richtige 
Richtung ist. Über die Kleinigkeiten können wir 
uns im laufenden Gesetzgebungsverfahren noch 
streiten. Entscheidend ist, dass wir die Mittel, die 
in diesen Bereich fließen, mehr als verzehnfacht 
haben. Wir sind stolz darauf, dass wir diese Mit-
tel für die Einrichtung eines Bundesfreiwilligen-
dienstes und den Ausbau der Förderung bürger-
schaftlichen Engagements sichern konnten.  

Moderatorin: Genau. Nicht kleckern, sondern 
klotzen, Herr Hecken. Vielen Dank. Das ist sozu-

sagen schon das wunderbare Advents- und 
Weihnachtsgeschenk und alles wird gut.  

Frau Giesecke-Tapp, oder sagen Sie eher, die 
Worte hör ich wohl, allein mir fehlt der Glaube, 
dass das dann auch wirklich so umgesetzt wird? 
Wo sind Ihre Forderungen? 

Ute Giesecke-Tapp: Ich spreche für die Konfe-
renz evangelischer Freiwilligendienste, die ein 
Zusammenschluss von Akteuren evangelischer 
Freiwilligendienste im Inland und Ausland ist. Ich 
bin jetzt als Ersatzspielerin hier, und ich spiele 
eher auf der Position der nationalen Freiwilligen-
dienste. Ja, wir freuen uns über die breite Unter-
stützung seitens der EKD. Es gab zwei Synoden-
beschlüsse, wo Jugendfreiwilligendienste aus-
drücklich thematisiert und Trägerpluralität und 
Subsidiarität eingefordert wurden. Ihr Bildungs-
begriff deckt sich wahrlich mit unserem. Danke-
schön dafür. 

In Richtung des Ministeriums: Ja, wir freuen uns 
auch sehr, dass dieses Geld aus dem Zivildienst 
für Freiwilligendienste, freiwilliges Engagement 
gerettet werden konnte. Dafür auch unser Dank. 
Das ist sicher ein Kraftakt auch mit Blick auf die 
Haushaltslage. Wir begrüßen diesen Übertrag der 
Mittel. Das wird uns sehr unterstützen, insbeson-
dere die Freiwilligendienste für junge Menschen, 
die in den letzten Jahren chronisch unterfinan-
ziert waren. Wir begrüßen aber auch, dass es 
weitere Mittel für den internationalen Jugend-
freiwilligendienst geben wird, einen Ausbau der 
Plätze und eine deutlich angehobene Förderung. 

Die Öffnung für andere Altersgruppen sehen wir 
ebenfalls als einen positiven Schritt. Nichtsdesto-
trotz sehen wir von der biografischen Passung her 
weiterhin die jungen Menschen am ehesten als 
diejenigen, die sich wirklich für einen Freiwilli-
gendienst im Sinne des neuen Gesetzes verpflich-
ten werden mit einer Mindeststundenzahl von 20 
Wochenstunden. Eine Vermischung mit ehrenamt-
lichen Diensten oder anderen Formen bürger-
schaftlichen Engagements haben wir in der Ver-
gangenheit als schwierig erlebt. Das vermischt 
Profile und schwächt Freiwilligendienste als län-
gerfristige Bildungs- und Orientierungsangebote. 
Hier haben wir ein Stück Klarheit gefunden, die 
wir uns schon lange erhofft haben. Die Festlegung 
auf diesen Mindestumfang bei der Wochenstun-
denzahl kann auch das klassische ehrenamtliche 
Engagement vor einer Monetarisierung schützen. 
Wir erwarten ein Freiwilligendienste-Status-Gesetz, 
das nicht zu Benachteiligungen führen, sondern 
die Dienste insgesamt stärken sollte. Probleme 
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entstehen am ehesten bei der Entsendung junger 
Menschen, wo es unterschiedliche Programmfor-
mate gibt. Hier sollten alle Freiwilligen den glei-
chen Status haben und Anspruch auf staatliche 
Leistungen wie das Kindergeld. 

Der EFD hat seit 1996 maßgeblich dazu beigetra-
gen, internationale Freiwilligendienste voranzu-
bringen - gerade auch in Deutschland - und hier 
ein gesellschaftliches Bewusstsein dafür auszu-
bauen. Letztlich wurden die Entsendungen aus 
und nach Deutschland damit maßgeblich beför-
dert. Wichtig wäre es uns auch hier, die Subsidia-
rität im Blick zu behalten und die zivilgesell-
schaftlichen Akteure zu stärken. 

Ein Wunsch ist, das Programm »Jugend« nicht so 
zentral zu steuern, sondern eben auch länderspe-
zifische Lösungen zu ermöglichen. Die Situation 
von Jugendarbeit-Trägern und Zivilgesellschaft ist 
in den unterschiedlichen Ländern sehr verschie-
den. Hier sollten jeweils angemessene Rahmen-
bedingungen greifen. Ein Beispiel ist die Seminar-
arbeit in Deutschland. Das wurde im Rahmen 
dieser Tagung schon angesprochen. Es gibt viele 
Träger, auch hier im Raum, die sehr professio-
nell, sehr verantwortungsbewusst und qualitäts-
gesichert, zum Teil mit Zertifizierung, arbeiten. 
Eine zentralisierte Durchführung der Seminare 
schwächt das Trägerprinzip und wird der Wahl-
freiheit junger Menschen nicht gerecht. Träger 
haben, wenn sie Mittel in Programme hineinge-
ben, auch ein Interesse daran, ihr Profil deutlich 
zu machen und jungen Menschen etwas mitzu-
geben. Daher sollte es die Möglichkeit geben, 
Seminare auch durch Träger durchzuführen, ohne 
dass es zu einer unnötigen Ausweitung der Semi-
nare und Doppelungen kommt, was auch im 
Interesse der jungen Menschen ist. 

Wir würden uns wünschen, dass der Begriff des 
informellen und non-formalen Lernens noch stär-
ker Berücksichtigung in den Jugendprogrammen 
der EU findet, und dass der jugendpolitische An-
satz erhalten und verstärkt wird. Aber da habe 
ich Hinweise bei Ihnen auch gerne vernommen. 

Grundsätzlich möchte ich sagen, dass wir kein 
»Höhere-Töchter-Programm« mehr haben, zu-
mindest kann ich das für das nationale Programm 
ausdrücklich sagen. Ich werfe gerne einen kleinen 
Blick auf die Zahlen des FSJ in evangelischer 
Trägerschaft. Wir haben knapp 7000 Freiwillige 
zurzeit im Einsatz. Davon sind knapp 50 % Abi-
turienten, die eingeschlossen, die die Fachhoch-
schulreife erworben haben. 35 % haben einen 
mittleren Bildungsabschluss, dieser Anteil ist seit 

Jahren konstant. Und wir haben 12 % bis 15 % 
Hauptschüler bzw. ohne Schulabschluss. Unser 
Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund 
liegt zurzeit bei ungefähr 18 % bis 19 %, da hat 
es bedeutende Veränderungen gegeben. Und 
»Höhere-Töchter-Programm« auch schon deshalb 
nicht mehr, da der Männeranteil heute bei 30 % 
liegt. Als ich vor 17 Jahren in die Arbeit einge-
stiegen bin, da lagen der Abiturientenanteil bei 
95 % und der Männeranteil ungefähr bei 5 %. 
Damals hatte man Glück, wenn man einen Mann 
in der Seminargruppe hatte oder Pech, je nach-
dem… 

Moderatorin: Wodurch hat sich das so verändert? 

Ute Giesecke-Tapp: Eine maßgebliche Einfluss-
größe ist sicher der Arbeits- und Ausbildungs-
markt in den letzten Jahren für junge Menschen. 
Wenn man die Statistiken zurückverfolgt – gerade 
in den 70er-Jahren gab es auch mal eine schlech-
te berufliche Phase für junge Menschen – kann 
man sehen, dass auch damals der Anteil junger 
Männer in den nationalen Freiwilligendiensten 
sehr stark zugenommen hat. Weiterhin ist es so, 
dass das Freiwillige Soziale Jahr stärker in den 
Fokus des Arbeitsmarktes, der Arbeitsagenturen 
gerückt und dadurch der Anteil niedrigerer Schul-
abschlüsse stärker präsentiert ist. Außerdem ha-
ben sich die Träger auf den Weg gemacht, diese 
Zielgruppen stärker zu erschließen. 

Staatssekretär Josef Hecken: Ein kurze Anmer-
kung möchte ich hier machen. Wenn ich höhere 
Töchter gesagt habe, sollte das gegendert natür-
lich auch höhere Söhne beinhalten. Die evangeli-
schen Träger sind auf einem guten Weg. Fakt ist 
jedoch, dass wir bundesweit in den klassischen 
Freiwilligendiensten immer noch einen Anteil von 
51 % Abiturienten haben. Damit ist ihr Anteil 
zwar deutlich geringer, als er noch vor 10 Jahren 
war, nur der Anteil der Abiturienten an der Ko-
horte der Schulabgänger liegt bundesweit bei 
30 %. Aus diesen Zahlen ist leicht ersichtlich, 
dass Jugendliche mit Abitur bei den Freiwilligen 
im FSJ und FÖJ deutlich überrepräsentiert sind. 
Allerdings möchte ich nicht verschweigen, dass in 
den vergangenen Jahren viele Anstrengungen 
unternommen worden sind, um den Anteil der 
Nicht-Abiturienten zu erhöhen. So wird z. B. im 
FSJ-Plus das Freiwillige Soziale Jahr mit der Mög-
lichkeit verknüpft, Schulabschlüsse nachzuholen. 
An dieser Stelle hat auch die Bundesagentur für 
Arbeit diese Bemühungen unterstützt.  

Die Zusammenarbeit mit der Bundesagentur für 
Arbeit soll auch zukünftig verstärkt werden. Es 
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sollte jedoch darauf geachtet werden, dass die 
Jugendlichen sich auch künftig freiwillig an den 
Programmen beteiligen und die Bundesagentur 
die Freiwilligendienste nicht als eine Art Zwangs-
instrument nutzt. Über Anreize (FSJ-Plus) werden 
wir es schaffen, einen entscheidenden Schritt 
weiter zu kommen.  

Ute Giesecke-Tapp: Das Integrationspotential des 
FSJ ist noch lange nicht ausgeschöpft. Ich glaube, 
dass dies in den Regelprogrammen als inklusiver 
Ansatz umgesetzt werden muss. Modellprojekte 
nützen nur bedingt den Bemühungen um eine 
stärkere Teilhabe. Eine erhöhte Förderung kann 
da etliches bewegen. Die Träger haben diesen 
Auftrag erkannt und werden dies umsetzen. Es 
gibt ein Beispiel einer gelungenen Zusammenar-
beit zwischen dem Bundesministerium und den 
Akteuren der Zivilgesellschaft im internationalen 
Bereich in der vergangen Zeit. Es wurde die 
Richtlinie für den neuen internationalen Jugend-
freiwilligendienst gemeinsam erarbeitet. Der 
Richtlinienentwurf liegt noch zur Abstimmung im 
Finanzministerium, aber wir sind frohen Mutes, 
dass es wirklich praxistaugliche Rahmenbedin-
gungen für diesen Freiwilligendienst sein werden. 
Herzlichen Dank für dieses Zusammenwirken. 

Moderatorin: Herr Schneider, nun haben Sie 
gehört, dass es mehr Geld gibt und der Staat sich 
eigentlich beim Freiwilligendienst auch nicht 
einmischen soll – glauben Sie, dass das so funkti-
onieren kann? Oder kann es eben doch nicht 
funktionieren, dass gerade der Staat bürgerschaft-
liches Engagement fördert? In einer der Thesen, 
die Christian Staffa vorgestellt hat, ging es auch 
darum, was wir denn machen, wenn sich Freiwil-
lige in der Protestbewegung engagieren? 

Präses Nikolaus Schneider: Wir haben in der 
Vergangenheit die Erfahrung gemacht, dass der 
Staat gefördert und damit keine Konformität er-
wartet hat. Das muss man wirklich fairerweise 
feststellen. In unsere Richtung muss man aber 
auch sagen, dass es sicher Grenzen des Engage-
ments gibt. Natürlich würden die Kirchen kein 
Engagement fördern, das etwa an den Grundfes-
ten unseres Staates knabbert und unser staatli-
ches Zusammenleben zerstört. Das kann und darf 
nicht sein. Protestbewegung muss aber möglich 
sein. Sich in den Weg stellen oder in den Weg 
setzen, das muss möglich sein. Aber beim Auto 
anzünden oder Steine werfen ist für mich die 
Grenze überschritten. 

Wir sind am gelingenden Zusammenleben inte-
ressiert und können sehr wohl unterscheiden, 

welche Formen wir stärken wollen, und wo es 
auch inhaltliche Auseinandersetzungen geben 
muss. Und natürlich muss es die geben. Denn 
wenn ich zu einem pluralen Staat stehe, stehe ich 
dazu, dass es hier auch immer Streit um den 
richtigen Weg geben muss, aber einen zivilen und 
zivilisierten Streit, also einen, der sich konstruk-
tiv auswirkt. Dass es immer mal da oder dort 
ausfranst, das kann passieren, aber es darf nicht 
systemisch angelegt sein. Wir müssen hier wirk-
lich an einem Strang ziehen. Und ich meine, was 
Herr Hecken eben vorgetragen hat, ist in der Linie 
dessen, was wir an Philosophie des Umgangs 
miteinander haben. Wenn das auch noch ver-
stärkt wird, kann ich das nur begrüßen.  

Staatssekretär Josef Hecken: Wir haben heute 
schon eine Form des partnerschaftlichen Dialogs. 
Insofern kann ich manche Ängste nicht verste-
hen. Ich möchte das an einem Beispiel verdeutli-
chen: Es gibt das Freiwillige Ökologische Jahr 
(FÖJ) und im Rahmen des FÖJ fördern wir z.B. 
Personalstellen beim Bund für Umwelt und Na-
turschutz (BUND) und an anderer Stelle. Diese 
Leute, deren Stellen vom BMFSFJ finanziert wer-
den, engagieren sich in Gorleben oder demonst-
rieren wo auch immer. Dadurch steht die Förde-
rung nicht in Frage, solange sie nicht anfangen, 
zu schottern oder ähnliches zu tun. Das war in 
der Vergangenheit niemals ein Problem. Oder in 
vielen FSJ-Projekten ist Kritik an der Situation in 
der Pflege geäußert worden. Als ehemaliger Ge-
sundheitsminister habe ich mich furchtbar dar-
über aufgeregt, wenn Leute, die aus Mitteln des 
Gesundheitsministeriums bezahlt wurden, beson-
ders scharf formulierte Protestnoten abgegeben 
haben. Oder Sie manchmal relativ rotzige Bewer-
tungen zu Gesetzentwürfen geäußert haben, aber 
dadurch ist doch die Förderung nicht in Frage 
gestellt. Soviel Staatsverständnis und Staatsver-
trauen muss man haben. 

Einen wichtigen Punkt wollte ich noch erwähnen, 
weil Sie da sehr aufpassen müssen. Sie haben 
eben zu Recht gesagt, dass wir darauf achten 
müssen, dass wir in den Freiwilligendiensten, 
sowohl im FSJ/FÖJ als auch im Bundesfreiwilli-
gendienst, mit den wöchentlich zu leistenden 
Stundenzahlen nicht zu weit runtergehen, damit 
wir eben das, was in der Vergangenheit Ehrenamt 
war und nicht Freiwilligendienst ist, nicht ver-
mengen. In diesem Zusammenhang kommt ge-
genwärtig eine große Bewegung auf uns zu, ge-
gen die wir uns schützen müssen. Das Innenmi-
nisterium hat festgestellt, dass in den vergange-
nen Jahren sich ca. 50.000 Leute beim THW oder 
bei der Freiwilligen Feuerwehr engagiert haben. 
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Diese haben sich für 10 Jahre bei der Feuerwehr 
oder beim THW verpflichtet, um nicht zur Bun-
deswehr gehen zu müssen. Mit dem Wegfall der 
Wehrpflicht entfällt diese Motivation und das 
THW und die Feuerwehr fürchten um ihren 
Nachwuchs. Angesichts dieser Entwicklung 
kommen nun manche auf die Idee, das Engage-
ment beim THW oder der Feuerwehr in die Frei-
willigendienste zu integrieren und zu alimentie-
ren. Für mich ist an dieser Stelle eine klare Trenn-
linie erreicht. Dies ist für mich ein normales eh-
renamtliches Engagement, das mit einem Bil-
dungsauftrag, den auch die Freiwilligendienste 
wahrzunehmen haben, nichts zu tun hat. Denn 
Persönlichkeitsbildung setzt ein gewisses zeitli-
ches Engagement innerhalb einer Woche voraus. 
Deshalb muss es uns ein gemeinsames Anliegen 
sein, zu verhindern, dass die Idee des Freiwilli-
gendienstes ausgehöhlt wird. Sollten sich die 
Ideen in Verbindung mit dem THW und der Feu-
erwehr durchsetzen, stehen wir spätestens inner-
halb von zwei Jahren vor einem Trümmerhaufen. 
Der Staat würde dann seinen ermöglichenden 
Charakter verlieren und stattdessen versuchen, 
sich eine Ressource zu schaffen, mit der staatli-
che Aufgaben auf dem Rücken des bürgerschaftli-
chen Engagements erfüllt werden.  

Präses Nikolaus Schneider: Ein weiterer Druck 
wird durch die Knappheit an jungen Leuten 
kommen, wenn es um Lehrstellen geht und der 
Wirtschaft weiter Facharbeiterinnen und Fachar-
beiter fehlen. Offensichtlich hat es in Dänemark 
ja genau so etwas gegeben, dass gesagt wurde, 
weg mit dem Freiwilligendienst, sofort Ausbil-
dung oder Lehre, wir brauchen die jungen Men-
schen im Produktionsprozess, wir müssen an 
unsere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit denken. 
Dieser Druck wird entstehen – neben den Knapp-
heiten auch im staatlichen oder im kommunalen 
Bereich, die dann gerne auch auf diese Ressour-
cen mit allen möglichen Tricks zurückgreifen 
wollen. Ich finde es toll, dass Herr Hecken das so 
klar benennt, und dass wir hier also ein Bündnis 
miteinander verabreden können, damit dieses 
nicht passiert. 

Moderatorin: Herr Lejeune, können Sie das un-
terstreichen? Sehen Sie auch eine Gefahr, dass es 
eine Vermischung gibt und es so zu einer Schwä-
chung des Freiwilligendienstes kommt? 

Pascal Lejeune: Dies bezieht sich vielleicht auf 
eine speziell deutsche Situation, daher erkenne 
ich nicht ganz die darin liegenden Risiken. 

Ich habe das Wort ergriffen, weil ich darauf rea-
gieren wollte, was Herr Schneider über die forma-
le und nicht-formale Bildung gesagt hat. Wir führ-
ten mit mehr als 4 000 Teilnehmern des Europäi-
schen Programms »Jugend in Aktion« eine Studie 
durch, die etwas Unerwartetes brachte: wir erfuh-
ren, wie nicht-formales Lernen, zum Beispiel die 
Freiwilligentätigkeit, Brücken zur formalen Bil-
dung schlägt. In einer alternden Gesellschaft wo 
es, wie Sie es vorhin auch erwähnten, notwendig 
ist, dass mehr Jugendliche den normalen Bil-
dungsweg einschlagen, kann das nicht-formale 
Lernen dazu beitragen, dass die Jugendlichen 
eine bessere Vision über ihre möglichen Bil-
dungswege entwickeln, und somit zur formalen 
Bildung zurückgeführt werden. 

Somit teile ich Herr Heckens Meinung in Bezug 
auf die sogenannten immateriellen Ergebnisse des 
Freiwilligendienstes, so zum Beispiel die Stärkung 
der Selbstachtung oder des Selbstbewusstseins. 
Dies sind auch Ergebnisse von Erfahrungen, die 
mit einer eher beruflichen Dimension nicht in 
direktem Zusammenhang stehen.  

Moderatorin: Frau Giesecke, Sie wollten zu dem 
deutschen Problem - diese Vermischung aus Eh-
renamt und Freiwilligendiensten - noch etwas 
sagen.  

Ute Giesecke-Tapp: Es ging mir darum, dass 
Jugendliche knapper werden und dass wir über-
legen müssen, wie erreichen wir sie, wie können 
wir sie überhaupt noch für einen Einsatz in ei-
nem Freiwilligendienst motivieren. Die Konkur-
renzen nehmen zu, nicht nur unter uns, sondern 
auch eben aus anderen Richtungen. Es ist wich-
tig, dass Jugendliche erleben, dass ihnen ein 
Freiwilligendienst, freiwilliges Engagement was 
bringt. Das sollten natürlich auch Ältere erleben. 
Das ist die Botschaft, die trägt und zu einer brei-
ten Basis für freiwilliges Engagement führt. Wir 
brauchen dafür eine stärkere Einbeziehung der 
Trägerstrukturen in das neue Gesetz. Die tauchen 
dort bisher kaum auf. Das klassische Dreieck 
zwischen Einsatzstelle – Träger – Freiwilligen ist 
nicht ausreichend abgebildet. Das finden wir im 
Jugendfreiwilligendienstegesetz in seiner bewähr-
ten Form stärker berücksichtigt. Das Trägerprin-
zip unterstützt und schützt die Jugendlichen, die 
jünger werden – Schulabschlüsse, G8 und die 
Folgen. Ich glaube, da werden wir unsere An-
waltsfunktion noch stärker wahrnehmen müssen. 

Moderatorin: Ich würde das Podium gerne öff-
nen. Wenn es Fragen oder Anmerkungen aus 
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dem Publikum gibt, dann warten Sie aufs Mikro 
und stellen sich kurz vor. 

Hartmut Brombacher: Hartmut Brombacher, 
Referent für Freiwilligendienste beim Internatio-
nalen Bund und Sprecher des Bundesarbeitskrei-
ses FSJ gemeinsam mit Martin Schulze. Ich möch-
te an das anknüpfen, was Frau Giesecke-Tapp 
und auch an das, was Sie, Herr Hecken, gesagt 
haben.  

Es findet wirklich seit einigen Monaten ein pro-
duktiver Prozess des Austausches mit den Trä-
gern statt, das ist überhaupt nicht zu bestreiten. 
Ich war allerdings etwas geschockt, als ich den 
Entwurf des Gesetzes gelesen habe. Wenn ich 
diesen Gesetzentwurf für den Bundesfreiwilligen-
dienst wörtlich nehme, kann dieser Bundesfrei-
willigendienst ohne die bisherigen Träger oder 
auch neue Träger der Jugendfreiwilligendienste 
stattfinden. Das halte ich für ein ganz gravieren-
des Problem. Ich unterstelle Ihnen nicht, dass Sie 
das so initialisieren wollen. Aber ich sehe darin 
mittelfristig ein Problem. Sie sprechen auch im 
Zusammenhang von Trägern und Zentralstellen 
immer nur von den Trägern der Einsatzstellen, 
nie von den Trägern der Freiwilligendienste. Da 
ist ein struktureller Interessenkonflikt angelegt. 
Eine Einsatzstelle möchte naturgemäß – ich will 
hier niemandem was Falsches unterstellen – na-
türlich möglichst viel Nutzen ziehen. Das ist für 
mich nicht negativ belegt. Aber: Die bisherigen 
Träger der Jugendfreiwilligendienste haben eine 
Anwaltsfunktion gehabt. Sie haben sich auf Qua-
litätsstandards geeinigt. Und wir möchten auch 
niemanden – das wird leider teilweise von inte-
ressierter Seite unterstellt – ausschalten, wir 
möchten auch keine kleinen Träger außen vor 
halten, aber es ist unbedingt notwendig, dass die 
freien Träger der Jugendfreiwilligendienste auch 
explizit in einem Gesetz genannt werden. Vielen 
Dank. 

Staatssekretär Josef Hecken: Die Systematik des 
Gesetzes ist richtig beschrieben. Wir könnten im 
Worst Case das Programm ohne die Träger durch-
führen, wenn es das Koppelungsmodell nicht 
gäbe. Das Koppelungsmodell besagt jedoch, dass 
es Plätze im Bundesfreiwilligendienst nur dort 
geben kann und geben soll, wo auch FSJ- und 
FÖJ-Plätze angeboten werden. Und da haben wir 
die Träger ja mittelbar im Spiel. Denn wenn je-
mand kein Träger ist und solche Plätze nicht 
anbietet, kann er nach dem Gesetz eben auch 
nicht Anbieter von Plätzen im Bundesfreiwilli-
gendienst sein. Vor diesem Hintergrund, glaube 
ich, ist diese Sorge unbegründet.  

Notwendig ist vielleicht aber eine interne Klärung 
bei denjenigen, die sich jetzt als Träger der zivil-
gesellschaftlichen Freiwilligendienste definieren. 
Ich sage das mit einer gewissen Süffisanz, weil es 
immer auf die Ebene ankommt, mit der man 
spricht. Ich habe mit der Bundesebene gespro-
chen – nicht, weil ich mit den Menschen in der 
Fläche nicht spreche, sondern weil das eben mei-
ne Ansprechpartner sind –, und da wurde der 
Wunsch geäußert, die Kompetenz der Verteilung 
der Stellen bei den Dachverbänden anzusiedeln. 
Um die Kräfte flexibel einsetzen zu können und 
das Koppelungsmodell umzusetzen, sollte ein 
möglichst großer organisatorischer Zusammen-
hang gewählt werden. Das bedeutet, dass das 
Ministerium nicht jeden einzelnen Träger betrach-
tet, sondern der Präses mir Ende des Jahres einen 
Zettel schickt, auf dem draufsteht, wir haben 
folgende FSJ- und FÖJ-Plätze und dann erhält er 
ebenso viele Plätze des Bundesfreiwilligendiens-
tes und kann dann entscheiden, welche Einsatz-
stelle wie viele bekommt. 

Das war das Anliegen der Dachverbände. Die 
Prälaten, die Bischöfe, die Exzellenzen und Emi-
nenzen waren glücklich, als wir sagten, das ma-
chen wir. Dann ist das Ganze auf der Ebene der 
FSJ-Referenten diskutiert und im Kontext der 
jeweiligen Trägerstrukturen betrachtet worden. 
Dann haben die Träger gesagt, das finden wir 
nicht gut, wenn jetzt auf einmal der Präses oder 
irgendein Oberkirchenrat beim Präses bestimmt, 
wer wie viele Plätze bekommt. Ursprünglich hat-
ten wir geplant, mit jedem einzelnen Träger zu 
verhandeln. Doch hierbei besteht die Gefahr, dass 
einzelne Träger nicht in der Lage sind, ihre Po-
tenziale auszuschöpfen und FSJ- oder FÖJ-Plätze 
verschenkt werden, die die Evangelische Kirche 
in Deutschland und das Diakonische Werk brau-
chen könnten. Aus meiner Sicht kann man über 
alle Möglichkeiten sprechen.  

Ute Giesecke-Tapp: Wir begrüßen natürlich die 
Kopplungs-Lösung auf Zentralstellenebene. Das 
wäre in unserem Fall die Arbeitsgemeinschaft 
Evangelischer Jugend (AEJ). Dort gibt es bewähr-
te Strukturen der Verteilung und Steuerungsmög-
lichkeiten, um auch regionale Unterschiede aus-
zugleichen. Ich nenne als Beispiel Ost/West. Das 
ist aber noch nicht ausdiskutiert. Es geht eher um 
die Fragen, wo die Koppelungen an den bewähr-
ten Zentralstellen vorbeilaufen, welche Strukturen 
da entstehen und um Einsatzstellen, die direkt 
auf die neue Zentralstelle zugehen und ob dort 
die Koppelung auch stringent durchgesetzt wird. 
Das ist die Anfrage, ob dort nicht ein Billigmarkt 
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vorbei an bewährten Programmen zu Lasten der 
Jugendlichen entsteht. 

Staatssekretär Josef Hecken: Einen Billigfreiwil-
ligendienst wird es nicht geben. Das sind so Wor-
te, die höre ich auch im Raum der Kirchen nicht 
gerne, obwohl da die Vergebung ja raumimma-
nent ist. An dieser Stelle möchte ich nur dazu 
sagen, dass wir wollen, dass die Bildungsanteile 
im Bundesfreiwilligendienst wie bereits in den 
Jugendfreiwilligendiensten FSJ/FÖJ festgeschrie-
ben werden, damit es keine Billig-Lösungen gibt. 
Vor diesem Hintergrund sehe ich keine Gefahr, 
dass über den Bundesfreiwilligendienst irgend-
welche Billigheimer zu Lasten der Jugendlichen 
finanziert werden.  

Mir ist auch ganz wichtig, dass das Ministerium 
strikt auf das Kriterium der Arbeitsmarktneutrali-
tät achten wird. Wir können nicht zulassen, dass 
Freiwillige hier sozusagen zu Arbeitssklaven 
zweiter Klasse degeneriert werden. 

Moderatorin: Heute haben wir das erste Türchen 
geöffnet. Ich würde gerne am Schluss Sie fragen: 
Herr Lejeune, wenn Sie noch mal 20 wären und 
dürften ein Freiwilliges Soziales Jahr machen – 
hinter welches Türchen würden Sie gern schau-
en? 

Pascal Lejeune: Möchten Sie, dass ich antworte: 
Nach Deutschland gehen, um meine Deutsch-
kenntnisse zu verbessern?  

Moderatorin: Zum Beispiel? Sie wären herzlich 
willkommen. 

Pascal Lejeune: Als ich in dem Alter war, in dem 
man heutzutage einen Freiwilligendienst leistet, 
wurde uns in Frankreich eine Möglichkeit ange-
boten, die ich aber nicht gewählt habe (vielleicht 
war ich im Geiste nicht offen genug dafür): man 
durfte als Freiwilliger in einem Entwicklungsland 
arbeiten and das galt als Ersatz für den Wehr-
dienst. Ich glaube, dass ich heutzutage einen 
Freiwilligendienst in einem Entwicklungsland 
wählen würde. 

Moderatorin: Frau Giesecke-Tapp, wo würden 
Sie denn gerne hingehen? 

Ute Giesecke-Tapp: Da ich zwei Ausbildungen 
im sozialen Bereich gemacht habe, würde ich auf 

jeden Fall etwas anderes machen wollen. Ich 
würde in den Umwelt- oder Naturschutz gehen 
und dann auch gerne in ein anderes Land, weil 
das eine Erfahrung ist, die mir fehlt. 

Moderatorin: Und Herr Hecken? 

Staatssekretär Josef Hecken: Ich würde gern ein 
Freiwilliges Kulturelles Jahr machen. Die tollste 
Veranstaltung, die ich in den letzten drei Mona-
ten erleben durfte, war auch hier in Berlin. Kin-
der haben Kunststücke und Theaterstücke vorge-
führt, die von ihnen mit Leuten im FSJ Kultur 
eingeübt wurden. Und diese Kinder haben in 
dieser Arbeit mit den Freiwilligen gelernt, dass 
sie, obwohl sie in der Schule nach klassischen 
Kriterien versagt haben, auch etwas können. Der 
eine konnte jonglieren, der andere singen, der 
dritte konnte balancieren und der vierte eben 
wunderbar turnen. Die Kinder hatten Erfolgser-
lebnisse und haben dadurch Mut gewonnen. Be-
sonders beeindruckt hat mich, dass die jungen 
Freiwilligen mit den Kindern mit viel Geduld 
gearbeitet und ihnen diese Form der Erfüllung 
gegeben und somit Lebensperspektiven eröffnet 
haben. Das fand ich wirklich herausragend, weil 
das Kids waren, die im normalen Leben kaum 
eine Schnitte machen und die dann so stolz und 
so toll waren. Bei dieser Gelegenheit die Preise zu 
verleihen, hat richtig Spaß gemacht. 

Moderatorin: Präses Schneider, wenn Sie noch 
einmal ein oder anderthalb Jahre irgendwohin 
gehen könnten? 

Präses Nikolaus Schneider: Freiwilliges Enga-
gement hat in meinem Leben eigentlich immer 
eine Rolle gespielt. Es war eben immer im Bereich 
des Christlichen, christlich geprägter Gesellschaf-
ten. Wenn es möglich wäre, würde ich ganz gern 
mal in eine islamisch geprägte Gesellschaft gehen, 
um da eine unmittelbare Erfahrung aus dieser 
Gesellschaft heraus zu machen, aber auch, um 
wirklich einen Dienst an dieser Gesellschaft zu 
leisten. 

Moderatorin: Vielen Dank, Ihnen hier allen. Wir 
beenden diese Diskussion und diese Tagung. Und 
Präses Schneider wird uns jetzt noch den Reise-
segen geben, und dazu, denke ich, stehen wir alle 
auf.  
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Reisesegen 

Präses Nikolaus Schneider: Eine solche Tagung 
hat sehr grundsätzliche Themen zum Gegen-
stand, und zu diesen grundsätzlichen Themen 
gehört ja auch immer, wie wir uns selbst verste-
hen. Und dazu gehört, dass wir unser Verhältnis 
zu Gott klären. Das bedeutet, dass wir damit 
unser Verhältnis zu uns selber und zueinander 
klären. Und eine der wesentlichen Dimensionen 
ist, dass wir Gott als den Schöpfer allen Lebens 
begreifen, der Wille, dass wir in Frieden und 
gerecht zusammenleben, der uns dazu Hinweise 
gibt, aber vor allen Dingen die Ermutigung, auch 
aus dem Glauben heraus. Und darum lasst uns 
beten. 

Du unser Gott, wir bitten Dich, bleibe bei uns auf 
dem Wege. Lass zum Segen werden, was wir 
denken und was wir voranbringen. Da, wo wir in 
die Irre laufen und da, wo wir auch Unsinn trei-
ben, da bringe Du uns zurecht. Weck Du unsere 
Bereitschaft, uns zu korrigieren und auf den An-
deren mit Liebe zu blicken. Da wo wir nichts 
verändern können, sondern vieles erdulden müs-
sen, gib uns einen langen Atem. Miteinander hilf 
uns, dass wir auf dem Wege bleiben, damit Leben 
sich in dieser Welt entfalten kann, dass es be-
wahrt wird, und dass es zu guten Zielen geführt 
wird. So segne und behüte uns, lass Dein Ange-
sicht leuchten über uns und sei und gnädig. 
Wende Du uns Dein Angesicht zu und schenk 
uns Frieden. – Amen. 
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Anhang: 

 Das Europäische Jahr der Freiwilligentätigkeit 2011 / Selbstdarstellung 

Quelle: http://ejf.bagfw.de/index.php?id=2380  

Freiwillig. Etwas bewegen! - Unter diesem Motto 
findet 2011 das Europäische Jahr der Freiwilligen-
tätigkeit zur Förderung der aktiven Bürgerschaft 
(EJF 2011) statt. Koordiniert wird das Jahr durch 
das Ministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ). Unterstützt wird die nati-
onale Koordinierungsstelle durch eine Geschäfts-
stelle, die bei der Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Wohlfahrtspflege e.V. (BAGFW) angesiedelt ist. 

Ziele des EJF 2011 sind: 

–  Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für 
bürgerschaftliches Engagement in der EU 

–  Stärkung des Potenzials der Organisatoren von 
Freiwilligentätigkeiten zur Verbesserung der 
Qualität von freiwilligem Engagement  

–  Anerkennung von Freiwilligentätigkeit 
–  Sensibilisierung für den Wert und die Bedeu-

tung von freiwilligem Engagement als Aus-
druck einer aktiven Bürgerbeteiligung   

In Deutschland wurden folgende Prioritäten für 
das EJF 2011 gesetzt:  

–  Stärkung der Aufmerksamkeit und Anerken-
nung für Freiwillige und bürgerschaftliches 
Engagement in der Gesellschaft 

–  besonderer Fokus: generationenübergreifende 
Aktivitäten 

–  gezielte Ansprache von Frauen, jungen Men-
schen, Älteren, Migrantinnen und Migranten 

–  Intensivierung des Austauschs mit Verbänden 
und Organisationen der Zivilgesellschaft zur 
Verbesserung des Umfelds für Freiwillige und 
bürgerschaftliches Engagement 

–  Unterstützung einer besseren Vernetzung und 
Kooperation der Akteure und der Informati-
onsangebote über bürgerschaftliches Engage-
ment in Deutschland und Europa 

–  Initiierung eines regelmäßigen Dialogs zum 
bürgerschaftlichen Engagement auf EU-Ebene 

Umgesetzt werden sollen die Ziele des Europäi-
schen Jahres durch den wechselseitigen Aus-
tausch von Erfahrungen, der durch mehrere Regi-
onalkonferenzen gegeben werden soll. Aus zahl-
reichen Projektvorschlägen wurden acht Projekte 
ausgesucht, für die bei der Europäischen Kom-
mission ein Antrag auf Förderung gestellt worden 
ist. Gerahmt werden die Regionalkonferenzen 
durch eine Auftaktveranstaltung zu Beginn und 
eine Abschlussveranstaltung zum Ende des Jah-
res.    

Programm unter:  

http://www.bagfw.de/uploads/media/ejf2011_na
tionales_programm.pdf 

***** 

Hinweise:  

  Die Auftaktveranstaltung des Europäischen 
Jahrs der Freiwilligentätigkeit 2011 (EJF 2011) in 
Deutschland findet am 21.2.2011 in Berlin statt.  

  Internet:  
– www.eyv2011.eu/ 
– www.ejf2011.de  
– http://www.ejf2011.engagiert-in-
deutschland.de  
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 Das EU-Jahr der Freiwilligentätigkeit 2011 – (Hintergrund)

Berlin/Brüssel (epd). Seit 1983 
legt die Europäische Union jähr-
lich einen Themenschwerpunkt 
fest, um die Bürger sowohl auf 
europäischer als auch auf natio-
naler Ebene für bestimmte Anlie-
gen zu sensibilisieren. Durch 
Aktionen, Veranstaltungen und 
Öffentlichkeitsarbeit sollen diese 
Jahresthemen stärker ins öffent-
liche Bewusstsein gerückt wer-
den. 2010 lief das »EU-Jahr gegen 
Armut und soziale Ausgren-
zung«.  

»Freiwillig. Etwas bewegen!« So 
lautet das Motto des »Europäi-
schen Jahres der Freiwilligentä-
tigkeit 2011«. Auftakt für die 
Aktivitäten in Deutschland ist am 
21. Februar in Berlin. 

Die Entscheidung für das Jahres-
thema 2011 fiel in Brüssel bereits 

im Sommer 2008, als der Rat 
dem Wunsch der EYV Alliance 
2011 (European Year of Volun-
teering) folgte. Das Bündnis aus 
28 europäischen Verbänden und 
Netzwerken hatte sich beharrlich 
dafür eingesetzt, 2011 der akti-
ven Bürgerschaft zu widmen.  

Für die Kampagnen stellt Brüssel 
selten ein größeres Budget zur 
Verfügung, so dass die Mitglieds-
staaten selbst Fördergelder zu-
schießen müssen. So auch 2011, 
wenn die EU insgesamt acht 
Millionen Euro bereitstellt. Da-
von entfallen auf Deutschland 
420.00 Euro. Das Bundesfamili-
enministerium stockt den Betrag 
um etwa 590.000 Euro auf.  

Aus dem Fördertopf werden un-
ter anderem acht ausgewählte 
Projekte und Tagungen finanziert 

sowie die Auftaktveranstaltung 
in Berlin. Betreut werden die 
hiesigen Aktivitäten durch eine 
Geschäftsstelle, die im Juli 2010 
bei der Bundesarbeitsgemein-
schaft der Freien Wohlfahrtspfle-
ge eingerichtet wurde. Sie soll bis 
zum 31. Mai 2012 arbeiten. 

Deutschland will im mit seiner 
Kampagne vor allem erreichen, 
dass sich die öffentliche Auf-
merksamkeit für bürgerschaftli-
ches Engagement erhöht. »Dar-
über hinaus soll bei Menschen, 
die sich noch nicht engagieren, 
die Bereitschaft und das Interesse 
für ehrenamtliche Betätigung 
gestärkt werden«, heißt es im 
Ministerium. Ein besonderer 
Fokus liege dabei auf Frauen, 
jungen Menschen, älteren Bür-
gern sowie auf Migranten. 
    (epd-Basisdienst, 7.1.2011)  
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Jahrgang 2010 

36/10 – Sexueller Missbrauch: Neue Leitlinien der 
katholischen Kirche (Deutsche Bischofskonferenz) –  
20 Seiten / 2,60 € 

37/10 – »Quo vadis, Dialog? Stand und Entwicklungen 
im Gespräch zwischen Judentum, Islam und Christen-
tum« (Evangelische Akademie Baden und Forum Religi-
onen und Weltverantwortung) – 40 Seiten / 4,10 € 

38/10 – »Den eigenen Glauben kennen – den fremden 
Glauben verstehen« (50 Jahre Evangelische Zentralstelle 
für Weltanschauungsfragen) – 28 Seiten / 3,40 € 

39/10 – Themen: 25 Jahre Abendmahlsgemeinschaft 
von VELKD und Alt-Katholiken – Wirtschaftsethik  
(Beiträge von Dr. Volker Jung und Dr. Markus Dröge –  
20 Seiten / 2,60 €    

40/10 – Evangelische Kirche im Rheinland: Außeror-
dentliche Synode: »400 Jahre 1. Reformierte Generalsy-
node« (Vorträge, Predigt, Grußworte) 44 Seiten / 4,60 €   

41/10 – »mehr-wert: Mission in der Region«  
(Tagung der Evangelischen Kirche in Deutschland) –  
44 Seiten / 4,60 €   

42/10 – »Menschenrechte und Internationale Gerech-
tigkeit. Zur Bedeutung von wirtschaftlichen und sozi-
alen Rechten für eine nachhaltige Entwicklungszu-
sammenarbeit« (Evangelische Akademie Thüringen) – 
52 Seiten / 5,10 €   

43/10 – Ökumenischer Lagebericht 2010 –  
24 Seiten / 3,40 € 

44/10 – Empirische Studie zur Perikopenordnung 
(Ordnung der gottesdienlichen Lesungen und Predigt-
texte – Abschlussbericht von Prof. Dr. Wolfgang Ratz-
mann und Prof. Dr. Gert Pickel, Universität Leipzig) – 
68 Seiten / 5,40 € 

45/10 – Kirche in der Fläche (EKD-Konsultation der  
Landespastoren – Kirche im Aufbruch) – 36 Seiten / 4,10 € 

46/10 – Musik in der Mission – Theologische, kulturel-
le und soziologische Einsichten aus der Weltökumene 
(Evangelisches Zentrum für Gottesdienst und Kirchenmu-

sik, Evangelisches Missionswerk in Deutschland) –  
60 Seiten / 5,10 €   

47/10 – Synodentagung in Hannover (1) (u.a. Bericht 
des Leitenden Bischofs der VELKD, Präsidiumsbericht 
der UEK, Bericht des Rates der Evangelischen Kirche 
in Deutschland, epd-Berichterstattung) –  
76 Seiten / 5,90 € 

48/10 –  Synodentagung in Hannover (2) (EKD-
Synode 2010: u.a. Beschlüsse; Berichte des Präsidiums; 
Berichte zum Haushalt) – 80 Seiten / 5,90 € 

49/10 –  Synodentagung in Hannover (3) (Schwerpunkt-
thema  der EKD-Synode: »Niemand darf verloren  
gehen!«) – 28 Seiten / 3,40 € 

50-51/10 – Die Gemeinschaft Evangelischer Kirchen in 
Europa als Gemeinschaft von Kirchen (Konsultation der 
Evangelischen Kirche in Hessen und Nassau mit der Ge-
meinschaft Evangelischer Kirchen in Europa) –  
116 Seiten / 7,40 €  

52/10 – Themen: Religion im säkularen Staat  
(Dr. Thomas de Maizière) – Was bedeutet mir Europa?  
(Präses Nikolaus Schneider) – »Das Sozialstaatsgebot ist 
die Brandwand unserer Gesellschaft« (Rede von  
Johannes Stockmeier vor seiner Wahl zum Präsidenten des 
Diakonischen Werks der EKD) – 28 Seiten / 3,40 €  

 
Jahrgang 2011 
1-2/11 –  Abschlussbericht des Runden Tisches  
»Heimerziehung in den 50er und 60er Jahren« –  
80 Seiten / 5,90 € 

3/11 – Israel-Palästina: Die Stunde der Wahrheit. 
 Sozial-psychologische Dimensionen eines Dauer-
konflikts (Evangelische Akademie im Rheinland) –  
68 Seiten/5,40 €  

4/11 – Freiwilligendienste in Europa – Zwischen Staat 
und Zivilgesellschaft (Tagung in der Evangelischen  
Akademie zu Berlin) – 60 Seiten/ 5,10 €  
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